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Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik weiter denken
Auswärtige Politik soll die Rolle Deutschlands in der Welt aktiv gestalten und muss gleichzeitig 
die deutsche Gesellschaft einbeziehen und mitnehmen

FRANKWALTER STEINMEIER

A ls ich kurz vor der Sommerpause den 
Weltkongress der Deutschen Auslands-
schulen im Auswärtigen Amt empfangen 
habe, bekamen wir ein eindrucksvolles 

Bild von der Breitenwirkung unserer Bildungspoli-
tik im Ausland. Der große Weltsaal war bis auf den 
letzten Platz gefüllt, wir hatten Hunderte Schulleiter 
und Schulvereinvorsitzende Deutscher Schulen von 
allen Kontinenten und aus aller Herren Länder zu 
Besuch. Es war eine Freude zu sehen, mit welchem 
Engagement diese Frauen und Männer sich für ihren 
Bildungsauftrag, den kulturellen Austausch und die 
deutsche Sprache engagieren. Das ist die in unserer 
Bildungspolitik gelebte Basis für weitere Zusammen-
arbeit. Eine breite und eindrucksvolle Basis. Denn an 
den von uns geförderten Schulen werden mehr Kinder 
unterrichtet als in ganz Rheinland-Pfalz.

Außenpolitik ist weit mehr als klassische Diplo-
matie. Die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik 
ist wichtiger denn je. Heute geht es darum, unse-

re Außenpolitik in all ihren Facetten fi t zu machen 
für das . Jahrhundert, sie an die Erfordernisse und 
Möglichkeiten unserer Zeit anzupassen. Wie groß 
diese sind – dazu genügt oft ein Blick auf die erste 
Seite einer Tageszeitung: Partner in aller Welt erwar-
ten und erhoff en unser diplomatisches Engagement. 
Gleichzeitig gibt es in der deutschen Gesellschaft eine 
tief verwurzelte Kultur der außenpolitischen Zurück-

haltung. Für das Eine wie für das Andere gibt es gute 
Gründe. Als Außenpolitiker ist es unsere Aufgabe, eine 
auswärtige Politik zu formulieren, die Deutschlands 
Rolle in der Welt aktiv gestaltet und dabei die deut-
sche Gesellschaft einbezieht und mitnimmt. Ich habe 
deshalb den Review-Prozess »Außenpolitik Weiter 
Denken« ins Leben gerufen (www.review.de). 
Wir wollen deutsche Außenpolitik mit Experten und 
interessierten Menschen im In- und Ausland disku-
tieren und analysieren. Anfang  möchten wir so 
weit sein, Ergebnisse zu präsentieren.

Ich bin davon überzeugt, dass der Auswärtigen 
Kultur- und Bildungspolitik im . Jahrhundert eine 
besondere Rolle zukommt. Mit dem Zusammenbruch 
der zynischen Ordnung des Kalten Krieges hat sich 
eine Verschiebung der ehemals festgefügten Blöcke 
in Gang gesetzt, deren Auswirkungen uns vor immer 
neue Aufgaben stellen. Und um diese besser zu erken-
nen und zu lösen, dafür ist die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik von herausragender Bedeutung. Sie 
gibt uns – und unseren Partnern in der Welt – die 
Möglichkeit, ein Sensorium des gegenseitigen Verste-
hens zu entwickeln. Und das ist die Basis einer Politik, 
die sich für den friedlichen Ausgleich engagiert. Denn 
nur wer zunächst einmal versteht, was der andere 
meint, der kann in einem zweiten Schritt darüber 
entscheiden, ob er mit ihm einverstanden ist oder 
nicht. Kurz: Nur auf der Grundlage gegenseitigen 
Verstehens kann sich Verständigung entwickeln. 

Genau hier setzt Auswärtige Kultur- und Bildungs-
politik an: im Kontakt zwischen den Ländern und 
Völkern, aber auch da, wo es um den Aufbau eines 
friedlichen Zusammenlebens innerhalb eines Lan-
des oder zwischen unseren Partnern geht. So werden 
wir, um nur ein Beispiel zu nennen, in den nächsten 
Wochen und Monaten ganz gezielt in der Ukraine, in 
Georgien, Moldawien und Weißrussland den Aufbau 
zivilgesellschaftlicher Strukturen, freier Medien und 

Begegnungsmöglichkeiten über nationale Grenzen 
hinweg unterstützen. Dabei dürfen wir uns nichts 
vormachen. Die Zielsetzung Auswärtiger Kultur- und 
Bildungspolitik ist ehrgeizig und oft genug stellt sich 
Erfolg erst spät oder nur teilweise ein. Doch das sollte 
uns nicht entmutigen, sondern anspornen. 

Ich bin überzeugt: Vernünftige Politik braucht einen 
langen Atem und ich bin der gesamten Kultur- und 
Bildungslandschaft in Deutschland und dem Deut-
schen Bundestag dankbar, dass sie mich darin stets 
unterstützt hat. 

An drei Elemente denke ich dabei besonders: In 
Afrika haben wir vor einigen Jahren unter dem Stich-
wort »Afrikainitiative« begonnen, Strukturen und 
Projekte der Zusammenarbeit zu entwickeln und mein 
Eindruck von meinen Reisen nach Afrika ist: Dank der 
Arbeit besonders der Kulturstiftung des Bundes und 
der Goethe-Institute, aber auch freier Partner haben 
wir hier einiges bewirkt und gezeigt, dass es uns im 
besten Sinne um kulturelle Ko-Produktion und eben 
nicht um Kulturexport oder Bevormundung geht. 

Mit der Reform des Goethe-Institutes und der 
Verständigung auf die Kulturakademie Tarabya in 
Istanbul haben wir ein Modell geschaff en, wie das 
Auswärtige Amt gemeinsam mit dem Goethe-Ins-

Kultur in den Ländern
Heiß diskutiert: das geplante 
Kulturfördergesetz in NRW und 
das Konzept für die Kultur-
politik in Schleswig-Holstein.       
Seiten  bis  

Freihandelsabkommen
Die Europäische Bürgerinitia-
tive fordert Verhandlungsstop  
bei TTIP und CETA. Welchen 
Stellenwert haben audiovisuelle 
Medien?  Seiten ,  bis 
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mus mit Afghanistan gemein 
und: Neue Geschäftsmodelle der 
fairen Verteilung braucht das 
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Reaktion
Warum der Computerspielpreis 
bis zur nächsten Wahl zurück 
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In dieser Ausgabe:
Nicola Beer

Tom Buhrow
Ute Schäfer

Rupert Schlegelmilch
Claudius Seidl

und viele andere

Neue Kolumne: Ratings Agentour

Vergessen
Wenn man das Google-Lobby-Büro 
in bester Berliner Lage, Unter den 
Linden, betritt, weht einem purer 
amerikanischer New Economy-Geist 
entgegen. Bunte, propere Arbeits-
inseln, Großraum und Séparées, in 
fast jedem Raum befi ndet sich eine 
Videoanlage zur schnellen Verbin-
dung mit dem weltweiten Büronetz 
und natürlich dem Mutterhaus in 
Mountain View (USA). Integriertes 
Mitarbeiterrestaurant, Frühstück, 
Mittagessen und Snacks, Ruhebe-
reiche und natürlich das obligatori-
sche Tischfußballspiel. Als Besucher 
muss man sich, bevor man die Räu-
me betreten darf, in einem Terminal 
registrieren und erhält eine hübsch 
gedruckte Einlasskarte mit allerlei 
unverständlichem Code darauf. Spä-
testen mit der Überreichung dieser 
Codekarte begreift man, dass man 
sich jetzt in der geheimnisvollen 
Welt der digitalen Informationsver-
arbeitung befi ndet. 

Google ist kein normales Unter-
nehmen. Es ist mit seinem markt-
beherrschenden Anteil von mehr 
als  Prozent aller Suchanfragen 
im Internet der größte Medienmo-
nopolist unserer Zeit. Zum Google-
Imperium gehört auch das dominie-
rende Videoportal YouTube. Ohne 
Google läuft zurzeit im World Wide 
Web so gut wie nichts mehr. Gerade 
auch der Kulturbereich, der zwin-
gend auf den Vertrieb seiner Pro-
dukte über das Netz angewiesen ist, 
kann auf Google nicht verzichten 
und spürt gleichzeitig seine tiefe 
Ohnmacht gegenüber dem Mono-
polisten.

Dieses Unbehagen vor der über-
großen Marktmacht ist überall 
spürbar. Google sollen Zügel ange-
legt werden, deshalb war die Freude 
groß, als der Europäische Gerichts-
hof Mitte Mai ein Urteil zum so-
genannten »Recht auf Vergessen-
werden« verkündete. Doch dieser 
ersten (Schaden-)Freude folgt jetzt 
große Besorgnis. Der Europäische 
Gerichtshof hat in dem Urteil dem 
Persönlichkeitsschutz grundsätzlich 
Vorrang gegenüber kollidierenden 
Grundrechten, wie der Presse- und 
Meinungsfreiheit, gewährt. Die 
nun von Google vorzunehmende 
Löschung von Links auf Artikel in 
Presseportalen und Blogs wirkt sich 
zumindest mittelbar erheblich auf 
die Pressefreiheit der Inhaltsanbie-
ter aus, da ohne eine Google-Verlin-
kung ein Inhalt letztlich nur schwer 
oder gar nicht auffi  ndbar ist. 

Besonders problematisch ist, dass 
Google alleine darüber entschei-
den soll, ob ein Link zu löschen ist 
oder nicht. Bei hunderttausenden 
Löschwünschen, wird es die Regel 
sein, dass Google dem Löschungs-
begehren schon aus Kostengrün-
den einfach nachkommt. Der im-
merwährende Konflikt zwischen 
Datenschutz und Meinungsfreiheit 
wird letztlich von einem kommerzi-
ellen Unternehmen 
geklärt, das ist nicht 
akzeptabel.

Olaf Zimmermann 
ist Herausgeber 
von Politik & Kultur 
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Auswärtige Politik hilft, ein 
Sensorium des gegenseitigen
 Verstehens zu entwickeln

Der Begriff  Kulturaustausch hat 
sich durch die Globalisierung 
sehr verändert
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Fortsetzung auf Seite  

Wieder gut gemacht?
Zum aktuellen Stand der Raubgutdebatte, 
Provenienzforschung und Restitution. Seiten  bis 

Szene aus dem Film »Monuments Men« von Twentieth Century Fox
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DER AUSBLICK 

Die nächste Politik & Kultur 
erscheint am . November . 
Im Fokus der nächsten Ausgabe 
steht das Thema » Jahre Mauerfall«.

6 

Offi  zielle Stellungnahmen des 
Deutschen Kulturrates sind als 
solche gekennzeichnet. Alle 
anderen Texte geben nicht un-
bedingt die Meinung des Deut-
schen Kulturrates wieder. 

Fortsetzung von Seite  

titut Künstlerresidenzen im Ausland 
aufbauen kann. Daher habe ich auch 
auf meiner letzten Reise in die Türkei 
eine Reihe von Stipendiaten in meine 
Delegation aufgenommen und mit ih-
nen über die Kulturarbeit vor Ort dis-
kutiert und meine Überzeugung ist: 
Dieses Modell trägt und muss weiter 
ausgebaut werden. 

Drittens möchte ich den Bereich der 
Bildungspolitik nennen. Denn auch hier 
gilt, dass sich eine Politik des langen 
Atems lohnt. Mit dem Auslandsschulge-
setz haben wir eine gute Grundlage für 
die Förderung von Deutschen Schulen 
rund um den Globus. Ich bin sicher: Die 
Schülerinnen und Schüler von heute 
werden unsere Partner von morgen 
und daher müssen wir auch hier wei-
ter arbeiten, in der berufl ichen Bildung 
ebenso wie in der universitären.

Digitale Revolution und 
Globalisierung

Nötig ist aber noch mehr, denn wir 
wollen auf veränderte Ausgangsbe-
dingungen kulturellen Wirkens besser 
eingehen. Nur ein Beispiel will ich dafür 
zum Abschluss nennen: Wir wollen die 
neuen Medien nicht nur als technolo-
gisches Phänomen und Instrument, 
sondern als Medien – im wahrsten 

Sinne des Wortes – eines globalen ge-
sellschaftlichen Umbruchs begreifen. 
Es geht längst nicht mehr »nur« um die 
geschickte Nutzbarmachung digitaler 
Technik für die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik, sondern es geht um die 
Integration Auswärtiger Kultur- und 
Bildungspolitik in die global vernetzte 
digitale Umwelt. 

Digitale Revolution und Globalisie-
rung fordern zu einer Ergänzung un-
seres traditionellen Begriff s von Kul-

turaustausch auf. Vielfach lassen sich 
kulturelle Produktionen gar nicht mehr 
national zuordnen, sondern entstehen 
in der Zusammenarbeit kosmopoliter 
Akteure, die sich von anderen genau-
so kosmopoliten Akteuren durch die 
Besetzung spezifi scher künstlerischer 
oder sozialer Nischen abheben. Hier 
kann und muss Auswärtige Kulturpo-
litik neu wirken: durch ihre Angebote 
zur Verständigung, aber auch und viel-
leicht vor allem durch Einladungen zur 
Ko-Produktion, in denen Beiträge aus 
Deutschland zu konstitutiven Elemen-
ten grenzübergreifender künstlerischer 
Prozesse werden. 

Frank-Walter Steinmeier ist 
Bundesaußenminister
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Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier

DVDTIPP

Der Film »Monuments Men« basiert 
auf einer wahren Geschichte. Eine 
Sondereinheit der Alliierten soll 
während des . Weltkriegs  die größ-
ten Meisterwerke der Kunst aus den 
Händen der Nationalsozialisten  be-
freien und an ihre rechtmäßigen 
Besitzer zurückgeben. Ab dem . 
August präsentiert Fox das emoti-
onale Drama als Blu-Ray und DVD.
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Unentbehrlich!

ISBN: ----,  Seiten, € ,

Seit  Jahren erscheint Politik & Kultur, die Zeitung des Deutschen Kulturrates, jeweils mit einem Editorial 
des Herausgebers Olaf Zimmermann. Die Editorials sind eine ungewöhnliche Kommentarsammlung zur 
jüngsten Kulturpolitik. Ein umfangreiches kulturpolitisches Glossar ergänzt die Kommentarsammlung und 
macht das Buch zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel durch das Labyrinth der Kulturpolitik.

Jetzt bestellen: www.kulturrat.de/shop.php
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»Gerechter« Welthandel und Freihandelsabkommen
Über WTO, GATS, TTIP, 
CETA und TISA

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

A ls am . August dieses Jahres 
Indien die Frist verstreichen 
ließ, den im Dezember  
in Bali verhandelten Kom-

promiss zum Abschluss der Doha-
Runde zu unterzeichnen, sahen manche 
schon das Totenglöckchen der Welthan-
delsorganisation (WTO) läuten, andere, 
wie auch wir, fühlten sich an das Schei-
tern der Verhandlungen in Cancún im 
Jahr  erinnert. Doch der damals 
noch laute Jubel über das Scheitern 
der Doha-Runde fand keine Wiederho-
lung. Vielmehr besteht die Sorge, dass 
die wirtschaftlichen Ungleichgewichte 
durch die nunmehr forcierten bi- und 
multilateralen Handelsabkommen ver-
stärkt werden.

Vormarsch der 
Liberalisierungspolitik

Als im Januar  die im April  in 
Marrakesch gegründete Welthandelsor-
ganisation ihre Arbeit aufnahm, befand 
sich die Liberalisierungs- und Privati-
sierungspolitik wirtschaftspolitisch auf 
dem Vormarsch. Jahrzehnte vorher von 
neoliberalen US-amerikanischen Wirt-
schaftstheoretikern erdacht, konnten 
sich nach dem Ende der Sowjetunion 
und des Kalten Krieges diese Ideen des 
Wirtschaftens weltweit durchsetzen. 
Unter dem Dach der in Genf ansässi-
gen Welthandelsorganisation werden 
internationale Verträge wie GATS (All-
gemeines Abkommen über den Han-
del mit Dienstleistungen) und TRIPS 

(Übereinkommen über handelsbezo-
gene Aspekte der Rechte am geistigen 
Eigentum) verhandelt. Ziel ist es, Han-
delshemmnisse abzubauen, den inter-
nationalen Handel zu liberalisieren und 
so auf einen Freihandel hinzuwirken.  

Abkommen im Rahmen der WTO 
müssen einstimmig abgeschlossen wer-
den. Das zwingt einerseits die Mitglied-
staaten der WTO zu Kompromissen und 
ermöglicht andererseits durch ein Veto 
die Verhandlungen immer wieder neu 
anzusetzen.

Doha-Runde forever

Bereits seit  läuft die sogenannte 
Doha-Runde im Rahmen der WTO. Die 
Doha-Runde wird als Entwicklungs-
runde bezeichnet, da sie zum Ziel hat, 
sogenannten Entwicklungsländern 
einen besseren Zugang zu den Welt-
märkten und insbesondere den Märk-
ten der entwickelten Industriestaaten 
zu erleichtern. Die Doha-Runde sollte 
eigentlich im Dezember  abge-
schlossen werden. 

Einen vorläufi gen Höhepunkt auch 
der deutschen kulturpolitischen De-
batten zur Doha-Runde bildeten die 
Verhandlungen der Ministerkonferenz 
im mexikanischen Cancún im Jahr . 
Der Deutsche Kulturrat war vor Ort und 
hat für Ausnahmeregelungen für den 
Kultur- und Medienbereich gestritten. 

 Hauptstreitpunkt in Cancún wa-
ren aber die Agrarsubventionen der 
entwickelten Industrienationen, die 
Entwicklungsländern den Marktzu-
gang erschweren und deren regionale 
Märkte teilweise zerstören. Die Ver-
handlungen scheiterten am Veto von 
Schwellenländern angeführt von Bra-
silien. Auf die Verhandlungsrunde in 
Cancún folgten Ministerkonferenzen 

in Hongkong , in Genf  und in 
Bali . Ein wesentliches Streitthema 
waren jedes Mal die Agrarsubventionen 
der entwickelten Industriestaaten und 
der Marktzugang für Entwicklungslän-
der. Nach zwölf Jahren zäher Verhand-
lungen schien in Bali Ende  der 
Durchbruch gelungen zu sein, der am 
Veto Indiens scheiterte. Wiederum wa-
ren Agrarsubventionen, dieses Mal die 
indischen zum Schutz der nationalen 
Landwirtschaft, der Grund.

Der Deutsche Kulturrat hat im Um-
feld der Verhandlungen von Cancún 
harsche Kritik an der WTO und der 
Verhandlungsrunde geäußert. Haupt-
kritikpunkt war die Einbeziehung von 
Kulturdienstleistungen und speziell 
audiovisuellen Dienstleistungen in die 
Verhandlungen.

Rettungsanker UNESCO

Der Deutsche Kulturrat gehörte daher 
zu den energischen Befürwortern der 
»UNESCO-Konvention über den Schutz 
und die Förderung der Vielfalt kultu-
reller Ausdrucksformen« (Konvention 
Kulturelle Vielfalt). Die Konvention 
Kulturelle Vielfalt war als eine Art 
Gegenmodell zu den internationalen 
Verhandlungen zur Handelsliberalisie-
rung gedacht. Sie soll eine eigenstän-
dige Kulturpolitik, einschließlich von 
Kultursubventionen, ermöglichen, auch 
wenn die Staaten Liberalisierungsver-
pfl ichtungen im Rahmen von Freihan-
delsabkommen eingehen. Dabei bezieht 
die Konvention Kulturelle Vielfalt neue 
digitale Verbreitungswege in ihre For-
mulierungen ein. 

Sowohl die Bundesrepublik Deutsch-
land als auch die EU haben die Kon-
vention Kulturelle Vielfalt ratifi ziert 
und sind daher in ihrer Politik an sie 

gebunden. Beide versichern auch stets 
diese Verpfl ichtung einzuhalten.

Oftmals vergessen wird, dass auch 
die Konvention Kulturelle Vielfalt eine 
entwicklungspolitische Komponente 
enthält. Das gilt nicht nur mit Blick 
auf einen Fonds zur Unterstützung 
von Kultur und Kulturpolitik in soge-
nannten Entwicklungsländern, sondern 
auch hinsichtlich eines verbesserten 
Marktzugangs für Kunst und Kultur aus 
Entwicklungsländern zu den Märkten 
entwickelter Industriestaaten.

Freunde von Dienstleistungen

Nach dem mehrfachen Stocken der 
Doha-Runde nehmen bi- und pluri-
laterale Abkommen zu. Hierzu zählen 
z.B. das Handelsabkommen der EU mit 
Südkorea, das bereits sehr weit gedie-
hene Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und Kanada (CETA), das derzeit 
viel diskutierte geplante Freihandels-
abkommen zwischen der EU und den 
USA (TTIP) sowie das Trade in Services 
Agreement (TISA) -Abkommen. 

Beim geplanten TISA-Abkommen 
haben sich , wie sie sich selbst nen-
nen »sehr gute Freunde von Dienst-
leistungen« (really good friends of 
services) zusammengefunden, um die 
Liberalisierung von Dienstleistungen 
zu verhandeln. Mit von der Partie 
sind: Australien, Kanada, Chile, Chi-
nese Taipei, Colombia, Costa Rica, EU, 
Hong Kong China, Island, Israel, Japan, 
Korea, Liechtenstein, Mexico, Neusee-
land, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, 
Schweiz, Türkei und die USA. Auff al-
lend ist, dass keiner der BRICS-Staaten 
(Brasilien, Russland, Indien, China und 
Südafrika) dabei ist. Ziel ist eine weit-
reichende Liberalisierung zum Beispiel 
bei Finanzdienstleistungen aber auch 

der kommunalen Daseinsvorsorge. Bis-
lang sieht es so aus, dass audiovisuelle 
Dienstleistungen von diesem Abkom-
men ausgenommen sind. Andere Kul-
turdienstleistungen, so auch private 
Bildungsdienstleistungen, sind aber 
durchaus betroff en. Wiederum soll mit 
Negativlisten gearbeitet werden, d.h. 
es sollen Ausnahmen der Liberalisie-
rung fi xiert und keine Positivliste der 
zu liberalisierenden Dienstleistungen 
vereinbart werden. Die WTO bleibt bei 
den TISA-Verhandlungen außen vor.

Aushöhlung der WTO

Haben auch wir noch vor gut zehn 
Jahren die WTO und speziell die Doha-
Runde als Gefahr für den Kultur- und 
Mediensektor gesehen, muss heute 
festgestellt werden, dass der Teufel 
mit dem Beelzebub ausgetrieben wur-
de. Die mühseligen Kompromisse und 
das erneute Stocken der Doha-Runde 
kommen letztlich vor allem den entwi-
ckelten Industrienationen zupass. Sie 
schließen mehr und mehr unterein-
ander Handelsabkommen und setzen 
damit die Standards. Die sogenannten 
Entwicklungsländer werden zuneh-
mend ausgegrenzt. 

Wenn jemals durch Liberalisierung 
ein gerechter Welthandel erreicht wer-
den sollte, rückt dieses Ziel in immer 
weitere Ferne. Es gilt daher die ent-
wicklungspolitische Komponente der 
Konvention Kulturelle Vielfalt stärker 
in das Blickfeld zu rücken, um vom Kul-
turbereich aus Signale zu einer gerech-
teren Welt auszusenden. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates
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Das Kultur-
fördergesetz 
NRW
verankert die 
kulturelle 
Bildung als 
einen von 
drei Schwer-
punkten der 
Kulturförderung

Das Kulturfördergesetz 
Nordrhein-Westfalen
Kulturelle Vielfalt in NRW sichern und weiterentwickeln 

UTE SCHÄFER

I m Frühjahr  haben wir unter in-
tensiver Beteiligung von Kulturver-
antwortlichen und Kulturschaff enden 

in NRW damit begonnen, den von den Re-
gierungsfraktionen erteilten Auftrag zur 
Erarbeitung eines Kulturfördergesetzes 
umzusetzen. Dazu wurde u.a. in fünf Re-
gionalkonferenzen »auf dem Weg zu einem 
Kulturfördergesetz NRW« diskutiert, wel-
che Ziele ein solches Gesetz haben sollte. 

Mitte Mai dieses Jahres hat das Ka-
binett das Kulturfördergesetz (KFG) mit 
erfreulich positiver öff entlicher Resonanz 
gebilligt. In der Verbändeanhörung hatten 
anschließend die Kulturverbände bis Mitte 
Juni die Gelegenheit, mit ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf weitere Anregungen 
zum Inhalt des Gesetzestextes beizutragen, 
bevor dieser in den Landtag eingebracht 
wird. Dies soll unmittelbar nach der Som-
merpause geschehen, damit das Gesetz 
Ende  in Kraft treten kann – als erstes 
Kulturfördergesetz bundesweit.

Was ist das Neue und das Besondere am 
Kulturfördergesetz NRW? Warum ist ein 
solches Gesetz nötig, wo doch bereits die 
nordrhein-westfälische Landesverfassung 
das Land und die Kommunen zur Pfl ege 
und Förderung von Kunst und Kultur ver-
pfl ichtet?

Das KFG soll das Engagement des Lan-
des für die Kultur bekräftigen und festigen. 
Es soll die politische Bedeutung der Kultur 
und ihrer Förderung auf allen staatlichen 
Ebenen stärken. Und es soll bewirken, dass 
sich das Landesparlament – nicht nur im 
Gesetzgebungsprozess, sondern in Zukunft 
regelmäßig – mit den Entwicklungsfra-
gen der Kultur in NRW auseinandersetzt. 
In Zeiten, in denen fi nanzielle Probleme 
die Kulturförderung vielfach beunruhi-
gend infrage stellen, ist es wichtig, die 
Notwendigkeit der Kulturförderung und 
ihre politische Bedeutung zu betonen und 
nachhaltig zu verankern. Auf keine andere 
Weise kann das so wirksam geschehen wie 
durch ein Gesetz. 

Der KFG-Entwurf enthält eine kulturpo-
litische Standortbestimmung des Landes. 
Er bringt kurz und präzise auf den Punkt, 
was nach den Vorstellungen des Landes 
Ziele, Inhalte und Verfahren seiner Kultur-
förderung sind. Das Gesetz legt fest, was 
eine Landeskulturförderung ausmacht, die 
zukunftsgerichtet und innovativ wirksam 
sein soll und zugleich das kulturelle Erbe 
pfl egt und sichert.

Das Gesetz schaff t dadurch für alle Kul-
turschaff enden und Kulturverantwortli-
chen mehr Transparenz, mehr Klarheit 
und mehr Verbindlichkeit bezüglich der 
Kulturförderung des Landes. Die Kommu-
nen und auch die Kultureinrichtungen be-
nötigen verlässliche Rahmendaten.

Insbesondere mit dem Kulturförderplan 
soll deshalb durch das KFG ein neues Inst-
rument der Kulturförderpolitik eingeführt 
werden, das für die – potenziellen – Förder-
empfänger mehr Planungssicherheit und 
mehr Mitwirkungsmöglichkeiten bezüglich 
der Kulturförderung des Landes bringt. Der 
Kulturförderplan soll zukünftig jeweils für 
eine Legislaturperiode aufgestellt werden 
und die Ziele und Schwerpunkte der Lan-
desförderung für jeweils fünf Jahre festle-
gen. Er soll zwar unter Haushaltsvorbehalt 
stehen, doch zukünftig alle fünf Jahre ei-
nen Planungsprozess bewirken – und eine 
politische Verständigung über die ange-
strebte Entwicklung der Kulturförderung 
und den Einsatz der dafür erforderlichen 
Mittel, von der man anschließend nur 
schwer wird abweichen können.

Das zweite neue Instrument im KFG-
Entwurf, das zugleich die Qualität der 
Kulturförderung und deren politische 
Bedeutung stärken soll, ist der Landes-
kulturbericht. Er soll der Kulturförderung 
auf allen Ebenen, insbesondere auch der 
Ebene der Kommunen, wesentlich verbes-
serte Arbeits- und Entscheidungsgrund-
lagen bieten. Der Landeskulturbericht 
soll zukünftig jeweils gegen Ende einer 
jeden Legislaturperiode erscheinen und 
zur »Lage der Kultur in Nordrhein-West-
falen« insgesamt Stellung beziehen, also 

insbesondere auch zur Lage der Kultur in 
den Kommunen. Er soll mit seinen statis-
tischen Daten, mit seinen Forschungser-
gebnissen und Evaluationen, die jeweils 
auf einem umfangreichen mehrjährigen 
Arbeitsprozess beruhen werden, sowohl 
für die Kulturförderpolitik des Landes 
wie der Kommunen von Bedeutung und 
Nutzen sein. 

Das KFG soll die kulturpolitische Zu-
sammenarbeit zwischen Land und Kom-
munen stärken – u.a. durch den Kultur-
förderplan und den Landeskulturbericht, 
aber z.B. auch durch die neu eingeführte 
Förderung von kommunenübergreifen-
den Kulturentwicklungsplanungen. Das 
KFG soll dazu beitragen, dass die Lan-
deskulturförderung und die kommunale 
Kulturförderung besser ineinandergreifen 
und der Blick stärker auf die NRW-Kultur-
landschaft als Ganzes gerichtet wird. Das 
KFG wird Land und Kommunen deshalb 
zu »gleichberechtigtem, partnerschaftli-
chen Zusammenwirken« verpfl ichten. Da-
bei verzichtet es darauf, daraus konkrete 
Verpfl ichtungen für die einzelne Kommune 
abzuleiten. Der KFG-Entwurf ist insge-
samt äußerst zurückhaltend gegenüber 
den Kommunen gehalten: Erstens gehört 
die Kulturpfl ege zum absoluten Kernbe-
reich der verfassungsrechtlich verbürgten 
kommunalen Selbstverwaltung, die der 
Landesgesetzgeber als hohes Gut zu ach-
ten hat. Zweitens ist das ebenfalls in der 
Verfassung verankerte Konnexitätsprinzip 
zu beachten. Das Land kann und will kei-
ne gesetzlichen Pfl ichten der Gemeinden 
konstituieren, die es nach dem Konnexi-
tätsprinzip zu fi nanziellen Ausgleichsleis-
tungen verpfl ichten würden.

Der KFG-Entwurf verankert die 
kulturelle Bildung als einen von drei 
Schwerpunkten der Landeskulturför-
derung – neben der Produktion und 
Präsentation künstlerischen Schaff ens 
und dem Erhalt des kulturellen Erbes. 
Das KFG macht kulturelle Bildung zur ge-
setzlichen Pfl ichtaufgabe für alle landesei-
genen Kultureinrichtungen und es schaff t 

die Grundlage dafür, dass das Land seine 
Förderungen von Aktivitäten im Bereich 
der kulturellen Bildung abhängig machen 
kann. Das KFG sieht vor, dass die bisher 
dezentral bei den fünf Bezirksregierun-
gen angesiedelten Beratungsstellen für 
öff entliche Bibliotheken zu einer zent-
ralen, deutlich leistungsstärkeren Biblio-
theksfachstelle zusammengeführt werden. 
Dass im KFG-Entwurf den Bibliotheken 
ein eigener Paragraph gewidmet ist, un-
terstreicht die besondere kultur- und bil-
dungspolitische Bedeutung gerade dieser 
Einrichtungen. 

Im KFG-Entwurf wird die »Förderver-
einbarung« als neues Instrument der Kul-
turförderung des Landes eingeführt. Sie 
soll der mittel- bis langfristigen Sicherung 
von kommunalen Kultureinrichtungen 
dienen: Eine Kommune kann mit dem 
Land individuell für einen bestimmten 
Zeitraum den Betrieb und die Entwicklung 
einer kommunalen Kultureinrichtung so-
wie die dazu erforderlichen beiderseitigen 
Finanzierungsbeiträge vereinbaren.

Das KFG wird die Grundlage für eine 
allgemeine Förderrichtlinie schaff en, die 
den Förderempfängern einige wesentliche 
Verbesserungen und Vereinfachungen im 
Zuwendungsverfahren bringt. Beispiels-
weise soll die für den Förderempfänger 
vorteilhafte »Festbetragsfi nanzierung« 
bis zu bestimmten Höchstbeträgen zum 
Regelfall werden, die Basiskosten und die 
Basispersonalkosten sollen bei Projektför-
derungen unter bestimmten Vorausset-
zungen als förderfähige Ausgaben aner-
kannt oder auch die zuwendungsrechtliche 
Behandlung von Sponsoringeinnahmen 
verbessert werden. 

Ich bin davon überzeugt: Um auf Dau-
er – gerade auch angesichts knapper öf-
fentlicher Kassen – Kunst und Kultur die 
nötigen gesellschaftlichen Freiräume zu 
sichern und möglichst vielen Menschen 
kulturelle Teilhabe zu ermöglichen, brau-
chen wir mehr Kommunikation, Partizipa-
tion und Kooperation in der Kulturpolitik. 
Und wir brauchen mehr Verlässlichkeit und 
Planbarkeit für die Kulturschaff enden.  
Mit dem Kulturfördergesetz NRW sind 
wir hier auf einem guten Weg – mit dem 
Ziel, die besondere kulturelle Vielfalt in 
Nordrhein-Westfalen zu bewahren und 
weiter zu stärken.   

Ute Schäfer ist Ministerin für Familie, 
Kinder, Jugend, Kultur und Sport des 
Landes Nordrhein-Westfalen  

Ob in Ruhrgebiet oder Sauerland, das neue Kulturfördergesetz wird in Nordrhein-Westfalen kulturpolitisch einiges bewegen
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Verlässlichkeit 
schaffen
ANDREAS BIALAS

Das nun als Referentenentwurf vor-
liegende Kulturfördergesetz der rot-
grünen Landesregierung ist zunächst 
ein wichtiger Beitrag zur Konkretisie-
rung des Auftrages nach Artikel  der 
Verfassung des Landes. Natürlich wird 
nicht Kunst und Kultur defi niert, wohl 
aber werden die Grundlagen und  Rah-
menbedingungen der Förderung aus 
dem Zustand des historischen Wuchses 
in eine nachvollziehbare und begründ-
bare Gegenwart überführt.

Das Gesetz behandelt zunächst Ziele, 
Schwerpunkte und Grundsätze der För-
derung. Es bestimmt die Aufgaben von 
Land und Kommunen und regelt deren 
Zusammenwirken in den wesentlichen 
Aufgaben, der kulturellen Daseinsvor-
sorge, des Erhalts des kulturellen Erbes 
und der kulturellen Bildung. 

Einen wesentlichen Kern stellt die 
Verbindlichkeit und Verlässlichkeit ei-
nes Kulturförderplanes dar. Hierdurch 
stellt sich die Förderung konzeptbasiert 
auf. Und wird evaluiert, denn durch ei-
nen Landeskulturbericht, der nicht nur 
die ausgegebenen Gelder aufl istet, soll 
beantwortet werden, inwieweit die an-
gestrebten Ziele tatsächlich erfüllt wur-
den. Durch die Diskussionen um Plan 
und Bericht wird der kulturpolitische 
Diskurs stetig angestoßen und Kultur-
politik wieder stärker in das Parlament 
zurückgeholt.

Ein weiterer Teil des Gesetzes be-
schäftigt sich mit den Förderverfahren, 
um hier eine einfachere und unbürokra-
tischere Verwaltungsabwicklung zu er-
möglichen und um einen Schutzschirm 
über die Kultur zu spannen. Gerade die 
Bildung von Kontrakten ermöglicht es 
den Kommunen, sogenannte freiwil-
lige Leistungen als vertragsgebunden 
auszuweisen.

In zahlreichen Diskussionen mit we-
sentlichen kulturpolitischen Playern 
und kulturellen Einrichtungen wurde 
das Gesetz sehr positiv aufgenommen, 
nämlich als wichtiger Beitrag, Kultur 
in NRW zu bewahren und weiterzuent-
wickeln.

Eines kann das Gesetz aber nicht 
lösen, das Problem der Kommunal-
fi nanzen. Einen Paradigmenwechsel 
hin zu einer zentralistischen Kulturfi -
nanzierung sieht das Gesetz nicht vor, 
denn nicht die Kultur befi ndet sich in 
der Krise, wohl aber die fi nanzielle Aus-
stattung zahlreicher Kommunen, deren 
fi nanzielles Potential oftmals bereits 
schon vor der Erfüllung der Pfl ichtauf-
gaben erschöpft ist. Daher: Den Kampf 
für die Kultur gilt es sowohl im Land als 
auch im Bund stetig und gerade auch 
auf dieser Bühne aufzunehmen.

Kulturpolitische Standortbestimmung
Statements zum neuen Kulturförderungsgesetz in Nordrhein-Westfalen

Andreas Bialas, Kulturpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion im Landtag 
NRW

Thomas Sternberg, Kulturpolitischer 
Sprecher der CDU-Fraktion im Land-
tag NRW

Oliver Keymis, Kulturpolitischer 
Sprecher der Fraktion Bündnis /
Die Grünen im Landtag NRW

Ingola Schmitz, Kulturpolitische 
Sprecherin der FDP-Fraktion im 
Landtag NRW
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Lukas Lamla, Kulturpolitischer 
Sprecher der Piratenfraktion im 
Landtag NRW
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 Sicherlich kein 
Meilenstein
THOMAS STERNBERG

Der seit Mai vorliegende Referenten-
entwurf, der im Herbst in die parlamen-
tarischen Beratungen eingeführt wird, 
enttäuscht auf ganzer Linie; eine ver-
bindliche und verlässliche Grundlage 
für die Kulturförderung gelingt nicht. 

Die  Paragraphen auf  Seiten 
bieten nicht mehr als Absichtsbekun-
dungen und Feststellungen des seit 
Jahrzehnten Geübten. Es handelt sich 
nicht um einen Gesetzestext, sondern 
um Unverbindlichkeiten. Der Abschnitt 
»Kosten« in der Einleitung sagt das auch 
ganz unverblümt: »Dieses Gesetz be-
gründet keine subjektiven Rechte Ein-
zelner, insbesondere keine Ansprüche 
auf Landesförderung«. Der Finanzmi-
nister hat sich auf ganzer Linie durch-
gesetzt. Das gilt auch für den Innenmi-
nister, der off ensichtlich nicht bereit 
war, eine der schon lang diskutierten 
Rahmensetzungen für die zwar freiwil-
lige, aber keineswegs unverbindliche 
und von der Verfassung vorgeschrie-
bene kommunale Kulturarbeit in den 
Haushaltprüfungen zuzulassen. Sogar 
der Bauminister hat off ensichtlich ge-
mauert: im §  sollte die Kunst am Bau 
wieder zur Regel gemacht werden. Dass 
allerdings die Kulturabteilung die Mittel 
hierfür bereitstellen soll, ist angesichts 
ihres Miniaturetats ein Treppenwitz.  

 An anderen Stellen schießt das 
schma le Gesetz über das Ziel hinaus: Die
Förderung kultureller Bildung ist inzwi-
schen das Megathema der Kulturpolitik. 
Wenn aber Maßnahmen der kulturellen 
Bildung zur Voraussetzung für jedwede 
Förderung gemacht werden, dann geht 
das deutlich zu weit und verrät eine 
ziemliche Unkenntnis über die Breite 
kultureller Arbeit. Zudem wird der Bil-
dungsbegriff  unangemessen auf Kinder 
und Jugendliche verengt. Und ein Kul-
turplan, der eine größere Verbindlich-
keit und Mehrjährigkeit der Förderung 
sichern soll, wird wie alle früheren Ver-
suche hierzu an den Grenzen des Ver-
waltungsrechts scheitern, zumal nicht 
einmal die Ahnung einer Lockerung im 
Gesetz aufgewiesen werden kann. 

Für eine umfassende Würdigung 
der Defi zite und Schwächen des Ent-
wurfs fehlt hier der Platz. Eines lässt 
sich sagen: Ein Meilenstein ist dieses 
Gesetz ganz sicher nicht. Kulturpolitik 
hat in NRW zurzeit keine Konjunktur. 
Wir erleben die schleichende Erosi-
on des kulturellen Engagements. Erst 
wenn Kultur und die Politik zu deren 
Ermöglichung wieder ernst genommen 
werden, kann sich auch in den fi nan-
ziellen Bedingungen und gesetzlichen 
Festlegungen etwas verbessern: in der 
Regierung Kraft ist das nicht der Fall. 

Bundesweit 
einmalig
OLIVER KEYMIS

Vorhang auf für das neue Kulturför-
dergesetz NRW: Im Herbst  wird 
den Landtag NRW erreichen, was im 
Juli  SPD und GRÜNE dort mit ei-
nem gemeinsamen Antrag beschlossen 
hatten: Die rot-grüne Landesregierung 
sollte ein Kulturfördergesetz NRW (KFG 
NRW) vorlegen, damit die kulturpoliti-
sche Diskussion im Land mehr Gewicht 
erhält und der Artikel  der NRW-Lan-
desverfassung mit Leben gefüllt wird: 
»Kunst und Kultur sind vom Land zu 
fördern.« Auf geht’s!, rufen die einen. 
Was soll‘s?, fragen die anderen. – 

Hier einige sachdienliche Hinweise 
zum neuen Kulturfördergesetz NRW, 
das bisher bundesweit in dieser Form 
einmalig ist:

Das neue Gesetz soll eine kultur-
politische Standortbestimmung in 
Nordrhein-Westfalen vornehmen. Es 
soll Inhalte, Ziele und Verfahren be-
nennen, neue Instrumente wie den 
Landeskulturbericht und den Kulturför-
derplan aufzeigen, mehr Transparenz 
gewährleisten, durch Förderpauschalen  

– bis zu einem festgelegten Höchstbe-
trag – und Fördervereinbarungen auch 
mit den kommunalen Partnern sowie 
mit neuen Festbetragsfi nanzierungen 
insgesamt deutlich weniger Bürokratie 
und erheblich mehr Effi  zienz bei der 
Kulturförderung ermöglichen.

Es soll ebenso eine kulturpolitische 
Selbstvergewisserung sein, wie ins-
gesamt mehr Planungssicherheit und 
Mitwirkungsmöglichkeiten gewähr-
leisten. Drei Schwerpunkte sind dabei 
ausgemacht: die Förderung der Produk-
tion und Präsentation künstlerischen 
Schaff ens, die kulturelle Bildung und 
der Erhalt des kulturellen Erbes.

Dabei ist der Landeskulturpolitik, ob 
rot oder grün, sehr bewusst, dass der 
Löwenanteil der öff entlichen kulturel-
len Förderung durch die Kommunen 
des Landes NRW geleistet wird. Für das 
Land gab es eine entscheidende Bedin-
gung: Das neue Kulturfördergesetz darf 
kein neues Geld kosten. 

Diese Bedingung haben wir ange-
sichts der verfassungsgemäßen Schul-
denbremse ab  und der insgesamt 
prekären Haushaltslage des Landes 
Nordrhein-Westfalen akzeptiert. 
Prinzipiell gibt es auch im heutigen 
NRW-Landeshaushalt noch die Mög-
lichkeit, die Landeskulturförderung 
durch bescheidene Verschiebungen zu 
verstärken; als eine weitere Investition 
in die Zukunft Nordrhein-Westfalens. 
Entsprechende Haushaltsbeschlüsse 
fanden noch  im Düsseldorfer 
Parlament erfreulicherweise eine 
Mehrheit. 

Keine Hilfe für die 
Kulturlandschaft
INGOLA SCHMITZ

»Kulturförderung braucht eine verläss-
liche Grundlage« ‒ mit dieser Feststel-
lung hatte die rot-grüne Regierungsko-
alition in Nordrhein-Westfalen die Vor-
lage eines Kulturfördergesetzes in ihrer 
Koalitionsvereinbarung angekündigt. 
Nach zwei langen Jahren und diversen 
Ermahnungen ‒ etwa des Kulturrates 
NRW ‒ war es dann endlich so weit. 

Die Förderung der Kultur gesetzlich 
abzusichern und damit auch transpa-
rente und möglichst einheitliche För-
dermaßstäbe festzulegen, ist ein rich-
tiger Ansatz. Entsprechend wird sich 
die FDP-Landtagsfraktion konstruktiv 
in das Gesetzgebungsverfahren ein-
bringen. Bereits jetzt off enbaren sich 
jedoch einige Schwächen des Gesetzes, 
die im Laufe der Beratungen diskutiert 
werden müssen.

Das gilt z.B. für eine stärkere Ent-
bürokratisierung beim Zugang zu Kul-
turfördermitteln. Manch spannendes 
Projekt scheitert etwa an hohen Förder-
schwellen. Auch das Jährlichkeitsprin-
zip ist mit künstlerischem Wirken und 
kreativer Arbeit oft schwer in Einklang 
zu bringen.

Außerdem muss nach Auff assung der 
FDP die Klarstellung der Zweckfreiheit 
von Kunst Bestandteil einer grundle-
genden Norm für die Kulturförderung 
sein. Ansonsten droht eine Einengung 
auf Kulturelle Bildung oder eine Ideo-
logisierung der Kulturförderung. Es darf 
aber nicht die Politik entscheiden, wel-
che Form von Kunst und Kultur förder-
würdig ist, welche – politischen – Bot-
schaften damit verbunden sein müssen 
oder welche Kunstwerke im Moment 
akzeptabel sind ‒ und welche nicht. 
Ein aktuelles mahnendes Beispiel ist 
Duisburgs SPD-Oberbürgermeister, der 
eine Installation des Künstlers Gregor 
Scheider im Rahmen der Ruhrtrienna-
le mit der anmaßenden Begründung 
verbot, die Bürgerinnen und Bürger 
Duisburgs seien »noch nicht reif« für 
das Kunstwerk.

Das KFG darf nicht zu einer leeren 
Hülle verkommen. Die massiven Kür-
zungen von SPD und Grünen im nord-
rhein-westfälischen Kulturhaushalt in 
den vergangenen Jahren sowie die fak-
tische Einstellung der Denkmalförde-
rung durch die Landesregierung können 
auch durch ein KFG nicht ausgeglichen 
werden. Es hilft der Kulturlandschaft 
sowie den Kulturschaff enden in Nord-
rhein-Westfalen nichts, theoretische 
Fördermodalitäten zu kennen, wenn 
kein Geld für eben diese Förderung vor-
handen ist. Für Rot-Grün ist Kulturpoli-
tik erkennbar keine Priorität ‒ das muss 
sich endlich ändern.

Zwischen Worten 
und Taten
LUKAS LAMLA

Mit der Vorlage des Entwurfs des Kul-
turfördergesetzes NRW geht die Dis-
kussion um eine nachhaltige Förderung 
von Kunst und Kultur in Zeiten klam-
mer Kassen in Land und Kommunen 
in eine neue Runde. Diese Diskussion 
steht von Beginn an im Spannungsver-
hältnis zwischen politisch Gewolltem 
und rechtlich Möglichem – also den 
kulturpolitischen Zielen und den durch 
das Konnexitätsprinzip beschränkten 
Möglichkeiten des Gesetzgebers. Be-
obachtet man den bisherigen Verlauf, 
handelt es sich weniger um eine ideo-
logische als um eine handwerkliche 
Diskussion.

Die Piratenfraktion NRW begrüßt 
die Intention des KFG. Wir haben aber 
Zweifel, ob mit dem Entwurf das kultu-
relle Erbe gesichert und die Kulturszene, 
vor allem Freie Szene und Soziokultur, 
so verlässlich gefördert werden kann, 
wie es aus unserer Sicht notwendig ist. 

Eine Frage wird in den parlamenta-
rischen Beratungen zentral sein: Sollte 
man ein Gesetz erlassen, das vor allem 
politische Absichtserklärungen enthält, 
aber wenig praktisch regelt, oder sollte 
man den Weg eines Spezialgesetzes ge-
hen und so bestimmte Bereiche rechts-
sicher regeln? 

Der vorliegende KFG-Entwurf 
stellt eine kulturpolitische Standort-
bestimmung dar: Kulturförderplan 
und Landeskulturbericht sollen mehr 
Transparenz, Planungssicherheit und 
mehr Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Akteure verwirklichen. Die Kooperation 
zwischen Land und Kommunen soll ge-
stärkt werden, »Fördervereinbarungen« 
sollen fi nanzschwachen Kommunen 
die Weiterführung von Institutionen 
und Projekten der Kunst und Kultur 
ermöglichen. 

Über all dem aber schwebt der Haus-
haltsvorbehalt. Alle im KFG beschrie-
benen Fördermöglichkeiten können nur 
umgesetzt werden, wenn das Geld im 
Haushalt bereitsteht. Ist das nicht der 
Fall, ist das KFG das Papier nicht wert, 
auf dem es gedruckt ist. 

Im parlamentarischen Verfahren 
wird zu klären sein, ob eine Zusam-
menführung allgemeiner Absichtser-
klärungen mit verlässlichen gesetzli-
chen Regelungen möglich ist. Ob also 
ein Kulturfördergesetz wenigstens für 
einige Bereiche – zum Beispiel für die 
Bibliotheken – Rechtssicherheit schaf-
fen kann. Zurzeit leistet es das nicht.  
Wir Piraten wollen das ändern. 
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Eine Rückkehr zur 
Langfristigkeit in der 
Politik ist unabdingbar

 Dialog der Kultur und Kultur des Dialogs
Kulturperspektiven für 
Schleswig-Holstein

MARTIN LÄTZEL

D er seit  andauernde Ver-
such, ein kulturpolitisches 
Leitbild für Schleswig-Hol-
stein zu formulieren, hat am 

. Juli dieses Jahres seinen Abschluss 
gefunden. Erstmals in der Geschichte 
Schleswig-Holsteins hat eine Landes-
regierung ein Konzept für die Kultur-
politik des Landes verabschiedet. In 
der Sitzung vom . Juli billigte das Ka-
binett die von Kulturministerin Anke 
Spoorendonk (SSW) vorgelegten »Kul-
turperspektiven Schleswig-Holstein«. 
Ausgangspunkt war die Koalitionsver-
einbarung der Landesregierung in der 
gefordert wurde, »neue Strategien für 
eine reiche, vielfältige und qualitativ 
hochwertige Kulturlandschaft zu ent-
wickeln. […] Wir brauchen endlich eine 
kulturpolitische Debatte, in deren Ver-
lauf wir Leitlinien im Dialog mit den 
Kulturschaff enden und den Kommunen 
erarbeiten.« Dabei sollten die knappen 
Ressourcen im Land nicht außer Acht 
gelassen werden. Es musste also ein 
ehrliches Verfahren gewählt werden, 
dass neue Ideen ebenso berücksichtigt 
wie die fi nanziellen Spielräume des 
nördlichen Bundeslandes. Gesetzt war 
der dialogorientierte Ansatz. Eine Kon-
zeption sollte nicht verordnet werden, 
sondern gemeinsam mit Akteuren der 
Kulturszene und interessierten Bürgern 
erarbeitet werden.

Im Mai  begann vor diesem 
Hintergrund auf Initiative von Kultur-
ministerin Anke Spoorendonk der Kul-
turdialog »Kulturperspektiven Schles-
wig-Holstein«. Das Projekt war off en 
geplant, nichts war präjudiziert, es gab 
keine Denkverbote. Dass nicht mehr 
Geld für den Kulturbereich vorhanden 
ist, wurde von Anfang an transparent 
gemacht und konnte deswegen keine 
falschen Erwartungen wecken. Einzig 
bewusst abstrakt gehaltene Leitlinien 
der Ministerin mit vier thematischen 
Schwerpunkten waren vorgegeben. Die 
Landesregierung möchte das  Kultu-
relle Erbe des Landes bewahren und 
vermitteln, die ästhetische Bildung 
und kulturelle Teilhabe fördern, den 
Kulturstandort stärken und die Kultur-
förderung sichern.

Strukturiert wurde der Prozess 
mithilfe der Projektmethode. Eine 
Leitungsgruppe aus unabhängigen 
Mitgliedern verschiedener Bereiche 
der Gesellschaft begleitete den Prozess 
und wird nach Abschluss der Projekt-
phase als Kulturbeirat der Kulturmi-
nisterin weiter zur Verfügung stehen. 
Die operative Arbeit wurde von einer 
Steuerungsgruppe geleistet, die aus 
Experten der Kulturabteilung und vier 
externen Arbeitsgruppenleiterinnen 
und -leitern bestand. Leitungs- und 
Steuerungsgruppe wurden die zuvor 
formulierten Leitlinien als Arbeits-
papier vorgelegt. Vier Arbeitsgruppen 
bekamen den Auftrag, ausgehend von 

den dort formulierten thematischen 
Schwerpunkten, Strategien (Was wollen 
wir zukünftig in der Kultur tun?) und 
Prozesse (Wie wollen wir das tun?) zu 
formulieren. So sollten die abstrakten 
Vorgaben konkretisiert werden (Strate-
gien) und Umsetzungsideen entwickelt 
werden (Prozesse). Angestrebt wurde 
eine Kulturkonzeption des Landes, die 
aus drei Teilen besteht, nämlich den 
allgemeinen Leitlinien, strategischen 
Überlegungen und konkreten Umset-
zungsvorschlägen.

Bei der Formulierung von Strategien 
und Umsetzungsmöglichkeiten wur-
den die Arbeitsgruppen gebeten, drei 
Aspekte besonders zu beachten. Zu-
erst die demografi schen Entwicklun-
gen, besonders im ländlichen Raum. 
Außerdem sollten Minderheiten und 
Migranten noch stärker in das kultu-
relle Leben eingebunden werden. Der 
zweite Punkt: Das Verhalten und die 
Milieuzugehörigkeit der Nutzer von 

kulturellen Angeboten ändern sich – es 
wird diff erenzierter, kleinteiliger und 
damit schwerer einschätzbar. Der dritte 
Punkt ist die Digitalisierung. Sie wird 
fundamentale Veränderungen sowohl 
auf die Kulturpräsentation als auch 
auf die Kulturrezeption haben, sei es, 
weil sie neue Produkte generiert oder 
bestehende Angebote verändert, sei es, 
weil sich Perspektiven auf Privatsphäre 
und Urheberrecht ändern.

Sämtliche Schritte wurden im In-
ternet dokumentiert, Protokolle und 
Ergebnisse des Dialogverfahrens wa-
ren und sind jederzeit transparent und 
abrufbar. Zusätzlich gab es die Mög-
lichkeit, sich mit Blogbeiträgen auf der 
Homepage des Ministeriums am Dialog 
zu beteiligen. Diese Eingaben wurden 
von den Arbeitsgruppen berücksichtigt. 
Die Ergebnispapiere der Arbeitsgruppen 
wurden gemeinsam mit den Leitlinien 
redaktionell zu einer Entwurfsfassung 
zusammengefügt, die am . Februar 
einem sogenannten Kulturplenum im 
Landeshaus in Kiel vorgelegt wurde. Die 
Einladung wurde off en ausgesprochen, 
es konnte teilnehmen wer wollte, spre-
chen wer wollte. Rund  Interessierte 
folgten der Einladung und diskutierten 
einen Tag lang angeregt mit der Minis-
terin. Das Ergebnis der Prozessphase 
waren Empfehlungen für eine Kultur-

konzeption, die Kulturministerin Spoo-
rendonk im Juli  dem Kabinett vor-
gelegt hat und dort verabschiedet wurde. 
Die Arbeitsgruppen hatten freie Hand, 
um Ideen zu formulieren, wollten und 
konnten aber nicht die Verantwortung 
für die politische Entscheidung über-
nehmen. Das wiederum war die Aufgabe 
der Ministerin.

Aus dem Prozess ergab sich eine 
Vielzahl von Zielen, die im abschlie-
ßenden Konzept benannt werden und 
deren Umsetzung terminiert ist. Eine 
kritische Würdigung der Inhalte mag 
Außenstehenden vorbehalten sein. Vier 
Schwerpunkte lassen sich übergreifend 
herauskristallisieren, die einige der ein-
zelnen Themen umfassen. Die Bedeu-
tung ästhetischer Bildung und sozialer 
Teilhabe wurde betont und wird zukünf-
tig durch Bildungsangebote und Vernet-
zung befördert werden. Der Erhalt und 
die Förderung einer fl ächendeckenden 
Präsenz von Kultureinrichtungen im 
Land werden zur Errichtung von soge-
nannten Kulturknotenpunkten führen, 
die den Support im ländlichen Raum 
übernehmen sollen. Im Förderbereich 
soll u.a. projektweise die Idee einer 
Kontraktförderung umgesetzt werden, 
die den Empfängern mehr Planungssi-
cherheit und dem Land mehr politische 
Steuerungsmöglichkeiten geben. Ein 

neu einzurichtendes »Kulturlabor« soll 
als regelmäßig tagende Arbeitsgruppe 
über Trends und Entwicklungen bera-
ten und dadurch für einen zusätzlichen 
inhaltlichen Impuls für die Kultur im 
Land sorgen. 

Natürlich ist der Prozess mit der 
Vorlage der Kulturkonzeption nicht zu 
Ende. Ein durchdachtes kulturpoliti-
sches Konzept wie das vorliegende ist 
auch ein Ausdruck der vom europäi-
schen Parlamentspräsidenten Martin 
Schulz geforderten »Rückkehr zur 
Langfristigkeit in der Politik«. Eine 
Evaluation der im Rahmen des Kultur-
dialogs entwickelten Maßnahmen ist 
vorgesehen. Leitender Grundgedanke 
ist hierbei der Prozesscharakter des 
gesamten Verfahrens. Womit wir dann 
beim Dialog wären, nicht nur als Ziel 
des Prozesses, sondern als für die Ent-
wicklung der Kultur im Land sinnvolle 
Methode.

Martin Lätzel ist Referatsleiter für 
Kulturentwicklung im Ministerium 
für Justiz, Kultur und Europa von 
Schleswig-Holstein

Das gesamte Konzept, weitere Informati-
onen, Protokolle und Texte zum Prozess 
fi nden sich im Internet unter www.kul-
turdialog.schleswig-holstein.de

Die Eutiner Festspiele sind eines der traditionsreichsten deutschen Opernfestivals und fi nden seit  im ostholsteinischen Eutin in Schleswig-Holstein statt
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Alterszorn
Zu links! Zu alt!

EIN KOMMENTAR VON 
HANSGÜNTHER HEYME

Ich verlasse am .. meine 
Wirkungsstätte, das Theater am 
Pfalzbau. Ludwigshafen hat kein 
Theater. Es ist ein Gastspielbetrieb, 
ohne Probebühne, ohne Aktricen, 
Akteure, Werkstätten...
Trotzdem ‒ und dies wollte ich 
als Modell verstanden wissen ‒ 
müssten Kulturbeauftragte der 
Städte von ihren Intendanten 
verlangen, durch Zusammenarbeit 
mit anderen Theatern auch Ei-
genproduktionen zu Premieren zu 
bringen, auch ohne Etatmittel eine 
Kinder- und Jugendtheater-Arbeit 
mit eigenen Gruppen, Vorstellungen 
mit Jugendlichen für Jugendliche 
erarbeiten, jährliche, hochkarätige 
Festspiele (in Ludwigshafen war dies 
möglich) zu veranstalten, politische 
Theaterwochen (wie die deutsch-
türkische Woche), ORIENTierungs-
tage durchzuführen, Wettbewerbe 
wie No Ballet und Streetdance & 
HipHopContest fest im Spielplan zu 
verankern. All dies ist in Ludwigs-
hafen erfolgreich gelungen. Für die 
fulminante Kinder- und Jugendthe-
aterarbeit wurden wir zweimal aus-
gezeichnet, unter anderem als »ORT 
im Land der Ideen«. Die Auszeich-
nung erhielt das Kooperationspro-
jekt »Junges Theater im Delta«, die 

Zusammenarbeit der Theater von 
Heidelberg, Mannheim, Ludwigs-
hafen erhielt zudem  den Kul-
turförderpreis des Kulturkreises der 
deutschen Wirtschaft – eine weitere 
Auszeichnung als »ORT im Land der 
Ideen« erhielt »die Medienschule im 
Theater«. 
Ich selbst inszenierte als Regiss eur 
und Ausstatter in Koproduktionen 
an den Theatern in Zagreb Georg 
Büchners »Dantons Tod«, in Maribor 
den »Orestes« des Euripides, in Wup-
pertal, Kaiserslautern, viele Male in 
Luxembourg, an der Oper in Halle 
Wagners »Der Ring des Nibelungen«. 
Hiesiger SPD war das alles, vor allem 
der Ring, zu elitär ‒ ich habe zum 
.. dieses Jahres die Koff er zu pa-
cken. Soweit so bitter, so gut. 
Allerorten, wo ich ein Theater 
verließ: in Köln, Stuttgart, Essen 
usw. waren es solche o.ä. Anlässe. 
Freiwillig ging ich nie. Oft erfuhr 
ich frühzeitig: in Stuttgart von des 
OB Rommels Zorn, ein Stück über 
seinen Vater Erwin »Der Lieblings-
nazi« in Auftrag zu geben, in Essen 
besiegelte meine Empörung über die 
Baufi rma Hochtief meine Arbeit. Ich 
prangerte an: der Konzern erstelle 
und montiere Abschussbasen für 
Raketen in den Ländern rund um Is-
rael – es gab ein Waff enembargo. Ich 
verließ all diese Orte ‒ doch weiter 
ging`s! Und heute?

Im nächsten Sommer werde ich . 
Ich schrieb in Ludwigshafen ein Buch 
über die erfolgte, vierjährige RING-
plus-Arbeit. Die Zeilen und Bilder 
schildern ausschließlich die Arbeit, 
die in Ludwigshafen mit Bürgern, 
Jugendlichen, Kindergärten, Schulen 

– allen anderen Kulturinstitutionen 
‒ vonstattenging, um den »elitären« 
RING nach unten, in die Basis der 
Stadt zu verzahnen und ein so ganz 
anderes Publikum zu verführen. Tau-
send Jugendliche erarbeiteten zum 
Beispiel für die vier Wagner-Abende 
einen »Vorhang der Hoff nung«, durch 
einen von zweihundert Einsendungen 
getragenen Wettbewerb entstand der 
»Vorhang der Verzweifl ung«  vor dem 
Hintergrund der Hunding-Hütte in 
Walküre. Solche und ähnliche Arbei-
ten waren für die Stadt revolutionär. 
Neben den Festspielbesuchern aus 
ganz Deutschland hatten wir ein 
verjüngtes und sozial ganz anders 
aufgestelltes Publikum im Haus. 
Viel Kraft und Zeit wurde auf diese 
RINGplus-Arbeit verwandt. Alles 
geschah mit Freude, mit Glück. Die 
Vorstellungen des Ring-Zyklus im 
vergangenen Jahr waren ein einziges 
Jubelfest. Das RINGplus-Buch hat 
einen aufzuschneidenden Plastik-
Einband. An die Stadt-Mütter und 

-Väter, landauf, landab  versandte ich 
meine intendanzlichen Bewerbun-
gen. Sämtliche kamen, neben der 
unaufgeschnittenen Broschüre,  ohne 
jeden Kommentar zurück. 
»Wagners Auftrag«, so der Titel des 
Buches, entlarvte die Mütter und 
Väter deutschsprachiger Städte. Wo 
solches gehandhabt wird, sollte man 

seine Zukunft nicht zu vergeuden 
trachten ‒ auch und gerade nicht in 
meinem Alter.
 erarbeitete ich, gemeinsam mit 
dem Fluxus-Künstler Wolf Vostell in 
Köln »Hamlet«. Während der Proben 
gab ich dem Ensemble gewichtige 
Texte, u.a. Auszüge aus Alexander 
Mitscherlichs »Auf dem Weg zur 
vaterlosen Gesellschaft«. Darin fi ndet 
sich der Absatz: »Die Angst vor dem 
Altern hat panisches Ausmaß; das 
Alter selbst wird zu einem Lebens-
abschnitt großer Verlassenheit ohne 
Reziprozität mit den jüngeren Ge-
nerationen. Es ist eine bittere Ironie, 
dass sich zugleich das durchschnitt-
liche Lebensalter um Jahrzehnte 
verlängert hat. Die Anstrengung, um 
jeden Preis jung zu bleiben, gehört 
zu den regressiven Charakterzügen. 
Die ewige Jugend ist ein imaginiertes 
Ideal; da die Interdependenz nur in 
der Geschwisterrivalität erfahren 
werden kann, fällt man einfach ohne 
Nachklang aus, wenn man ein gewis-
ses Alter erreicht hat. Man möchte 
leben, ohne zu altern; und man altert 
in Wirklichkeit, ohne zu leben.« Dem 
ist nichts entgegenzustellen. Oder 
doch?
Seit Januar erarbeite ich mit siebzig 
Laiendarstellern das »Gilgamesch-
Epos«. Die Premiere eröff net im Ok-
tober meine letzten, die X. Festspiele 
in Ludwigshafen. »Gilgamesch« ‒ 
übersetzt aus dem Alt-Babylonischen, 
heißt: »Der Alte ist wieder jung 
geworden«!  

Hansgünther Heyme ist ein deutscher 
Theaterregisseur
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Stetiges Bemühen um 
Verständigung und 
Aussöhnung 
zwischen den Völkern 
Mitteleuropas

Eine erstaunlich 
große Wirkung 

Zeit-Räume Ruhr
Ein Projekt zur europäischen Erinnerungskultur
DIETER NELLEN

D ie regionalen Gremien im 
Ruhrgebiet haben vor einiger 
Zeit unter dem Titel  »Erin-

nerungsorte Ruhr« ein großes Ge-
schichtsprojekt initiiert. Dieses soll 
nun mit prägnanter Zukunftsperspek-
tive im europäischen Kontext verwirk-
licht werden.

Den Impuls, über lokale und men-
tale Gedächtnisorte einen Kanon 
kollektiver Erinnerung zu erzeugen, 
verdankt die europäische Historiogra-
phie dem Werk »Lieux de mémoire« 
aus der Feder des französischen His-
torikers Pierre Nora.  folgten 
die gedanklich verwandten Bände 
»Deutsche Erinnerungsorte« – mit 
wiederum zahlreichen publizistischen 
Varianten der historischen Selbstver-
gewisserung auf unterschiedlichen 
räumlichen Ebenen.

Die im gleichen Zeitraum massiv 
expandierende Geschichtsschreibung 
des Ruhrgebiets war demgegenüber 
zunächst mit der Rekonstruktion der 
eigenen unterbewerteten Vergangen-
heit beschäftigt; sie blieb von diesem 
Paradigma kollektiver Erinnerung 
unberührt. Eine Kanonisierung der 
Vergangenheit konnte und sollte un-
terbleiben, vielmehr wurden andere 
thematische und narrative Zugänge 
gewählt. Es ging und geht immer zu-
nächst mehr um das Erkunden des 
historisch Unentdeckten oder Un-
terbewerteten als um das Verordnen 
kollektiver Bindungselemente.

Das von den regionalen Gremien in 
bester Absicht initiierte Projekt »Erin-
nerungsorte Ruhr« wurde deshalb in 
einer kritischen Revision zugunsten 
von  »ZEIT-RÄUME RUHR – Ein Projekt 
zur europäischen Erinnerungskultur« 
modifi ziert. Der Titel ist Programm.

Ein wichtiger Anstoß kommt von 
Lucian Hölscher, dem Bochumer Ge-

schichtsphilosophen. Er empfi ehlt –
gedanklich repräsentativ für einen 
größeren Kreis von Historikern, Raum-
planern, Architekten und Geographen –
der Region ein Erinnerungsmuster 
aus Zeit und Raum: »Statt von Er-
innerungsorten und Erinnerungs-
landschaften würde ich lieber von 
einer Zeit-Landschaft sprechen. Der 
Begriff  […] lässt auch zwischen dem 
eher abstrakten Zeit-Begriff  und dem 
konkreteren Landschafts-Begriff   neue 
theoretische Beziehungen zu: Mit der 
Vorstellung einer konkret gestalteten 
Landschaft verbindet sich die Vorstel-
lung einer zeitlichen Schichtung und 
Tiefe, welche gleichermaßen in die Zu-
kunft wie die Vergangenheit weist. Die 
Zeit-Dimension […] umfasst ein weites 
Gefl echt von temporalen Beziehungen, 
wie sie unterschiedlichen Schneisen 

der Ruhrgebietsgeschichte eigen sind«. 
Der Begriff  der Zeit umfasst demnach 
spezifi scher die verschiedenen For-
men des Wandels und dessen Ver-
knüpfungspunkte mit Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft. Die zeitliche 
Dimension wird dialektisch räumlich 
verortet: »Über den Raumbegriff  wird 
es möglich, verschiedene Erinnerungs-
orte in eine fl uide Verbindung mitei-
nander zu setzen und somit einen Er-
innerungs- und Zeit-Raum entstehen 
zu lassen«.

Das Projekt »ZEIT-RÄUME RUHR« 
will damit für die ehedem größte eu-
ropäische Industrieagglomeration ei-
nen regional spezifi scheren Beitrag zur 
kontinentalen Mentalitätsgeschichte 
und Erinnerungskultur liefern, mit Be-
zug auf Orte, Landschaften und men-
tale Erinnerungsräume. 

Der Neuangang kann, so sind die 
Akteure überzeugt, hilfreiche inhalt-
liche und methodische Entwürfe regi-
onaler Identität und Zukunftsverant-
wortung für die Metropole Ruhr liefern. 
Dies wird wiederum helfen, das in den 
letzten Jahrzehnten gewachsene Ge-
schichtsbewusstsein atmosphärisch 
noch intensiver zu verorten, die Ver-
gangenheit nicht nur lokal und indus-
triekulturell, sondern bis in die vorin-
dustrielle Phase im regionalen Kontext 
für Zukunftsentwürfe zu refl ektieren.

Das Ganze ist ein off enes System 
von Entwicklung, Wandel und Parti-
zipation. Es soll gleichermaßen die 
Fachöff entlichkeit wie die Menschen 
vor Ort erreichen. Ein hoher intel-
lektueller Anspruch und die Beteili-
gung breiter Schichten an ein- und 
demselben Thema müssen sich nicht 
ausschließen, wenn es um solche 
identitätsstarken Projekte kultureller 
Dimension geht.

Die inhaltlichen Bezüge richten 
sich nicht nur auf konkrete örtliche 
Fixpunkte der regionalen und lokalen 

Erinnerungslandschaft. In denselben 
Kontext gehören auch die großen be-
stimmenden historischen Themen 
und Zukunftsentwürfe der Region, in 
welcher der Wandel, wie der frühere 
Bundespräsident Johannes Rau einmal 
gesagt hat,  geradezu seine Heimat hat.  

Insgesamt entsteht für die weitere 
regionale und internationale Öff ent-
lichkeit »eine gedankliche Topogra-
phie bzw. ein strategisches Leitmuster 
der Region, das sich in die Zeit, in die 
Zukunft ebenso wie in die Vergan-
genheit entwirft und eine historisch-
zukunftsorientierte Dimension explizit 
einschließt«.

Der Innovationsanspruch des Pro-
jektes begründet sich ferner in
 • dem im wahrsten Sinne des Wortes 

fl ächendeckenden fachlichen und 
wissenschaftlichen Wissensverbund 

der zahlreichen beteiligten Partner 
aus Hochschulen, Regionalmuseen, 
Verbänden und Initiativen

 • der partizipatorischen Vielfalt und 
Modernität bei der konkreten Um-
setzung mit Bezug  zu einer leben-
digen und thematisch hoch ambiti-
onierten regionalen Öff entlichkeit

 • dem multimedialen Kommunikati-
onskonzept, das sowohl Elemente 
klassischer Öffentlichkeitsarbeit 
und Zielgruppenansprache wie alle 
zeitgemäßen digitalen Dialogfor-
men und Vertriebswege realisiert

 • der politischen und fachlichen Legi-
timation der regionalen Leitpartner.

Die Projektdauer ist auf den Zeitraum 
– angelegt. »ZEIT-RÄUME 
RUHR« gehören zum historischen 
Erbe NRWs und berühren zumindest 
indirekt die weitere Entwicklung der 
unverändert virulenten UNESCO-
Welterbe-Bewerbung »Zollverein 
und die industrielle Kulturlandschaft 
Ruhrgebiet«.  Diese ist zwar im ersten 
Anlauf gescheitert, soll aber nach den 
Empfehlungen der KMK bei einer spä-
teren Bewerbungsrunde (vermutlich 
–) wieder auf die Tagesordnung 
kommen. 

Für diese Phase wird es darauf an-
kommen, anstelle einer enzyklopädi-
schen Fülle von Einzelstandorten den 
systemischen Charakter des altindus-
triellen Erbes herauszuarbeiten und 
die gewachsene Haldenlandschaft in 
den kulturellen und zivilgesellschaft-
lichen Zusammenhang eines neuen 
europäischen Landschaftsbegriffs 
einzuordnen.

Das Projekt ist von erheblicher bun-
desstaatlicher Bedeutung, ist doch die 
industrielle Vergangenheit der Region 

– im guten wie im schlechten Sinne – 
ganz eng mit den bis heute prägenden 
Phasen der deutschen Nationalge-
schichte im . Jahrhundert verknüpft.

Als Kuratoren fungieren Stefan Berger, 
Theo Grütter und Dieter Nellen. Die in-
ternationale »Sichtbarkeit« wird durch 
die Beteiligung prominenter auslän-
discher Wissenschaftler gesichert, 
die bereits in die vorbereitende Kon-
zeptionsphase miteinbezogen waren. 
Der Fachbeirat ist sowohl erstklassig 
wie interdisziplinär besetzt und eine 
Referenz der großen akademischen 
Adressen der Region. 

Was kann man sich für das Gelingen 
eines solch ambitionierten Unterneh-
mens europäischer Erinnerungskultur 
besseres wünschen?

Dieter Nellen, Leiter des Referates 
Kultur und Sport beim Regionalver-
band Ruhr (bis Mai ), ist einer 
der drei Kuratoren des Projektes 
Zeit-Räume Ruhr

 Jahre Institut für 
kulturelle Infrastruktur 
Sachsen

DIETER BINGEN

E s zeugt von hoher Anerken-
nung für die Kulturpolitik-
wissenschaft in Deutschland 
und Sachsen, wenn der Bun-

destagspräsident in den Plenarsaal 
des Sächsischen Landtags reist und 
die Festrede zum zwanzigjährigen 
Bestehen des Instituts für kulturelle 
Infrastruktur Sachsen übernimmt. Der 
Landtagspräsident begrüßte als Haus-
herr zu einem intellektuell wie künst-
lerisch dichten Festakt, einer wirklich 
ungewöhnlichen Veranstaltung. 

Noch ungewöhnlicher war es, so et-
was Dröges wie ein Kulturgesetz zum 
Gegenstand einer Komposition zu ma-
chen: Im ebenfalls . Jubiläumsjahr 
des von Matthias Theodor Vogt kon-
zipierten Sächsischen Kulturraumge-
setzes hatte sich die Leipziger Kompo-
nistin Barbara Rucha dieser Aufgabe 
gestellt. Ihre »Kulturraum-Suite« wurde 
durch die Gruppe Shmaltz beim Festakt 
am . Mai  uraufgeführt. Sie ist 
jetzt unter www.kultur.org/institut-
-jahre-iks zu hören bzw. unter You-
tube zu sehen. Die plurimediale Veröf-
fentlichung ist Teil der vorbildlichen 
Open Access-Politik des Institutes (vgl. 
www.kultur.org/schriften-collegium-
pontes).

Eine besonders heraufordernde Auf-
gabe an der ebenso verbindenden wie 
trennenden Neiße ist das Bemühen 
um Verständigung und Aussöhnung 
zwischen den Völkern Mitteleuropas. 
Für sein stetiges Engagement zuguns-
ten der sächsisch-polnischen Wissen-
schafts- und Kunstbeziehungen wurde 
Professor Vogt vom Präsidenten der Re-
publik Polen durch seinen Botschafter 
in Berlin, Jerzy Margański, das Offi  ziers-
kreuz des Verdienstordens der Republik 
Polen verliehen. 

Als Geburtstagsgeschenk an das Ins-
titut luden Studenten des Studiengan-
ges »Kultur und Management« Görlitz 
die Moltopera Company Budapest für 
eine Woche kultureller Bildungsarbeit 
in Schulen des Landkreises Görlitz ein; 
so kann völkerverbindende Kulturarbeit 
in Mitteleuropa aussehen – mitten in 
seiner angeblichen Peripherie.

In seiner Festrede sagte Norbert 
Lammert: »Ich gratuliere allen, die 
damals am Zustandekommen dieser 
Einrichtung beteiligt waren, zu diesem 
grandiosen Einfall und allen, die sie 
inzwischen am Leben und am Laufen 
gehalten haben, zu der Konsequenz, die 
dabei zu beachten war.«

Das Institut für kulturelle Infrastruktur 
Sachsen entstand . Der Sächsische 
Staatsminister für Wissenschaft und 
Kunst a.D., Hans Joachim Meyer, be-
zeichnete als seinen Gründungsimpuls 
»die Notwendigkeit, für Kunst und Wis-
senschaft neue, der freiheitlichen Ge-
sellschaft entsprechende institutionelle 
und Förderungsformen zu fi nden, um 
inmitten gravierender Transformati-
onsprozesse auch für ihr geistiges Le-
ben geeignete Foren zu erhalten und 
weiterzuentwickeln.« Eines der vom 
Institut entwickelten Foren ist der Stu-
diengang »Kultur und Management« 

in Görlitz. Er wurde von Institut und 
Hochschule Zittau/Görlitz  gemein-
sam begründet und ist heute Teil des 
Europäischen Netzwerks »Kultur und 
Management«. Weitere Foren sind seit 
 das »Ost-West-Kolleg«, seit  
das trinationale Wissenschaftskolleg 
»Collegium Pontes Görlitz-Zgorzelec-
Zhořelec« und seit  die Internatio-
nale Sommerschule der Künste. Seinen 
spezifi schen Ansatz der Kulturpolitik-
wissenschaft hat das Institut in zahl-
reichen interdisziplinären Forschungs-
arbeiten, Anregungen für den Studien-
gang, Kunst- und Beratungsprojekten 
entwickelt und ausdiff erenziert, unter 
anderem für die Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestages »Kultur in 
Deutschland«, die Europäische Union, 
die Stiftung für das sorbische Volk und 
zahlreiche Kommunen. 

Das Kuratorium  wird geleitet von 
Ulf Großmann, Präsident der Kultur-
stiftung des Freistaates Sachsen und 
Vorsitzender im Kulturausschuss des 
Deutschen Städtetages a.D. 

In seiner Laudatio führte Staatsminis-
ter a.D. Hans Joachim Meyer aus: »Auf 
den ersten Blick entfaltet der Begriff  
der kulturellen Infrastruktur wenig 
Glanz, ja, man ist versucht, ihn dem 
Vorhof der Kultur zuzuweisen, also 
jenen fi nanziellen, rechtlichen und 
institutionellen Rahmenbedingungen, 
welche öff entlich gern als selbstver-
ständliche Bringschuld der Politik für 
die Kultur vorausgesetzt werden. Im 
großen Umbruch der neunziger Jahre 
erwies sich jedoch die vitale Bedeutung 
kultureller Infrastruktur für das Leben 
und Überleben von Kultur. Ein Gesetz 
zu beschließen, ist eine Sache, es mit 
Leben zu erfüllen, eine andere, insbe-
sondere, wenn die fi nanziellen Räume 
enger werden. Weiteres Nachdenken 
war also auch nach dem Beschluss des 
Kulturraumgesetzes durch den Säch-
sischen Landtag Ende  dringend 
notwendig. Dafür war Forschen im 
Austausch mit der Praxis angesagt und 
im interdisziplinären Zusammenhang. 
Dieser Aufgabe dient seit  das Insti-
tut für kulturelle Infrastruktur Sachsen, 
dessen zwanzigjährige Arbeit wir heute 
feiern. Inhaltlich gesehen ist dieses In-
stitut ein Werk von Matthias Theodor 
Vogt. Ihm war klar, dass es mehr sein 
müsse als eine Beratungsstelle für kul-
turpolitische Kümmernisse in Sachsen. 
Vielmehr galt es, national wie interna-
tional mitzuwirken an der Entwicklung 
einer Wissenschaft zur Kulturpolitik, 
einer Kulturpolitikwissenschaft. […] 
Matthias Theodor Vogt geht es um die 
kulturelle Fähigkeit der Gesellschaft, 
Neues zu verarbeiten und für sich wei-
terzuentwickeln [...], um die kulturelle 
Vitalität unserer Bürgergesellschaft, um 
ihre innovative Handlungs- und Wand-
lungsfähigkeit.«

Kern und Zweck der Arbeit des Insti-
tuts für kulturelle Infrastruktur Sachsen 
ist das Bemühen um Professionalisie-
rung der Kulturpolitikwissenschaft, 
stets vor dem Hintergrund einer volks-
wirtschaftlichen Perspektive und der 
Gemeinwohlperspektive, unter steter 
Einbeziehung internationaler Entwick-
lungen, von Mittel- und Südeuropa bis 
Japan.

Dieter Bingen ist Direktor des 
Deutschen Polen-Instituts in 
Darmstadt 

Professionalisierung 
der Kulturpolitik-
wissenschaft ist die 
Kernaufgabe

UNESCO-Welterbe Zollverein in Essen: Erinnerungs-, Veranstaltungs- und Zukunftsort Ruhr



www.politikundkultur.net08 LÄNDERSACHEN

FO
T

O
: D

E
U

T
SC

H
E

R
 B

U
N

D
E

ST
A

G
 / 

T
H

O
M

A
S 

T
R

U
T

SC
H

E
L

Mut sollte zur Grund-
tugend jedes Kultur-
politikers gehören

Kultur als geistige 
Lebensgrundlage ist
gesetzlich zu schützen

Keine Kultur ohne Freiheit
»Kultur ist nichts Sichtbares, sondern das unsichtbare Band, das die Dinge zusammenhält.« 

NICOLA BEER

D iese wunderbare Beschrei-
bung des französischen 
Moralisten Joseph Joubert 
(-) ist heute noch 

genauso treff end wie vor  Jahren.
Kunst und Kultur sind die Klammern 

der Gesellschaft: Quellen unserer Iden-
tität und Kreativität. Kultur hält uns 
den Spiegel vor und ist Motor für Wan-
del und Innovation. Kultur ist die Hefe 
für jede Art gesellschaftlicher Entwick-
lung. Kurz: Wer Kultur aufgibt, gibt die 
Gesellschaft auf. Kultur ist provozie-
rend und ermutigt Querdenker. An der 
Schwelle zu Web . steht die Kultur vor 
großen Herausforderungen und folge-
richtig vor notwendigen Anpassungen. 
So werden wir etwa die Defi nition von 
Kultur erweitern müssen, um die neuen 
Facetten, die sich aus den modernen 
Technologien entwickeln, abzudecken. 
Dies erfordert leidenschaftliche Kultur-
schaff ende ebenso wie eine engagierte 
Kulturpolitik. 

Staatsziel Kultur

»Kultur von allen, Kultur für alle« ist das 
liberale Prinzip. Liberale Kulturpolitik 
stellt den Menschen in den Mittelpunkt, 
als Künstler, Gestalter, als Förderer und 
als Adressat von Kunst und Kultur. Fol-
gerichtig ist für uns Kulturförderung 
keine Subvention, sondern eine Inves-
tition in die Zukunft, in alle Bereiche 
des täglichen Lebens. Der identitätsstif-
tende Charakter der Kultur wird ange-
sichts der demografi schen Entwicklung 
künftig vor neue Herausforderungen 
gestellt: Kultureinrichtungen und 
Kunststätten müssen ihre Angebote 
an die veränderte Gesellschaft anpas-
sen und Potenziale neuer Zielgruppen 
erschließen. Dazu werden Attribute 
wie interkulturelle Kompetenz und 
Flexibilität in der Ansprache wichtig 
sein. Das gilt umso mehr angesichts der 
sich stetig verändernden Lebenslagen 
und Konsumgewohnheiten in unserer 
medialen Gesellschaft. 

Damit Kultur auch künftig eine aus-
drückliche identitätsstiftende, werte-
vermittelnde und sinngebende Funk-
tion übernehmen kann, müssen zudem 
die Rahmenbedingungen stimmen. Die 
FDP plädiert schon lange dafür, das 
Staatsziel Kultur im Grundgesetz zu 
verankern. Wenn wir die natürlichen 
Grundlagen in Form des Umweltschut-
zes unter den besonderen Schutz des 
Grundgesetzes stellen, hat die Kultur 
als geistige Lebensgrundlage unserer 
Gesellschaft diesen besonderen Schutz 
ebenbürtig verdient. Deutschland ist 
eine Kulturnation und wir sollten uns 
in unserer Verfassung dazu bekennen. 
Dies umso mehr, als Kunst und Kultur 
heute nicht mehr »nur« die Arbeit in 
und die Präsentation der ursprüngli-
chen »klassischen« Sparten beinhalten, 
sondern das gesamte kreative Potenzi-
al unserer Gesellschaft widerspiegeln. 
Hier entsteht unsere Innovationskraft 
und Zukunftsfähigkeit. Gleichzeitig 
leisten Kunst und Kultur Beiträge zu 
so unterschiedlichen Bereichen wie 
Bildung, Wirtschafts- und Standort-
förderung, Jugend-, Sozial- und Integ-
rationsarbeit. Daher bekenne ich mich 
ausdrücklich zur öff entlichen Kultur-
förderung.

Kulturelle Bildung

Neben einer ausreichenden fi nanziellen 
Grundausstattung, zu der ich selbstver-
ständlich auch die private Förderung 
durch Mäzenatentum, Stiftungen und 
Spenden zähle, ist der Ausbau der kul-
turellen Bildung die zweite tragende 
Säule, um der Kultur die ihr zustehen-
de bedeutende Rolle innerhalb unserer 

Gesellschaft zu sichern. Wir müssen 
gewährleisten, dass der vielfältige Zu-
gang zu Kunst und Kultur unabhängig 
von sozialer Herkunft und Bildungsni-
veau erhalten bleibt. Daran werden wir 
gemessen. Wir sind eine Kulturnation 
und können es uns nicht leisten, auf 
dem Gebiet der kulturellen Bildung 
zu schwächeln. Die Verbesserung der 
kulturellen Bildung ist eine Zukunfts-
aufgabe von höchster Priorität. Kultu-
relle Bildung fördert gesellschaftliche 
Teilhabe, Integration, Chancengerech-
tigkeit und persönliche Entfaltung für 
Menschen jeden Alters und jeder Her-
kunft. Erfreulich ist aus meiner Sicht, 
dass bei der kulturellen Bildung von 
Kindern und Jugendlichen der außer-
schulische Bereich eine immer größere 
Rolle spielt. In vielen Städten fi nden 
sich Spielstätten und Theater, in denen 
ausschließlich kulturelle Angebote für 
Kinder und Jugendliche auf dem Pro-
gramm stehen. In diesem Zusammen-
hang sei außerdem auf die Bedeutung 
der zahlreichen Angebote privater wie 
auch öff entlicher Einrichtungen ver-

wiesen, von den Laien- und Amateur-
ensembles über örtliche gemeinnützig 
betriebene Museen bis hin zu Kunstver-
einen, die mit ihren breit gefächerten 
Angeboten für die Vielfalt unseres Kul-
turlebens sowie für die Förderung kul-
tureller Bildung unentbehrlich sind. Für 
dieses stete Engagement gebührt ihnen 
unser Dank und unsere Unterstützung. 

Kulturelle Vielfalt fördern

Die kulturelle Vielfalt Deutschlands 
ist geprägt und wird bereichert durch 
den interkulturellen Austausch in un-
serem Land genauso wie durch den 
Austausch mit unseren internatio-
nalen Partnern. Kultur darf nicht an 
Grenzen enden, nicht an ethnischen, 
religiösen oder nationalen – und auch 

nicht im Kopf! Ich bekenne mich zur 
Förderung des interkulturellen Aus-
tauschs in Kunst und Wissenschaft. 
Hier sind die Akteure der freien Szene 
und der Soziokultur mit ihrem bedeu-
tenden Beitrag zu erwähnen. Sie sind 
eine unverzichtbare Ergänzung zu den 
traditionellen Kulturinstitutionen. In 
einer pluralistischen Gesellschaft ist es 
von grundlegendem Interesse, dass die 
freie Szene und die Soziokultur ihren 
Aufgaben gerecht werden können. Sie 
tragen dazu bei, neue Gruppen für die 
Kultur zu begeistern und sind durch 
ihre Mobilität ein wesentlicher Faktor 
in strukturschwachen Regionen.

Überlebensfähigkeit der Künstler 
und Kulturtreibenden sichern

Kreative und Künstler sind wie wir alle 
auf wirtschaftliche und fi nanzielle Ab-
sicherung angewiesen. Hier die geeig-
neten Rahmenbedingungen zu setzen, 
ist eine der vordringlichen Aufgaben 
des Gesetzgebers. Kultur- und Kreativ-
wirtschaft ist ohne den umfassenden 
Schutz geistigen Eigentums nicht le-
bensfähig. Es ist im ureigenen Inter-
esse jeder Gesellschaft, diesen Schutz 
zu gewährleisten. Eine zivilisierte 
Gesellschaft muss daran gemessen 
werden, welchen Wert sie geistigem 
Eigentum zumisst. Dies gilt umso mehr 
angesichts der weiter fortschreitenden 
Digitalisierung. Bestehende Rechtsun-
sicherheiten in unserer digitalisierten 
Welt müssen durch ein modernes Urhe-
berrecht ausgeräumt werden. Hier geht 
es um den Respekt vor der Leistung von 
Künstlern und Kreativen, aber auch um 
ihre wirtschaftliche Überlebensfähig-
keit. Gleichwohl plädiere ich für den 
fairen Interessenausgleich zwischen 
Urhebern und Rechteinhabern einer-
seits und Nutzern andererseits. Ein frei-
er Informationsfl uss und der Zugang zu 
Wissen und Innovationen müssen ge-
währleistet sein. Dies darf jedoch nicht 
dazu führen, dass allein aufgrund der 
Möglichkeiten der digitalen Welt kos-
tenlose Nutzungsrechte dort gefordert 
werden, wo sie in der analogen Welt 
selbstverständlich zu einer Entlohnung 
des Urhebers geführt hätten. Im Zent-

rum muss auch in Zukunft der Schutz 
der kreativen Leistung stehen. Wir 
müssen eine verstärkte internationale 
Zusammenarbeit vorantreiben, um die 
Rechtedurchsetzung sicherzustellen.

Aus gutem Grund hat die FDP Anfang 
der Achtzigerjahre die Künstlersozial-
versicherung als Instrument sozialer 
Sicherheit mitbegründet. Sie ist eine 
der tragenden Säulen der sozialen Ab-
sicherung von selbständigen Künstle-
rinnen und Künstlern. Die Künstler-
sozialversicherung muss erhalten und 
weiterentwickelt werden. Die Versi-
cherungspfl icht soll im Interesse der 
Betroff enen transparent gestaltet sein. 
Auch hier plädieren wir für einen fairen 
Ausgleich zwischen Versicherten und 
Verwertern. Um die Akzeptanz langfris-
tig zu sichern, ist es erforderlich, den 
Kostendruck auf Künstler, Publizisten 
und Verwerter zu mindern. Wir Libera-
len sprechen uns für eine behutsame 
Reform der Künstlersozialversicherung 
aus. Insbesondere soll in Zukunft ver-
mieden werden, dass für künstlerische 
Leistungen Beiträge gezahlt werden, 
wenn die Erbringer der Leistung gar 
nicht Mitglied der Künstlersozialver-
sicherung sind. Darüber hinaus müssen 
die Maßnahmen zur Verbesserung der 
sozialen Lage von Künstlerinnen und 
Künstlern verstetigt beziehungsweise 
bei Bedarf neu angepasst werden.

In diesem Zusammenhang möchte 
ich zudem auf die unbefriedigende Si-
tuation beim Handel mit Kunstwerken 
hinweisen. Ich fordere die Bundeslän-
der auf, sich endlich auf eine Durch-
führungsverordnung zu einigen, die 
eine Pauschalmargenbesteuerung im 
Kunsthandel ermöglicht. Hier wurde 
schon viel zu viel Zeit vergeudet und 
dadurch dem Kunsthandel großer Scha-
den zugefügt. 

TTIP: etwas mehr Gelassenheit

Ich habe großes Verständnis für das Un-
behagen und Stirnrunzeln, welches die 
Verhandlungen über das TTIP bei vielen 
Kulturschaff enden auslöst. Sie haben 
uns an ihrer Seite, wenn es darum geht, 
Anliegen von kultureller Bedeutung zu 
schützen. In der ganzen Diskussion be-
klage ich allerdings, dass zu oft mit den 
Ängsten der Betroff enen gespielt wird. 
Deshalb gilt für uns: Informieren statt 
Ängste schüren, mehr Gelassenheit 
statt Panikmache. Die Sorge, dass die 
Kulturförderung durch die öff entliche 
Hand gefährdet sei, ist beispielsweise 
unbegründet. Die Europäische Kom-
mission hat von Anfang an klargestellt, 
dass sie nur ein TTIP verhandelt und 
abschließen wird, bei dem die Kultur-
förderung durch die öff entliche Hand 
zukünftig selbstverständlich weiter 
möglich ist. Auf die verschiedenen Be-
reiche künstlerischen Schaff ens sollten 
wir jedoch gemeinsam ein wachsames 
Auge haben. Gleichwohl gilt für mich 
auch im Bereich der Kultur, dass wir uns 
Chancen nicht von vornherein verbau-
en sollten.  

»Die Kunst ist eine Tochter der 
Freiheit«. Diese Aussage von Friedrich 
Schiller stellt treffend den Zusam-
menhang von Kultur und Freiheit dar. 
Freiheit wiederum ist ohne Mut nicht 
vorstellbar. Deshalb sollte Mut zur 
Grundtugend jedes Kulturpolitikers 
gehören. Die Kultur selbst braucht die 
passenden Rahmenbedingungen und 
ansonsten nur die Freiheit, sich ent-
falten zu können. 

Nicola Beer ist Generalsekretärin 
der FDP

Das Ziel der außerparlamentarischen Opposition ist klar defi niert: Sitze im Parlament. Wiedereinstieg ab  möglich

INFO

Wie arbeitet es sich eigentlich in 
der außerparlamentarischen Op-
position? Diese Frage stellen wir 
in den nächsten Ausgaben jenen 
Parteien, die es nicht mehr oder 
vielleicht noch nicht (wieder) in 
den Bundestag geschafft haben. 
Den Anfang macht die FDP.
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Eine Faust auf dem 
Verhandlungstisch
Die Europäische Bürger-
initiative »Stop TTIP und 
CETA«

RALFUWE BECK UND 
MICHAEL EFLER

S elten hat sich in Europa so schnell 
ein so breites Bündnis konstituiert, 
das entschlossen ist, die EU-Kom-

mission zu stoppen. Mehr als  Organi-
sationen aus  Ländern haben sich gesucht 
und gefunden – und das ist erst der Anfang. 
Was sie verbindet, ist die Forderung »Stop 
TTIP und CETA«. Die Kürzel stehen für Frei-
handelsabkommen, die derzeit zwischen 
der EU und den USA sowie Kanada verhan-
delt werden. Die Zeit drängt, die Lage ist 
ernst. Was und wie hier verhandelt wird, 
ist ein Generalangriff  auf die Demokratie 
und rechtsstaatliche Standards. Deshalb 
hat das Bündnis am . Juli dieses Jahres 
eine Europäische Bürgerinitiative – kurz 
EBI – angemeldet: »Wir fordern die EU-
Kommission auf, dem Rat zu empfehlen, 
das Verhandlungsmandat über die Trans-
atlantische Handels- und Investitionspart-
nerschaft (TTIP) aufzuheben sowie das 
Umfassende Wirtschafts- und Handelsab-
kommen (CETA) nicht abzuschließen«, so 
der Wortlaut. Wird sie zugelassen, müs-
sen ab September für einen Erfolg binnen 
eines Jahres eine Million Unterschriften 
gesammelt werden. Ein Spaziergang wird 
das nicht, im Gegenteil. Es wird darauf an-
kommen, ob die Bürgerinnen und Bürger 
gemeinsam aufstehen und für ihre Rechte 
einstehen. Dann kann die EBI zu einer Faust 
auf dem Tisch der EU werden – mit dem 
Anspruch »Europa nicht ohne uns Bürger«. 

Worum geht es konkret, was entzündet 
den Protest? In dem Bündnis kommen 
Umwelt- und Verbraucherschutzverbände, 
Gewerkschaften, kirchliche Organisationen 
und die Demokratiebewegung zusammen. 
Jede Organisation bringt ihre Sicht auf die 
Abkommen ein, vertritt ihr Thema. Für alle 

aber stehen die Investor-Staat-Schiedsver-
fahren ganz oben in der langen Liste der 
Kritik. Deutschland hat diese erfunden, um 
Investitionen in »unsicheren Ländern« zu 
erleichtern, weltweit zum ersten Mal fest-
gelegt in einem Investitionsabkommen 
mit Pakistan . Heute lecken sich die 
Konzerne alle zehn Finger nach diesem 
Investoren-Schutz. Sehen Sie nämlich ihre 
Investitionen und Gewinne durch politische 
Entscheidungen in Gefahr, weil beispiels-
weise Umweltaufl agen erlassen wurden, 
dann können sie den Staat einfach auf 
Schadenersatz verklagen. Verhandelt wird 
in irgendeinem Hotel, anfechtbar ist das 
Ergebnis nicht, vor keinem Gericht der Welt. 
Gerade wurde Russland zur Zahlung von  
Milliarden Dollar verurteilt, der höchste 
bisher festgelegte Betrag an Schadenersatz 
aufgrund einer solchen Klage. Vattenfall hat 
die Bundesrepublik auf Zahlung von , 
Milliarden Euro verklagt. Wegen des Atom-
ausstiegs. Es ist vor allem der Gewinnver-
lust, den der Konzern für sich errechnet hat. 
Das sind, da dies letztlich aus Steuermitteln 
zu zahlen ist,  Euro von jedem von uns, 
von Mann und Maus. Nun soll genau das 
in den Freihandelsabkommen festgezurrt 
werden, so als gäbe es weder in Europa noch 
in Übersee eine Rechtsstaatlichkeit. Im In-
teresse der Allgemeinheit kann das kaum 
sein, sehr wohl aber in dem der Konzerne. 
Noch vor Einstieg in die Verhandlungen gab 
es  Treff en mit Konzernvertretern und 
nur fünf mit Vertretern von Sozialverbän-
den und Gewerkschaften. Dahinter steckt 
ein Prinzip, das als »regulatorische Koope-
ration« auch in die Abkommen eingehen 
soll: Können Konzerne entgangene Gewin-
ne aufgrund politischer Entscheidungen 
einklagen, liegt es auf der Hand, möglichst 
vor den Entscheidungen abzuklären, was 
den Konzernen genehm ist, um Klagen zu 
vermeiden. 

Aber damit nicht genug. Durch eine Li-
beralisierung von Dienstleistungen sollen 
Konzerne leichter Profi te bei Wasserver-
sorgung, Gesundheit und Bildung machen 

können. Befürchtet werden zunehmende 
Gefährdungen für Gesundheit und Umwelt, 
weil für die EU legalisiert werden könnte, 
was in den USA und Kanada erlaubt, hier 
aber untersagt ist: Chlorhühnchen, Gen-
Essen und Hormonfl eisch. Kulturelle Er-
rungenschaften wie die Buchpreisbindung 
oder öff entliche Theater- und Filmförde-
rung könnte auf dem Altar des Freihandels 
geopfert werden, da bislang keine allge-
meine Ausnahme für den Kulturbereich 
akzeptiert worden ist.

Den Arbeits-, Sozial-, Umwelt-, Daten-
schutz- und Verbraucherschutzstandards, 
die in den Mitgliedsstaaten oder für die EU 
insgesamt gefunden wurden, sind jahre-, 
mitunter jahrzehntelange Auseinander-
setzungen vorausgegangen. Oft ist die 
Gesetzgebung Ergebnis eines breiten und 
langen Diskurses, des Ringens um eine 
Verabredung, mit der möglichst »alle le-
ben können«. In der EU gilt das Vorsor-
geprinzip, d.h. dass Produkte erst dann 
auf den Markt kommen, wenn sie erwie-
senermaßen sicher sind. In den USA wird 
umgekehrt verfahren: Produkte werden 
erst dann vom Markt genommen, wenn 
sie nachweislich schädlich sind. Durch die 
Abkommen soll der Marktzugang für alle 
Seiten erleichtert werden. Ohne eine Ab-
senkung bzw. Angleichung von Standards 
wird dies kaum möglich sein.

Wird in den Ländern nicht gerade ge-
rungen darum, wie mehr Mitsprache er-
reicht und Einfl ussrechte der Bürgerinnen 
und Bürger gestärkt werden können? Und 
gleichzeitig verhandeln hier demokratisch 
organisierte Gesellschaften völlig im Ge-
heimen über Eckpfeiler einer zukünftigen 
Handels- und Wirtschaftspolitik, so als gin-
ge das die Bürgerinnen und Bürger nichts, 
aber auch gar nichts an. Es geht ja nicht 
darum, einen Livestream der Verhandlungs-
runden einzurichten. Aber eine demokra-
tische Beteiligung an der Erarbeitung des 
Verhandlungsmandates, also eine Diskus-
sion, wie weit die eine Seite der anderen 
entgegen kommen sollte, müsste so selbst-

Unter dem Motto »Lasst uns nicht weiter im Dunkeln tappen« fand am .. in der Europapassage in Hamburg ein Flashmob gegen TTIP statt

FO
T

O
: A

N
T

O
N

 D
A

SE
R

verständlich sein wie die öff entliche Ausle-
gung eines Bebauungsplans. Von hier aus 
gedacht, wäre nur konsequent, Mittel und 
Wege anzubieten, die Verhandlungsführung 
demokratisch zu kontrollieren. Nichts da. 
Die demokratische Legitimation beschränkt 
sich darauf, dass die Abkommen dem Eu-
ropäischen Parlament und den, sofern dies 
nicht noch verhindert wird, nationalen Par-
lamenten vorgelegt wird – mit der Bitte um 
Zustimmung. Was auch sonst. Es ist kaum 
davon auszugehen, dass nach jahrelangen 
und zähen Verhandlungen wegen einzel-
ner Punkte die Abkommen zurückgewiesen 
werden. Mit dieser Verhandlungsstrategie 
zeigt sich, wie die Bürgerinnen und Bürger 
von Rat und EU-Kommission angesehen 
werden. Jedenfalls nicht als die, von denen 
jede staatliche Souveränität auszugehen 
hat. Welchen Stellenwert sollen Wahlen 
noch haben, wenn so zentrale politische 
Bausteine nicht nur jenseits der Zivilge-
sellschaft, sondern auch entzogen vom 
Einfl uss der Parlamentarier zementiert 
werden? Dies könnte eine fatale Gegenre-
aktion hervorrufen: Die Bürgerinnen und 
Bürger könnten den Vertrauensvorschuss, 
den sie der EU und ihrer Organe gewährt 
haben, und der seit der Unterzeichnung des 
Lissabon-Vertrages eher ab- als zugenom-
men hat, vollständig vom Vertrauenskonto 
abbuchen. Die EU entleert sich zu einem 
seelenlosen Büttel im Dienste der Konzerne. 

Es ist Zeit, aufzustehen. Längst geht es 
nicht allein um die Freihandelsabkommen. 
Es geht darum, welche Idee mit diesem 
Europa verbunden sein soll, was Europa 
ausmachen und wer es tragen soll. Dafür 
aber müssen TTIP und CETA vom Verhand-
lungstisch gewischt werden. Es kommt auf 
jede und jeden an. Lassen Sie uns gemein-
sam Unterschriften sammeln, im Freun-
des- und Bekanntenkreis, an der Arbeit 
und beim Familienfest, vor dem Kino und 
in der Konzertpause. Machen wir dieses 
Europa zu unserer Sache!

Ralf-Uwe Beck ist Bundesvorstandsspre-
cher von Mehr Demokratie. 
Michael Efl er ist Bundesvorstandsspre-
cher von Mehr Demokratie und Mitglied 
im Bürgerausschuss der Europäischen 
Bürgerinitiative »Stop TTIP«

Mehr Informationen über die EBI fi nden Sie 
unter www.stop-ttip.org  

Im Zeitalter der 
Debatten um 
mehr Trans-
parenz wird 
völlig im 
Geheimen über 
die Eckpfeiler 
der zukünftigen 
Handels- und 
Wirtschafts-
politik 
verhandelt
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Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

Performing Matters – die 47. Internationalen 
Ferienkurse für Neue Musik Darmstadt

Mit dem SWR Vokalensemble Stuttgart
in die Neue Welt

Drohnen und Heißluftballons, Videokunst und Talkshow-Thea-
ter: „Performing Matters“ lautete in diesem Jahr das Motto in 
Darmstadt – sowohl in Bezug auf das umfangreiche Kurs-
programm als auch für viele der Konzerte, die in den unter-
schiedlichsten Spielstätten stattfanden. Einige Ausschnitte 
daraus sehen Sie in diesem Video, das unter anderem Werke 
von Johannes Kreidler, Wafaa Bilal und Stefan Prins vorstellt.

Bei den diesjährigen Schwetzinger SWR Festspielen erklangen 
vierstimmige Chorlieder von Felix Mendelssohn Bartholdy, die 
der Komponist mit der Anweisung „im Freien zu singen“ über-
schrieb. Gemeinsam mit dem SWR Vokalensemble Stuttgart 
wandelte das begeisterte Publikum durch den Schwetzinger 
Schlosspark. Den krönenden Abschluss aber bildete ein Dvorák 
„to go“, der die Besucher durch die „Rote Moschee“ führte. Die 
berühmte 9. Sinfonie – hier das „Largo“, gesungen in einer Bear-
beitung von Swingle-Singer-Chef Jonathan Rathbone – steht im 
Mittelpunkt beim ARD-Schulkonzert „Das Dvorák-Experiment“, 
für das sich das SWR Vokalensemble engagiert.

Demnächst auf nmzMedia.de: Die Hochschule für Musik Nürn-
berg und das Germanische Nationalmuseum veranstalten 

jährlich ein mehrtägiges Forum, das sich in wissenschaft-
licher und künstlerischer Forschung den 

Gattungen historischer 
Musikinstrumente wid-
met – dieses Mal den 
Violinen und Violen da 
Gamba.

ˇ

ˇ

Forum Historische Musikinstrumente – 
Violinen und Violen da Gamba

Die kulturelle Vielfalt 
wird weiterhin geschützt
Kultur im Rahmen der 
Transatlantischen Handels- 
und Investitionspartner-
schaft (TTIP)

RUPERT SCHLEGELMILCH

I m Jahr  hat die Europäische 
Union Verhandlungen über ein Han-
delsabkommen mit den USA (TTIP) 

eingeleitet, der weltweit größten Volks-
wirtschaft und einem der wichtigsten 
Handelspartner. Dieser Artikel erklärt 
den Ansatz der Kommission in diesem 
Handelsabkommen zu Fragen der Kultur 
und erläutert, warum die Maßnahmen 
der Kulturpolitik und somit die kultu-
relle Vielfalt in Deutschland und Europa 
nicht in Gefahr geraten.

Hintergrund 

Der Schutz und die Förderung der kul-
turellen Vielfalt sind zentrale Ziele der 
EU, die sich auf alle Bereiche der Tätig-
keiten der EU auswirken, einschließlich 
die Handelspolitik. Als Unterzeichne-
rin der »UNESCO-Konvention von  
zum Schutz und zur Förderung der Viel-
falt kultureller Ausdrucksformen« hat 
die EU auch eine internationale, rechts-
verbindliche Verpfl ichtung übernom-
men, die kulturelle Vielfalt zu fördern.

Audiovisuelle Dienstleistungen 

Die EU schließt üblicherweise den 
audiovisuellen Sektor von jeglichen 
Liberalisierungsverpflichtungen in 
Handelsabkommen aus. Das bedeutet 
zum Beispiel, dass es der EU und den 
Mitgliedstaaten völlig freisteht, Rechts-
vorschriften zu verabschieden, die 
ausländische Anbieter audiovisueller 
Dienstleistungen benachteiligen. Das 
bekannteste Beispiel für diese Art der 
Diskriminierung ist das gegenwärtige 
System der Quoten. Quoten wurden ur-
sprünglich in der Richtlinie »Fernsehen 
ohne Grenzen« von  eingeführt, die 
 durch die »Richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste« ersetzt wurde. 

TTIP wird der bisherigen Praxis in 
vollem Umfang folgen. Die Verhand-
lungsrichtlinien des Rates schließen 
den audiovisuellen Sektor voll aus den 
Liberalisierungsverpfl ichtungen des 
Abkommens aus. Dies bedeutet, dass 
die Kommission keine Verhandlungen 
über die Liberalisierung dieses Sektors 
führen darf. Die Kommission wird auch 
darauf hinarbeiten, dass die Präambel 
des Abkommens einen Hinweis enthält 
auf das Recht der Vertragsparteien, 
Maßnahmen zu ergreifen zur Förde-
rung der kulturellen Vielfalt gemäß 
dem UNESCO-Übereinkommen.

Es wird im Zusammenhang mit Kul-
tur und insbesondere audiovisuellen 
Diensten gerade in Deutschland oft-
mals vor dem sogenannten Negativ-
listenansatz gewarnt. Diese Warnung 
ist unberechtigt. In einem Negativ-
listenansatz führen die Partien eines 
Abkommens nur die Sektoren auf, für 
die sie keine Verpfl ichtungen überneh-
men wollen. Dem steht ein sogenannter 
Positivlistenansatz gegenüber, in dem 
Verpfl ichtungen nur in den Sektoren 
übernommen werden, die ausdrück-
lich genannt werden. Beide Ansätze 
können zu den gleichen Ergebnissen 
führen. Die EU wird unabhängig von 
dem in TTIP am Ende verfolgten Ansatz 

– Negativ- oder Positivliste – sicherstel-
len, dass die Sektoren und Aktivitäten, 
die vor einer Marktöff nung geschützt 
werden sollen, auch tatsächlich aus-
genommen werden. Es ist in diesem 
Kontext darauf hinzuweisen, dass der 
Begriff  »audiovisuelle Dienstleistun-

gen« von der EU in einem weiten Sinne 
verstanden wird. Der Begriff  umfasst 
nach dem Verständnis der EU nicht nur 
audiovisuelle Dienstleistungen, die tra-
ditionellerweise in der GATS-Klassifi -
zierung aufgeführt werden. Er beinhal-
tet vielmehr alle Dienstleistungen, die 
von der Richtlinie über audiovisuelle 
Mediendienste umfasst werden und 
sogar jeglichen audiovisuellen Inhalt 
in der Erbringung anderer Dienstleis-
tungen wie Telekommunikation oder 
»E-Commerce«.    

Andere kulturelle Sektoren

Wie erwähnt, genießt der audiovisuelle 
Sektor eine sehr spezielle Behandlung 
in EU-Freihandelsabkommen. Diese 
Sonderbehandlung bezieht sich jedoch 
nicht notwendigerweise auf andere Sek-
toren, die im weiteren Sinne zur Kultur 
gehören. Es muss festgehalten werden, 
dass es keine allgemein gültige Defi niti-
on von »Kultur« im Bereich Handel gibt. 
Im Rahmen der Sektorklassifi zierung, 
die dem WTO-Dienstleistungsabkom-
men (GATS) zugrunde liegt, umfasst der 
Sektor »Freizeit-, Kultur- oder Sport-
dienstleistungen« Teilsektoren wie Un-
terhaltungsdienstleistungen (Theater, 
Orchester, Zirkus), Nachrichten- und 
Presseagenturen, Bibliotheken, Archive, 
Museen und sonstige kulturelle Dienst-
leistungen sowie Sport- und sonstige 
Erholungsdienstleistungen. 

Im GATS haben beispielsweise viele 
Mitgliedstaaten  – darunter Deutsch-
land – die Verpfl ichtung übernommen, 
Theaterunternehmen von außerhalb 
der EU in ihrem Hoheitsgebiet freie 
Niederlassung zu gewähren und zu 
gleichen Bedingungen tätig werden 
zu lassen wie Theaterunternehmen 
aus der EU. Vor diesem Hintergrund 
muss die EU ihre bestehenden GATS-
Verpfl ichtungen in all den Fällen be-
rücksichtigen, in denen ein bilaterales 
Handelsabkommen abgeschlossen 
wird. Und die so genannte »kulturelle 
Ausnahme«, ein Konzept, das über kei-
nen Rechtsstatus im EU-Recht verfügt; 
stattdessen wird eher das Konzept der 
»Förderung der kulturellen Vielfalt« 
verwendet, muss entsprechend ausge-
staltet werden. Aber dies hindert die EU 
nicht daran, selbstbewusst Standpunkte 
in Bezug auf den Schutz von Kultur in 
Handelsabkommen zu vertreten. Die 
EU kann z.B. weiterhin Bereiche wie 
Bibliotheken, Archive und Museen, in 
denen die EU kaum Verpfl ichtungen im 
Rahmen des GATS eingegangen ist, vor 
Marktöff nung schützen. 

Buchpreisbindung

In jüngster Zeit gab es verstärkt Be-
fürchtungen, insbesondere in Deutsch-
land,  dass der Buchsektor durch TTIP 

gefährdet sein könnte, insbesondere, 
dass Unternehmen aus den USA Me-
chanismen zur Beilegung von Streitig-
keiten zwischen Investoren und Staa-
ten nutzen könnten, um bestehende 
Maßnahmen wie die Buchpreisbindung 
auszuhebeln. Diese Gefahr besteht aus 
Sicht der Kommission ganz klar nicht. 
Soweit die Buchpreisbindung im Aus-
land hergestellte Bücher nicht diskrimi-
niert, berührt sie nicht die im Rahmen 
eines Handelsabkommens üblicher-
weise eingegangenen Verpfl ichtungen. 
Das Gleiche gilt auch für den Online-
Vertrieb von Büchern (E-Bücher): So-
weit keine Diskriminierung von aus-
ländischen Anbietern vorliegt, wird die 
Buchpreisbindung nicht Gegenstand 
einer Verpfl ichtung aus TTIP sein.  

Subventionen und Kultur

Nach gängiger Praxis werden Subven-
tionen von den EU-Handelsabkommen 
ausgeschlossen. TTIP wird deshalb das 
Recht der Mitgliedstaaten in keiner 
Weise beeinträchtigen, den Kultursek-
tor oder jeden anderen Sektor zu un-
terstützen.  

Die zuständigen deutschen Stellen 
werden daher auch weiterhin frei sein, 
öff entliche Zuschüsse für alle Arten von 
kulturbezogenen Tätigkeiten (Live-Ver-
anstaltungen, Festivals, Theater, Mu-
sicals, Verlagswesen usw.) zu geben. 
Wenn sie es wünschen, können sie auch 
ausländische (d.h. US-) Anbieter von 
derartigen Zuschüssen ausschließen. 
Die fi nanzielle Unterstützung durch öf-
fentliche Stellen kann hierbei verschie-
dene Formen annehmen, z. B. direkte 
Zuschüsse, Steuervergünstigungen oder 
Bürgschaften. Die einzigen Vorschriften, 
die selbstverständlich weiterhin beach-
tet werden müssen, sind die Vorschrif-
ten aus dem EU-Beihilferecht; aber dies 
hat nichts mit TTIP zu tun. 

Schlussbetrachtung

TTIP führt zu Sorgen hinsichtlich der 
Auswirkungen auf die Kulturpolitik auf 
nationaler, regionaler oder lokaler Ebe-
ne. Eine unvoreingenommene Analyse 
der Praxis der EU in bisherigen Frei-
handelsabkommen zeigt jedoch, dass 
die Kultur, insbesondere audiovisuel-
le Dienste, einen besonderen Status 
genießt und dass insbesondere keine 
Auswirkungen auf die Förderpraxis zu 
befürchten sind. Gemäß den Vorgaben 
des EU-Vertrages wird die Förderung 
der kulturellen Vielfalt ein Leitprinzip 
für das Abkommen sein. 

Rupert Schlegelmilch ist Direktor 
für Dienstleistungen, Investitionen, 
Geistiges Eigentum und Öff entliches 
Auftragswesen in der Generaldirektion 
Handel der Europäischen Kommission

Campact-Aktion vor dem Gebäude der EU-Kommission und Treff en mit dem 
EU-Kommissionspräsidenten José Manuel Barroso
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Es ist Aufgabe des 
Europäischen 
Parlaments, der 
Kommission bei den 
Verhandlungen auf die 
Finger zu schauen
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Viele sehen die 
kulturelle Vielfalt 
durch ein Freihandels-
abkommen gefährdet

Kultur und Transparenz 
Das Transatlantische Freihandelsabkommen und audiovisuelle Medien im Blickpunkt

BERND LANGE

D ie Verhandlungen zwischen 
der EU und den USA zu ei-
nem Handelsabkommen 
(TTIP – Transatlantic Trade 

and Investment Partnership) sind die 
mit Abstand kontroversesten in der Ge-
schichte der EU-Handelspolitik. Inner-
halb der EU wird die Debatte besonders 
heftig in Deutschland geführt. Dass ein 
Handelsabkommen überhaupt solch ein 
Interesse entfacht, liegt nicht zuletzt 
an dem inhaltlichen Umfang. Nicht nur 
Zollbarrieren, sondern auch sogenann-
te nicht-tarifäre Handelshemmnisse, 
gemeinsame Standardsetzungen und 
weitere Regularien stehen auf dem 
Programm. Dies ist für Handelsab-
kommen Neuland, und stößt bei vie-
len Menschen auf gehörige Skepsis. Die 
Sorgen und Befürchtungen gilt es ernst 
zu nehmen.

Beim Thema TTIP läuten beson-
ders bei vielen Kulturschaff enden die 
Alarmglocken. Viele sorgen sich um die 
kulturelle Vielfalt in Europa und sehen 
deren Fortbestand durch ein mögliches 
Abkommen gefährdet. Zu nennen sind 
hier zum Beispiel europäische Formen 
der Kulturförderung, Buchpreisbindung, 
reduzierte Mehrwertsteuer, Urheber-
recht oder Filmförderung – so ist der  
deutsche Film bis zu  Prozent abhän-
gig von staatlicher Förderung. Während 
Kultur in Europa ein öff entliches Gut 
ist und entsprechend öffentlich fi-
nanziert wird, sind in den USA Bücher, 
Musik, Filme und die entsprechenden 
Dienstleistungen eher normale Waren, 
Amazon, Google und Apple u. a. zeigen 
dies. Dem europäischen bzw. deutschen 
System vergleichbare Formen der Kul-
turförderung gibt es in den USA nicht.

Die Sozialdemokraten im Europäi-
schen Parlament haben die Sorgen und 
Befürchtungen des Kulturbereichs auf-
gegriff en und entschlossen gehandelt. 
So wurde schon vor Beginn der Ver-
handlungen vor allem auf Druck des 
Europäischen Parlaments die Sicherung 
der kulturellen Vielfalt, deren Förde-

rungsmöglichkeiten in der EU und das 
Nichtverhandeln über audiovisuelle 
Dienstleistungen im Verhandlungs-
mandat verankert (Resolution vom 
Mai ). Dies wird an sechs Stellen 
im Mandat deutlich formuliert. Die 
Buchpreisbindung dient nicht dazu, 
heimische Produkte gegen ausländi-
sche abzuschotten und ist deshalb auch 
kein Thema für TTIP.

Trotzdem gibt es ein gehöriges Maß
an Misstrauen. So wird zum Beispiel 
befürchtet, dass die Buchpreisbindung
über unklare Defi nitionen wie »kultu-
relle Vielfalt« oder »audiovisuelle
Dienste« doch angetastet werden könn-
te und US-Unternehmen Bücher un-
ter dem Buchbindungspreis anbieten 
dürfen. Amazon will jetzt schon eine 
Ausnahme von der Buchpreisbindung 
für ihre E-Books. US-Konzerne könnten 
die europäischen Systeme der Kultur-
förderung als Wettbewerbsverzerrung 
interpretieren. Die UNESCO-Konventi-
on zum Schutz und zur Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen, 
die im Kontext der GATS-Verhandlun-
gen erarbeitet und verabschiedet wurde, 
sichert ein Verhandlungsverbot über 
Kultur und wurde von der EU und allen 
EU-Regierungen unterzeichnet. Es gibt 
Befürchtungen, dass die Konvention 

durch eine Ausnahmeklausel im Rah-
men TTIP außer Kraft gesetzt werden 
könnte. Eine mögliche geplante Ände-
rung in der UN-Handelsklassifi kation 
könnte außerdem dazu führen, dass 
audiovisuelle Medien nicht mehr zum 
Kulturbereich zählen, sondern zur Te-
lekommunikation – dann könnte man 
auch innerhalb von TTIP wieder über 
diesen Bereich verhandeln. Und die US-
Seite hat schon Versuchsballons zum 
Zugriff  auf den kulturellen Bereich ge-
startet und hat in den Verhandlungen 
ein Papier zu audiovisuellen Dienst-
leistungen und ein Papier zur privat 
organisierter Erwachsenbildung und 
anderen Bildungsdienstleistungen 
vorgelegt. Die EU-Kommission hat aber 
wohl deutlich gemacht, dass sie kein 
Mandat hat, darüber zu verhandeln.

Doch wie soll man sicherstellen, 
dass sich die EU-Kommission in den 
Verhandlungen auch wirklich an die 
Vorgaben des Mandates hält und die 
Befürchtungen aus dem Kulturbereich 
aufgreift? Hier kommen wir zur Trans-
parenz rund um die TTIP-Verhandlun-
gen. Es ist zunächst Aufgabe des Euro-
päischen Parlaments, der Kommission 
auf die Finger zu schauen. Federfüh-
rend ist hierbei der Ausschuss für Inter-
nationalen Handel (INTA) mit Zugang 
zu Dokumenten und Verhandlungspo-
sitionen der EU. Die demokratisch ge-
wählten Vertreter stehen in ständigem 
Kontakt mit den Verhandlungsführern 
und vertreten die Interessen der Kul-
turschaff enden. Ein großes Manko aus 
meiner Sicht bleibt der Umstand, dass 
weder das Europäische Parlament, noch 
der Ministerrat Zugang zu den Doku-
menten der US-Seite haben. Ohne über 
die Forderungen und Positionen der 
US-Seite informiert zu sein, ist eine 
vollständige Bewertung der Verhand-
lungen unmöglich. Seit neustem haben 
Europaparlamentarier auch Zugang zu 
den ersten wenigen konsolidierten Ver-

tragstexten, auf die sich die Verhand-
ler der EU und den USA geeinigt haben. 
Diese sind allerdings nur in speziellen 
Leseräumen zugänglich. Immerhin gibt 
es damit auch erstmalig Zugang zu US-
Texten, die Art ist aber nicht akzeptabel. 

Aber dass Mitglieder des INTA gut 
über die Verhandlungen informiert sind, 
kann nicht ausreichend sein. Um eine 
öff entliche Debatte zu führen, die auf 
Fakten basiert, bedarf es umfassender 
Transparenz. Für uns Sozialdemokra-
ten heißt das die Veröffentlichung 
von grundlegenden Verhandlungsdo-
kumenten. Dazu zählen vor allem das 
Verhandlungsmandat und Positionspa-
piere zu allen Verhandlungsbereichen. 
Nur so kann sichergestellt werden, dass 
Klarheit darüber herrscht, was in TTIP 
verhandelt wird und was nicht. Und vor 
allem wohin die Reise führen soll. Nur 
so kann die Zivilgesellschaft informiert 
und beteiligt sein.

Ein besonders kritischer Punkt im 
TTIP-Verhandlungsprozess ist die 
Frage des Investitionsschutzes und 
dessen Ausgestaltung. Einige wollen, 
dass ein Investor-Staat-Streitbeile-

gungsmechanismus (engl.: Investor-
State Dispute Settlement - ISDS) Teil 
des Abkommens wird. Dies würde es 
Investoren ermöglichen, die EU oder 
Mitgliedstaaten jenseits vom norma-
len juristischen Verfahren vor intrans-
parenten internationalen Schiedsge-
richten direkt auf Entschädigung für 

entgangene Gewinne zu verklagen. So 
würde es privaten Investoren ermög-
licht, gegen von souveränen Staaten 
erlassene Gesetzgebung auch in den 
wichtigen Bereichen Gesundheit, Um-
welt oder Verbraucherschutz sowie ggf. 
im Bereich der kulturellen Vielfalt vor-
zugehen. Oft reicht aber auch allein die 
Androhung einer Klage, um Gesetzge-
bung zu verhindern oder zu verwässern. 
ISDS zwischen Staaten mit zuverlässi-
gen und entwickelten Rechtssystemen 
wie im Falle von TTIP ist aus Sicht der 
Sozialdemokraten deshalb abzulehnen.

Der NSA-Skandal hat das Vertrauen 
zu dem Handelspartner USA nachhaltig 
beeinträchtig. Eine Vorbedingung für 
den Abschluss eines Handelsabkom-
mens mit den USA ist eine Vereinba-
rung gesonderter Art, die den Daten-
schutz sichert und die ungezügelten 
Aktivitäten der Geheimdienste beendet. 
Datenschutz ist gerade im kulturellen 
Bereich zentral.

Unsere Forderungen, von denen 
ich hier nur einige nenne konnte, wer-
den wir in  Verhandlungs- und Rati-
fi zierungsprozess einfl ießen lassen. 
Denn ein ausgehandeltes Abkommen 
muss in jedem Fall vom Europäischen 
Parlament ratifi ziert werden. Wir So-
zialdemokraten loten Chancen und 
Probleme aus und knüpfen daran die 
Entscheidung. Dass Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament ihr Recht 
bei Handelsabkommen auch Nein zu 
sagen, sehr ernst nehmen, hat die von 
ihnen geführte Ablehnung des ACTA-
Abkommens (Schutz geistigen Eigen-
tums im digitalen Bereich) gezeigt, dem 
das Europäische Parlament aufgrund 
inhaltlicher Schwächen und Webfeh-
ler seine Zustimmung verweigerte und 
es damit scheitern ließ, was bisher in 
keinem nationalen Parlament geschah. 
Das Europäische Parlament ist hier das 
demokratische Gewissen der EU. Die 
EU-Kommission ist also bestens be-

raten, die Forderungen und Bedenken 
zu beachten. Andernfalls gefährden sie 
die Zukunft eines Abkommens, welches 
zurzeit ja nur in den Köpfen der Ver-
handler besteht. Bisher haben Verhand-
lungen kaum Fortschritte gemacht und 

sind ernüchternd. In vielen Bereichen 
haben die US-Unterhändler sich über-
haupt nicht bewegt. Die USA müssen 
aber bezüglich der europäischen Vor-
stellungen im kulturellen Bereich und 
beim europäischen Modell des Sozial-
staates und der Teilhabe mehr auf die 
EU zugehen, damit die Verhandlungen 
nicht scheitern. Wir Sozialdemokraten 
werden nach der Einrichtung einer neu-
en EU-Kommission und den Kongress-
wahlen in den USA im November eine 
kritische Bewertung der Verhandlun-
gen vornehmen und über das weitere 
Vorgehen entscheiden. Sollte ein um-
fassendes Abkommen aufgrund der be-
schriebenen Hindernisse nicht möglich 
sein, gilt es pragmatisch zu handeln. 
Dann sollte die Möglichkeit ausgelotet 
werden, TTIP abzuspecken, um sich auf 
einzelne traditionelle Handelsbereiche 
zu konzentrieren. Grundlegende Werte 
dürfen nicht wirtschaftlichen Interes-
sen geopfert werden. Ein gutes Han-
delsabkommen muss das nachhaltige 
Wirtschaften stärken und das Gemein-
wohl fördern.

Bernd Lange ist Mitglied des 
EU-Parlaments und Vorsitzender 
des Ausschusses für Internationalen 
Handel (INTA)

Martin Schulz (SPD) fordert von der EU-Kommission, aus Macht eine Tugend und europäische Standards fairer und global gültig zu machen

Der NSA-Skandal hat 
das Vertrauen zum 
Handelspartner 
USA nachhaltig 
beinträchtigt
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Europas Kultur am Abgrund?
Der Streit um das Freihandelsabkommen TTIP – Olaf Zimmermann (Deutscher Kulturrat) und Claudius Seidl (FAS) 
im Gespräch mit Ulrich Kühn (NDR)
Ein Gespenst geht um in Europa, es 
hört auf den niedlichen Namen TTIP. 
Den einen fl ößt es Angst und Schre-
cken ein, andere öff nen ihre Arme weit 
und heißen TTIP willkommen. Das Kür-
zel TTIP steht für das Freihandelsab-
kommen, das zwischen den USA und 
der EU ausgehandelt wird. Durch TTIP 
sollen Handelshemmnisse abgebaut 
werden. Im Gespräch mit Ulrich Kühn 
(NDR) diskutieren Olaf Zimmermann, 
Geschäftsführer des Deutschen Kultur-
rates, und Claudius Seidl, Ressortleiter 
Feuilleton bei der Frankfurter Allge-
meinen Sonntagszeitung, kontrovers 
über die Auswirkungen von TTIP auf 
die Kultur.
 
Kühn: Herr Zimmermann, warum 
soll das Freihandelsabkommen so 
gefährlich sein? Was steht hier Ih-
rer Meinung nach auf dem Spiel?
Zimmermann: Beim Freihandels-
abkommen geht es um die Frage, wie 
man die Märkte angleichen kann, um 
Gewinne zu maximieren. Die kultu-
relle Vielfalt, die wir in Europa haben, 
ist aus rein ökonomischer Sicht ge-
schäftsschädigend, denn mit Einfalt 
macht man bessere Geschäfte, nicht 
mit Vielfalt. Die durch TTIP geplan-
te Angleichung zwischen den Verei-
nigten Staaten von Amerika und der 
Europäischen Union soll dem Zweck 
dienen, besser Handel treiben zu 
können.

Kühn: Herr Seidl, was haben Sie 
denn gegen die öff entliche För-
derung von Kultur, die, wenn ich 
Herrn Zimmermann richtig ver-
stehe, durch TTIP auf dem Spiel 
steht?
Seidl: Nach all dem, was wir von 
den an den Verhandlungen Betei-
ligten hören – und etwas anderes 
wissen wir nicht – spielt die Kultur 
hier überhaupt keine Rolle. Es gibt 
aber starke Bataillone, die so tun, als 
wäre es doch so. Aus dem Grund, 
weil unser gesamtes Subventions-

wesen, vor allem was die audio-
visuellen Medien angeht, unsere 
verdammte Filmförderung und die 
dazugehörige Macht von Funktionä-
ren, Obrigkeit und Gremien – also von 
Leuten, die von Kunst relativ wenig 
verstehen – mit argen Legitimations-
problemen zu kämpfen hat. Hier fi n-
det das Subventionswesen endlich ei-
nen vermeintlichen Gegner, in dessen 
Angesicht plötzlich diese Legitima-
tionsprobleme scheinbar irrelevant 
werden. Dabei nehmen sie in Kauf, 
dass jenes antiamerikanische Ressen-
timent, auf das sich schon immer die 
ganz Rechten und die ganz Linken ei-
nigen konnten, gewissermaßen zum 
Mainstream wird. Angeblich droht 
uns durch TTIP amerikanische Un-
kultur. Dabei ist es Unkultur, so zu 
argumentieren, das halte ich für ge-
fährlich und zutiefst kulturfeindlich.

Kühn: Herr Zimmermann, Sie 
führen also ein Scheingefecht als 
Sprachrohr eines Machtkartells, 
das antiamerikanische Ressen-
timents instrumentalisiert, um 
gegen jenes Gespenst vorzugehen, 
das es gar nicht gibt.
Zimmermann: Zumindest wenn das 
stimmen würde, was gerade gesagt 
wurde. Fakt ist: in diesem Freihan-
delsabkommen wird über alles ge-
sprochen. Anders als bei vorherigen 
Freihandelsabkommen wird bei TTIP 
und auch bei dem Freihandelsab-
kommen zwischen der Europäischen 
Union und Kanada, CETA, gerade 
nicht mehr mit sogenannten Positiv-
listen gearbeitet. Es wird über alles 
verhandelt, es sei denn, es ist dezi-
diert ausgenommen. Und hier muss 
man feststellen, die Kultur ist nicht 
ausgenommen, sondern es gibt nur 
eine Vorbehaltsregelung für den au-
diovisuellen Bereich, und selbst dort 
versuchen die Amerikaner gerade an 
der Defi nition zu drehen. Sie stellen 
die Frage, ob der öff entlich-rechtliche 
Rundfunk wirklich zu den audiovi-

suellen Medien gehört oder ob es 
sich nicht eigentlich um Telekommu-
nikation handelt. Wenn es sich näm-
lich um Telekommunikation handelt, 
dann kann selbstverständlich darü-
ber verhandelt werden. Bei TTIP ist 
also mitnichten die Kultur ausge-
nommen. Mit Antiamerikanismus hat 
das nichts zu tun. Sie können heute 
im Kulturbereich schlichtweg öko-
nomisch nicht überleben, wenn 
sie nicht auch mit den USA Handel 
treiben. Bei TTIP geht es darum, die 
Märkte für die ganz großen Kulturun-
ternehmen der USA wie Google, App-
le und Amazon frei zu machen. Sie 
sollen die Möglichkeit erhalten, noch 
stärker auf dem europäischen Markt 
zu agieren. Deswegen wird dieses 
Freihandelsabkommen vorangetrie-
ben.
Seidl: In Sachen der Bewertung der 
Monopolansprüche amerikanischer 
Internetgiganten sind wir uns einig. 
Aber zu argumentieren, das Aufhalten 
von TTIP sein das geeignete Mittel 
gegen amerikanische Internetkon-
zerne, das ist auf eine Art und Weise 
am Thema vorbei, dass ich es kaum 
fassen kann. Um Google und Co. auf-
zuhalten, erzählen die Gegner des 
TTIPs die Märchen von internationa-
len Schiedsgerichten, der Abschaf-
fung der Buchpreisbindung und dem 
Aus der Stadttheatersubventionen.
Zimmermann: Fakt ist: dieses Frei-
handelsabkommen hat ein Ziel und 
dieses Ziel ist, Handelshemmnisse 
zwischen Europa und Amerika abzu-
bauen. Und wir müssen uns einge-
stehen, dass wir eine ganze Menge 
Handelshemmnisse im Kulturbereich 
haben. Die Buchpreisbindung ist 
ein klassisches Handelshemmnis 
und zwar für alle, die von außen 
z.B. auf den deutschen Markt wollen. 
Ohne Buchpreisbindung würde es er-
heblich weniger kleine Buchhandlun-
gen geben, weil sich ein Monopolist 
wie Amazon noch viel stärker aus-
breiten könnte. Andere sogenannte 

Handelshemmnisse im Kulturbereich 
sind der ermäßigte Mehrwertsteuer-
satz oder die Filmförderung. TTIP soll 
diese Handelshemmnisse abbauen 
und deswegen muss man sich über 
die Konsequenzen Gedanken machen. 
Es wäre fahrlässig, das nicht zu tun.
Seidl: Einspruch. Wir haben im 
Moment Zustände, die sind schreck-
lich. Wir haben ein quasi-Monopol 
von Amazon, dem kaum jemand 
etwas entgegen zu setzen hat, weder 
deutsche noch amerikanische Verlage. 
Plötzlich erscheint uns dieser Status 
Quo so wunderbar, dass wir ihn erhal-
ten wollen gegen das TTIP. Wir haben 
die debilste, schrecklichste, erfolg-
loseste Filmförderung, die man sich 
vorstellen kann. Jeder in der Bran-
che, nicht zuletzt der ehemalige Kul-
turstaatsminister, macht sich darüber 
Gedanken, wie man diese Struktur 
aufbrechen und die Funktionärsherr-
schaft und das Klein-Klein der Film-
förderung beenden kann. Plötzlich 
wird dieser erbärmliche Status quo 
zum erhaltenswerten Paradies der 
Vielfalt. Da stimmt doch etwas nicht.
Zimmermann: Sie bezweifeln, dass 
TTIP eine Gefahr für den Kulturbe-
reich darstellt. Dann frage ich mich, 
warum unser Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel eine branchenüber-
greifende Arbeitsgruppe eingerichtet 
hat, an der ich für den Deutschen 
Kulturrat teilnehme, bei der als aller-
erstes die möglichen Auswirkungen 
des TTIP auf die Kultur besprochen 
wurden? Eben weil Kultur ein wichti-
ges Thema bei diesen Verhandlungen 
ist. Ernsthaft zu bezweifeln, dass bei 
den TTIP-Verhandlungen über Kultur 
debattiert wird, das ist ignorant.

Kühn: Haben wir eine Chance zu 
verifi zieren, ob darüber debattiert 
wird oder nicht?
Seidl: Die haben wir im Moment 
nicht. Deswegen führe ich eine Meta-
Diskussion, bei der ich mir die Argu-
mente der Gegner anschaue und sie 

auf ihre Ideologie, Legendenhaftig-
keit und den üblichen Antiamerika-
nismus hin überprüfe. Und ich werde 
in jeder ihrer Stellungnahme fündig.
Zimmermann: Über die Verhandlun-
gen wissen wir wirklich unglaublich 
wenig; es ist ein absolut intranspa-
rentes Verfahren.
Seidl: Eines der wunderbarsten Bei-
spiele für Ideologiebildung im Sinne 
von Antiamerikanismus und gegen 
TTIP ist die Fetischisierung der in-
ternationalen Schiedsgerichte, bei 
welchen man angeblich demnächst 
längst bestehende Gesetze zu Fall 
bringen können wird. Wissen Sie, was 
diese Schiedsgerichte sind? Diese 
Schiedsgerichte sind per defi nitionem 
dazu da, wenn sie morgen eine Milli-
arde investieren und übermorgen ver-
staatlicht werden, dagegen zu klagen. 
Und wissen Sie, was die Gefahr dieser 
Schiedsgerichte ist? Die ungeheure 
Gefahr ist. Es sind Geldwäscheanstal-
ten. Beim internationalen Schieds-
gericht in Paris kann man über eine 
Scheinfi rma, von der man sich ver-
klagen lässt, sein ganzes illegales 
Drogen-, Diamanten- und Waff enhan-
delsgeld waschen. Das sind Gefahren, 
die durch die Schiedsgerichte drohen.

Kühn: Die dahinterstehende Angst 
ist: E in subventionierter Kultur-
betrieb wird plötzlich in die Lage 
gebracht, dass ein Schiedsgericht 
angerufen wird und feststellt, hier 
liegt eine Wettbewerbsverzerrung 
vor. Dann müssen entweder alle 
diese Subventionen erhalten oder 
die Subventionen müssen weg. 
Zimmermann: Das Besondere ist 
nicht, dass es die privaten Schieds-
gerichte gibt. Besonders ist, dass 
zum ersten Mal solche Schiedsgerich-
te zwischen zwei Systemen aufgebaut 
werden sollen, die vergleichbare, 
gut funktionierende Rechtssysteme 
haben, nämlich der Europäischen 
Union und den Vereinigten Staa-
ten von Amerika. Das höhlt unsere 
Rechtsstrukturen aus und ist eindeu-
tig demokratiefeindlich. Vor einem 
Schiedsgericht könnte Deutsch-
land von Amazon verklagt wer-
den, weil dem Unternehmen durch 
die hier geltende Buchpreisbindung 
Gewinn entgangen ist. Gewinnt Ama-
zon, müssen letztendlich die Steuer-
zahler Amazon diesen vermeintlich 
entgangenen Gewinn erstatten.
Seidl: Die Schiedsgerichte sind 
nicht dazu da, bestehende Gesetze 
auszuhebeln. Ihr Argument, dass 
Schiedsgerichte zwischen Staaten mit 
stabilen Rechtsformen unüblich sind, 
mag stimmen. Aber das Argument, 
man könne auf dem Weg der Schieds-
gerichte seit Jahrzehnten bestehende 
Gesetze aushebeln, ist ein Ammen-
märchen.
Zimmermann: Selbstverständ-
lich könnte dann Amazon wegen Ge-
winnverlust klagen.
Seidl: Aber jeder derer, die in Brüssel 
verhandeln, garantiert Ihnen, dass es 
nicht so kommen wird.
Zimmermann: Seien wir doch ehr-
lich, wir wissen nicht, wer verhandelt. 
Es gibt nirgendwo eine verifi zierbare 
Liste derjenigen, die verhandeln. 
Deutschland hat sein Verhandlungs-
mandat, wie die anderen EU-Mit-
gliedsstaaten auch, an die EU-Kom-
mission abgegeben. Deutschland ist 
somit nicht mehr Herr des Verfahrens.

Gekürzte Fassung der Radiosendung  
NDR Kultur kontrovers vom ... 
Das gesamte Gespräch können Sie nach-
hören unter www.ndr.de/ndrkultur/
programm/europas-kultur-am-
abgrund,kontrovers.htmlOrganisationen wie Campact formieren ein breites Bündnis gegen TTIP
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Politik und Kultur. Schön, wie diese 
beiden großen Bereiche menschli-
chen Schaff ens im Titel dieser Zei-
tung friedlich nebeneinander stehen. 
Das ist ja im wahren Leben nicht 
immer der Fall. 
Im eigenen Auftrag fahre ich ständig 
durch die Gegend und beobachte 
die einschlägige Entwicklung von 
Politik und Kultur. Als älteste Rating-
Agentur bin ich schon seit Jahren 
unterwegs und prüfe die Kultur des 
Politischen und die Politik in der 
Kultur. Davon werde ich ab jetzt an 
dieser Stelle regelmäßig berichten. 
Wie oft fehlt es der Politik an Kul-
tur. Gerade erleben wir das große 
Gedenken an den Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges. Wie dieser elen-
de Krieg begann, den doch keiner 
wollte. In den aber viele mit wahrer 
Begeisterung zogen – unter anderem 
Künstler wie Franz Marc. Der Krieg 
war zum Kulturkampf erhoben. Und 
im Moment, wo wir heute darüber 
den Kopf schütteln, erleben wir zeit-
gleich öff entliche Ausbrüche von 
Islamophobie und Antisemitismus. 
Wir sehen einen Brandherd und wie 
da gezündelt wird. Nebenan. Bei uns 
in Europa. Die verbale Aufrüstung 
kommt fl ott voran. Wir haben wieder 
einen richtigen Feind! Mal ehrlich: 

Die arabischen Wickelhauben, das 
bringt es doch nicht. Der Russe steht 
wieder vor der Tür! Unschuldige wer-
den mit der Passagiermaschine vom 
Himmel geholt. Da ist Entschlossen-
heit gefragt. 
Immer wieder kommt der Krieg 
als etwas Unvermeidliches daher. 
Freund wie Feind scharen sich um 
ihre Version der Gerechtigkeit. Es 
wird aufgerüstet. Erst mit Worten. 
Dann mit Waff en. 
Wie ein Unwetter zieht das auf. Doch 
es ist kein Naturereignis. Es ist von 
Menschen gemacht. Jeder Schuss 
wird von einem Menschen abgege-
ben. Und es geht nur, wenn die Men-
schen mitmachen. Der Boden dafür 
muss bereitet werden.  
Da wird erst mal nicht gefragt, was 
das kostet. Aber auch nicht, wer 
daran verdient. Das Ja zu Drohnen 
kommt bei uns ohne große Wider-
stände. Während wir gerade Fußball-
WM gucken. Deutschland hat seine 
Waff enexporte erheblich steigern 
können. Die Milliarden, die unser 
Land damit gewinnt, nehmen wir 
mit. Wir brauchen sie dringend für 
unsere Schulen, für unsere Theater. 
Für unsere Kultur.
Wie nebenbei nur steht im Wirt-
schaftsteil der »Welt«: »Rüstungs-
aktien schießen auf Rekordniveau.« 
Rüstungsaktien schießen. Natürlich. 
Was sollen sie auch sonst tun. Ein 
todsicherer Anlagetipp. Schulden- 
und Eurokrise haben gigantische 
Kapitalströme fl ießen lassen. Was 
wir gutgläubig und mühsam für 

Rettungspakete aufgebracht haben, 
fl ießt vielleicht längst zur schnellen 
Vermehrung in die Waff enindustrie. 
Rettungsschirme zu Lenkwaff en. 
Was für ein Theater!
Während dies alles auf der großen 
Weltbühne abläuft und viele dort 
übel oder unfreiwillig mitspielen 
oder ihnen mitgespielt wird, sitze 
ich in der Toskana auf dem mittel-
alterlichen Marktplatz des kleinen 
Ortes San Gusmé. Vor mir eine Band 
und über  Schauspieler, Laien und 
Profi s. Aus Italien, aus Deutschland. 
Auch Kinder sind dabei, wie sie in 
der Dorfschule vom großen Duce hö-
ren, der Italien stark macht. Gespielt 
wird lebhaft und gut unter klarem 
Sternhimmel die Geschichte einer 
Familie im Zweiten Weltkrieg. Sie 
betreiben eine Osteria. Die Deut-
schen sind im Land. Erst als Freunde, 
dann als Feinde. Dazwischen der 
faschistische Bürgermeister in seiner 
unförmigen Uniform. Das Lied von 
Lilli Marleen rührt alle. Später das 
Lied von den Capri-Fischern,  
entstanden, dann von Goebbels 
verboten, weil bei Capri schon die 
Alliierten sind. Der Vater schreibt 
einen Brief von der Front aus Russ-
land, wo er mit den Deutschen 
kämpft. Die fahren auf LKWs, die 
Italiener müssen laufen. Partisanen 
kommen in die Osteria und bitten 
um Essen. Wenn die Deutschen das 
erfahren, wird alles noch schlimmer. 
Die Tochter der Familie verliebt sich 

– ausgerechnet in einen deutschen 
Hauptmann. Doch er ist nicht so 

wie die anderen. Die sind brutal. Ein 
Originalausschnitt aus der Wochen-
schau wird eingespielt. Darin heißt 
es: »Der Kampf gegen Partisanen 
erfordert besondere Methoden«. Vor 
 Jahren, am allerletzten Tag des 
Krieges, hatte es in San Gusmé ein 
Massaker gegeben. Sieben Frauen 
und Kinder und ein Mann wurden 
abgeknallt. Von jungen deutschen 
Soldaten. Es wird stumm unter den 
Zuschauern auf dem vollen Platz. 
Nach den Tätern hatte bisher nie-
mand gesucht. Die Akten waren 
in Archiven verstaubt. Nun kommt 
eine Theatertruppe und bricht das 
Schweigen. 
Auf dem Friedhof von San Gusmé, 
wo auf allen Grabsteinen ein Bild 
der Verstorbenen ist, gibt es auf dem 
Stein über dem Grab der Opfer des 
Massakers keine Bilder. Die Opfer 
haben kein Gesicht. Um ihnen eines 
zu geben, initiierte Regisseur Ulrich 
Waller dieses Stück. »Albicocche 
rosse – Blutige Aprikosen«. Umfäng-
liches Material wurde erarbeitet. 
Eine letzte Augenzeugin des Massa-
kers sagt: »Wenn der nächste Krieg 
kommt, bringe ich mich vorher um. 
Nein. Ich bringe erst meine Kinder 
um. Und dann mich.«
Das Theater fasst in die Wunden, 
welche die Politik hinterlassen hat. 
Das ist Kultur. Wir sollten nicht so 
schnell vergessen. Unsere Politik 
braucht eine andere Kultur.

Arnulf Rating ist deutscher 
Kabarettist 

Kultur bildet
Zwei Jahre Vernetzung 
und Informationen zur 
kulturellen Bildung in der 
Dialogplattform Kulturelle 
Bildung

GABRIELE SCHULZ

V or gut zwei Jahren, im Sommer 
, startete die »Dialogplatt-
form Kulturelle Bildung«, ein 

vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) gefördertes 
Projekt des Deutschen Kulturrates. Vier 
verschiedene Module bilden die »Dia-
logplattform Kulturelle Bildung«, die 
sich inzwischen unter dem verbinden-
den Namen »Kultur bildet.« einen Na-
men gemacht hat. Das BMBF fördert das 
Projekt noch bis zur Mitte des Jahres 
. Zeit also für ein erstes Resümee.

Arbeitskreis »Kultur bildet«

Vier Mal hat sich bisher der Arbeits-
kreis »Kultur bildet.« getroff en, dem 
Experten aus Verbänden, Stiftungen, 
der Wissenschaft, dem Bund, den Län-
dern und den kommunalen Spitzen-
verbänden angehören. Ziel ist es, den 
Diskurs zur kulturellen Bildung über 
den engeren Kreis der Akteure der kul-
turellen Bildung hinaus zu erweitern. 
Darum arbeiten im Arbeitskreis auch 
Experten aus der Wohlfahrtspflege, 
Migrantenverbänden und dem Sport 
mit. Nach seiner Konstituierung hat 
sich der Arbeitskreis vor allem mit dem 
Themenkomplex Teilhabe und Partizi-
pation an kultureller Bildung befasst. 
Hierzu wird derzeit ein Positionspapier 
erarbeitet. Nähere Informationen zu 
den Mitgliedern des Arbeitskreises und 
den bisherigen Treff en sind unter www.
kultur-bildet.de/arbeitskreis zu fi nden.

Beilage »Kultur bildet.«

Fünf Beilagen »Kultur bildet.« sind bis-
lang der Zeitung Politik & Kultur beige-
legt worden. Nachdem in der ersten das 
Feld umschrieben wurde, wurde in der 
zweiten das Thema Teilhabe im Kul-
turbereich näher beleuchtet. Die dritte 
Ausgabe stand ganz im Zeichen des de-
mografi schen Wandels und hier beson-
ders der Frage, wie ältere Menschen an 
kultureller Bildung partizipieren und 
wie generationenübergreifende Vor-
haben gelingen können. In der vierten 
Ausgabe wurden ungewöhnliche Orte 
und Projekte der kulturellen Bildung 
vorgestellt. Ausgabe  schließlich be-
fasste sich mit dem Thema Inklusion 
und hier besonders wie Menschen mit 
Handicap an kultureller Bildung teilha-
ben können. Im Mittelpunkt der Aus-
gabe  wird die Leseförderung stehen. 
Alle Ausgaben können unter www.kul-
tur-bildet.de/kultur-bildet-beitraege-
zur-kulturellen-bildung nachgelesen 
werden.

Dialogforum »Kultur bildet.«

Die vier Dialogforen zielen auf die Ver-
breiterung der Diskussion zur kulturel-
len Bildung ab. Begonnen wurde auf der 
Frankfurter Musikmesse im Frühjahr 
. Hier interessierte besonders das 
Spannungsfeld von Projekt- und dauer-
hafter Förderung. Am Aktionstag »Kul-
tur gut stärken« des Deutschen Kultur-
rates, der im Jahr  unter dem Motto 
kulturelle Bildung stand, stellte der 
damalige Präsident der KMK, Stephan 
Dorgerloh, die Aktivitäten der KMK 
im Bereich kulturelle Bildung vor. An-
schließend diskutierten KMK-Präsident 
Dorgerloh, der Präsident des Deutschen 
Kulturrates Christian Höppner und der 
Vizepräsident der Deutschen UNESCO-
Kommission Christoph Wulf. Im No-
vember  war die Zusammenarbeit 

von Bund und Ländern Thema der 
Diskussion von KMK-Vizepräsidentin 
Sylvia Löhrmann, Kulturdezernent des 
Deutschen Städtetags Klaus Hebborn 
und Kulturratsgeschäftsführer Olaf 
Zimmermann. Die Aktivitäten des 
Bundes, speziell des BMBF, stellte Bun-
desbildungsministerin Johanna Wanka 
beim Dialogforum im Juni  vor. An-
schließend diskutierten die Rektorin 
der Kunsthochschule Weißensee Leonie 
Baumann, die Leiterin des Education-
Programms der Berliner Philharmoni-
ker Andrea Tauber, der BKJ-Vorsitzende 
Gerd Taube und Kulturratsgeschäfts-
führer Olaf Zimmermann. Moderiert 
wurden die Diskussionen von Jürgen 
König und Hans-Dieter Heimendahl 
von Deutschlandradio. Deutschland-
radio und WDR sind Kooperations-
partner der Dialogforen und strahlen 
die Diskussionen im Radio aus. Dadurch 
wird der Publikumskreis erweitert. Seit 
Mai  werden die Dialogforen in Ko-
operation mit Kulturprojekte Berlin im 
Berliner Podewil durchgeführt. Nähere 
Informationen zu den Dialogforen sind 
unter www.kultur-bildet.de/dialogfo-
rum zu fi nden.

Internetportal »Kultur bildet«

Die Internetplattform »Kultur bildet.« 
ist Newsportal und Wissensplattform. 
Täglich sind hier bis zu drei neue Nach-
richten zur kulturellen Bildung zu fi n-
den. Wettbewerbe, Ausschreibungen, 
Projekte, Stellungnahmen, Interviews, 
Neuerscheinungen und vieles andere 
mehr. Wer sich über kulturelle Bildung 
aktuell informieren will, sollte regel-
mäßig die Seite www.kultur-bildet.de 
besuchen und den einmal in der Wo-
che verschickten Newsletter abonnieren. 
Seit dem Onlinestart im Februar  
wurden bereits . Meldungen ver-
öff entlicht. Neben  Meldungen und 
 Veranstaltungen sind es auch  In-
terviews zur kulturellen Bildung sowie 
von Anfang  bis jetzt  Projekte 
der Woche. Anfang  wurde diese 
neue Kategorie eingeführt. Jeden Mon-
tag wird ein Projekt der Woche auf der 

Startseite vorgestellt. Dieses Projekt 
steht exemplarisch für die Vielfalt der 
kulturellen Bildung in Deutschland. Im 
Terminkalender werden Tagungen, Kon-
gresse und andere Veranstaltungen zur 
kulturellen Bildung, die zumeist einen 
überregionalen Charakter haben, aufge-
führt. Hier kann man sich sowohl über 
künftige Veranstaltungen informieren 
als auch einen Überblick über bereits 
stattgefundene gewinnen. Jobs in der 
kulturellen Bildung, sei es in der Ver-
waltung oder der medienpädagogischen 
Arbeit sind unter der Funktion Jobs zu 
fi nden. Regelmäßig wird auf neue Stel-
len im Newsletter hingewiesen.
Unter Wissen geben Online-Dossiers 
kurz und prägnant zu einzelnen Fragen 
der kulturellen Bildung Auskunft. Die 
maßgeblichen gesetzlichen Rahmen-

bedingungen der kulturellen Bildung 
werden ebenso vorgestellt wie Bun-
destagsdrucksachen zur kulturellen 
Bildung oder Stellungnahmen und 
Positionspapiere von Verbänden. Eine 
Publikationsdatenbank mit  Ein-
trägen kann durchsucht werden. Wer 
wissen will, was zu welchem Thema und 
welcher Zielgruppe bisher erschienen 
ist, wird hier fündig. Eine freie Suche 
wie auch eine diff erenzierte Suchfunk-
tion ermöglichen den Zugang. Ebenfalls 
mit einer mächtigen Suchfunktion ist 
die Datenbank ausgestattet, die den 
Zugang zu überregionalen Akteuren, 
Projekten, Wettbewerben, Förderern 
und den Programmpartnern von »Kul-
tur macht stark« ermöglicht. Hier sind 
gebündelte Informationen zur Szene 
kultureller Bildung zu fi nden. Weiter 

wird zu spezifi schen Datenbanken der 
kulturellen Bildung verwiesen.

»Kultur bildet.« schaff t 
Transparenz

Die Landschaft der kulturellen Bildung 
hat sich in den letzten Jahren sehr aus-
diff erenziert. Viele neue Akteure sind 
hinzugekommen, neue Projekte sind 
entstanden, aber auch der wissen-
schaftliche Diskurs wird vertieft. Die 
Dialogplattform Kulturelle Bildung 
will mit ihren diversen Bausteinen von 
»Kultur bildet.« einen Beitrag zu mehr 
Transparenz und Vernetzung leisten.

 Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates

Die Mitglieder des Arbeitskreises Kultur bildet
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Institution, BundeslandInstitut für klassi-sche Archäologie der Universität Leipzig, Sachsen Kulturzentrum Kaminwerk, Mem-mingen, BayernMuseum Reichen-fels, ThüringenStadtteilbibliothek Großauheim,  Hanau, HessenKulturfabrik Salzmann, Kassel, HessenMuseum Burg Ranis, ThüringenPlan – Architektur Biennale Köln, NRWImpulse Theater Biennale, NRWJohannes-Bobrows ki-Bibliothek, BerlinInstitut für Thea-terwissenschaft,  Universität Leipzig,  SachsenBona-Peiser-Bibliothek, BerlinSchleswig-Holsteinische Landesthea ter/Sinfonieorchester , SchleswigDeutsches Fernsehballett,  MDRKulturwerk Riesa,  SachsenMuseen und Bibliotheken der Stadt Gera, ThüringenKultureinrich-tungen in Krefeld,  NRWArchiv Frau und Musik, Frankfurt a.M., HessenFilmfestival Münster, NRWAkademie der bildenden Künste Karlsruhe, Auß.St. Freiburg, BWAnhaltisches Theater Dessau,  Sachsen-AnhaltElfenbeinmuseum,  Erbach, HessenJüdisches Museum Dorsten, NRWHfM Trossingen, BWKölner Kunst- und Museumsbiblio-thek, NRW

Mit dieser Kolumne 
begleiten wir das 

Reformationsjubiläum.

Ureigene inner- wie 
außerkirchliche 
Themen erlangen 
Aufmerksamkeit
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 In weiter Ferne und 
doch nah?
Reformationsjubiläum – das ist doch erst , für einen aktiven Medienmenschen 
des . Jahrhunderts eigentlich ein Datum in weiter Ferne.

TOM BUHROW

A llerdings begegnet mir das 
Thema nun schon seit Jah-
ren mit steigender Häufi g-
keit in den Medien. Als Profi  

würde ich sagen: Thema bereits nach-
haltig platziert. Denn selten hat sich 
ein Jahrestag so lange im Voraus in 
ganzseitigen Artikeln und im überre-
gionalen Feuilleton niedergeschlagen. 
Kürzlich etwa mit Udo di Fabios Nach-
denken über die Wurzeln unseres heu-
tigen Verständnisses von Toleranz und 
Vielfalt in der Reformation (FAZ ..).
Auch bemerke ich, dass Politiker wie 
Außenminister Frank Walter Steinmei-
er ihre Arbeit an reformatorischen Ide-
en abgleichen – wie in einem Vortrag 
zum . Magdeburger Reformations-
jubiläum Ende Juni dieses Jahres.

Äußerer Anlass dieser Refl exionen 
sind meist die Themenjahre der EKD, 
etwa zu Bildung, Freiheit, Musik, Tole-
ranz und aktuell zur Politik. Sie geben 

dem Nachdenken über die Bedeutung 
der Reformation einen Fokus auf die 
Gegenwart. 

Die evangelische Kirche nutzt so 
das Jubiläum für eine Dekade, die ihren 
ureigenen Themen Aufmerksamkeit 
verschaff en und sie in die Diskussion 
bringen soll – außer- wie innerkirch-
lich. Damit erinnert sie sich und die 
Öff entlichkeit an ihre Anfänge, denen 
heute der Beginn vieler gesellschaft-
licher Entwicklungen zugeschrieben 
wird. Und das setzt ohne Zweifel auch 
einen bedeutsamen Akzent in die Po-
litik der Gegenwart. Vom Freiheitsge-
danken über das Arbeitsethos bis hin 
zur Massenkommunikation – von vie-
len Zügen moderner demokratischer 
Gesellschaft heißt es ja heute, dass sie 
sich ohne die Reformation nicht oder 
nicht so entwickelt hätten.

Besonders der Blick auf die Anfänge 
moderner Medienkommunikation, auf 

die große Umwälzung im . Jahrhun-
dert, die den heute nicht mehr wegzu-
denkenden öff entlichen und demokra-
tischen Diskurs ermöglicht hat, lohnt 
sich für mich als Journalisten und 
Intendanten des WDR. Denn wir be-
fi nden uns auch heute wieder in einem 
fundamentalen Veränderungsprozess, 
ausgelöst durch die digitale Revoluti-
on. Medienhistorisch gesehen war die 
Reformation wohl auch mehr Revolu-
tion als Reformation. Lu-
ther und die Verbreitung 
des Buchdrucks, auch die 
Erfi ndung des Flugblatts, 
das sind geradezu Allge-
meinplätze. Die wirkungs-
volle Vereinigung von 
revolutionärer Botschaft 
und grundstürzend neu-
en Verbreitungswegen, 
das sind gewichtige Be-
züge, die niemand mehr 
bestreitet. Auch nicht die 
Medienwissenschaftler, 
deren Aufgabe es ist, sie kritisch zu 
betrachten.

Allerdings ‒ da die ganze Deka-
de der Evangelischen Kirche ja fragt, 
»was sagt uns die Reformation heu-
te?« ‒ fi nden auch Medienhistoriker 
einen neuen Blick, den sie aus der Per-
spektive des wahrlich ebenfalls grund-
stürzenden . Jahrhunderts auf das . 
Jahrhundert werfen können.

Denn heute wird Crossmedialität 
diagnostiziert, das Ineinanderschmel-
zen bislang getrennter Wege des Inhal-
tes zu seinem Publikum. Der Siegeszug 
der gedruckten Schriften wäre damals 
nicht ohne Lieder, Predigten, öff entli-
ches Reden so unaufhaltsam gewesen 
und ‒ Bildersturm hin oder her ‒ auch 
nicht ohne Bilder.

Vielleicht hat die Erkenntnis, dass
 sich schon vor  Jahren unterschied-
liche Medien übergreifend ergänzt und
gegenseitig, eben »crossmedial«, ver-
stärkt haben, heute etwas Beruhigen-
des für uns.

Und noch etwas zeigt der Blick so 
weit zurück in die Geschichte: Das 
neue Medium hätte nicht den Ver-
breitungsgrad erfahren, hätten sich 
die Menschen nicht brennend für das 
interessiert, was gedruckt wurde. Im 
Falle der Reformation: Die Refl exion 

über das Verhältnis des Menschen zu 
Gott war von so brennendem Interes-
se, dass damit die Medieninnovation 
Buchdruck auf eben solch brennen-
des Interesse stieß. Ein, wie ich fi nde, 
höchst aktueller Befund, der bis heute 
die wesentliche Quelle aller erfolg-
reichen Massenkommunikation be-
zeichnet.

Stellte sich den Reformatoren noch 
die Frage, wie die Übermacht einer 

Institution, nämlich der 
römischen Papstkirche, 
und der damit verbunde-
ne Missbrauch von Macht 
zu kontrollieren sei, steht 
heute die Macht und die 
Autorität von etablierten 
Institutionen per se in 
Frage.  Und spätestens seit 
den NSA-Enthüllungen 
kann man als politischer 
Mensch, und erst recht als 
Journalist, der Frage nicht 
ausweichen: Wer ist an die 

Stelle sichtbarer Institutionen mit In-
signien der Macht getreten, wer ist es 
eigentlich, der heute die Öff entlichkeit 
kontrolliert, die doch selbst die Macht 
kontrollieren sollte?

Die Herausforderung durch die 
digitale Revolution, die ja nicht nur 
Kultur und Medien umwälzt, son-
dern Gesellschaft im Wortsinne total 
erfasst, ist also nicht nur technisch, 
formal und infrastrukturell; sie stellt 
auch die Frage nach der Zukunft der 
Inhalte selbst, und zwar unüberhörbar. 
Darüber und im sinnvollen Zusam-
menhang mit der Frage nach der Ak-

tualität der Reformation so grundsätz-
lich, mit langem Atem und öff entlich 
zu diskutieren, wie es die EKD tut, das 
nehme ich als verdienstvolle Anregung 
auch für die Mediensphäre und erst 
recht für den öff entlich-rechtlichen 
Rundfunk. 

Tom Buhrow ist Intendant des WDR

Wer kontrolliert 
heute eigentlich die 
Öff entlichkeit?

Ein Haus – viele Herren. Aktuelle Multimediaausstellung zum Reformationsjubiläum im Berliner Dom

Von anderen 
lernen
Ein Gespräch mit 
Wolfgang Schneider zur 
Internationalen Konferenz 
zur Kulturpolitikforschung 
im September .

Vom . bis zum . September  fi n-
det die Internationale Konferenz zur 
Kulturpolitikforschung statt (Interna-
tional Conference on Cultural Policy 
Research, kurz ICCPR). Die mittler-
weile achte Weltkonferenz wird an der 
Universität Hildesheim ausgerichtet, 
unter der Federführung von Wolfgang 
Schneider und seinem Team vom In-
stitut für Kulturpolitik. Im Gespräch 
mit P&K gibt der Inhaber des einzigen 
deutschen Lehrstuhls für Kulturpoli-
tik  im Vorfeld der Tagung Einblicke in 
Themen, Hintergründe und Abläufe. In 
P&K Nr.  können Sie dann eine Ta-
gungszusammenfassung lesen. 

Ein Grundanliegen zur Initiierung 
der Weltkonferenzen war der 
Wunsch, das Netzwerk der interna-
tionalen Kulturpolitikforschung zu 
festigen. Wie umfangreich ist diese 
Netzwerk? 
Das Institut für Kulturpolitik in 
Hildesheim erwartet rund  Teil-
nehmer aus mehr als  Ländern von 
allen Kontinenten. Kulturpolitikfor-
schung ist insbesondere im anglo-
amerikanischen Wissenschaftsbetrieb 
ebenso repräsentiert wie in den 
nordischen Staaten. Aber auch in 
Japan gibt es eine kulturpolitische 

Forschungsgesellschaft, die beim 
Weltkongress mit einem Dutzend 
Professoren vertreten sein wird. Und 
erstmals gibt es – dank der Förderung 
des Goethe-Instituts – eine große 
Delegation aus Hochschulen afri-
kanischer Länder. Der Hildesheimer 
UNESCO-Chair in Cultural Policy for 
the Arts in Development nutzt die 
ICCPR auch zur Vertiefung des akade-
mischen Austauschs mit der Tshwani 
University of Technology in Pretoria 
und dem Observatory for Cultural 
Policy der Afrikanischen Union in 
Maputo sowie der Arab Cultural Poli-
cy Group u.a. aus Marokko, Tunesien, 
Ägypten, Libanon und dem Jemen so-
wie dem African Arterial Network. 

Internationalität ist ein Garant für 
Vielfalt: Liegt der Konferenz ein 
»vereinendes« Konzept von Kultur-
politik zugrunde? 
Es gibt nicht nur eine Kulturpoli-
tik, auf der Konferenz wird viel von 
Kulturpolitiken die Rede sein. Die 
Vorträge beschäftigen sich mit den 
Rahmenbedingungen von Kunst und 
Kultur in den unterschiedlichsten 
Gesellschaften, Gegenstand der 
Forschungen ist die Rolle von Künst-
lern in Transformationsprozessen 
und präsentiert werden Studien 
über Modelle von Good Governance. 
Kulturpolitik ist mal in der Politik-
wissenschaft angesiedelt, mal in der 
Ethnologie und selbstverständlich 
auch in den Kulturwissenschaften. 
Die Interdisziplinarität wird deshalb 
auch den wissenschaftlichen Dis-
kurs bestimmen, vor allem wird aber 
inhaltlich die Frage nach dem Men-
schenrecht auf kulturelle Teilhabe zu 
erörtern sein.  

Worin unterscheidet sich europä-
ische von außereuropäischer Kul-
turpolitikforschung?
Kulturpolitik ist in Europa zumeist 
eine Angelegenheit der Politik, des-
halb gibt es in unseren  Landen zuvor-
derst Forschungen zur kommunalen 
Kulturförderung, zur Kulturentwick-

lungsplanung der Länder und zur 
gesamtstaatlichen direkten und indi-
rekten Kulturpolitik des Bundes, aber 
auch zur Auswärtigen Kulturpolitik. 
Kulturpolitik in Afrika zum Beispiel 
ist aber zunächst einmal die Sache 
der Zivilgesellschaft. Sie formuliert 
Konzepte, sie ist es, die Kultur und 
Entwicklung zusammendenkt, sie 
versteht Kunst auch als Kreativwirt-
schaft. Deshalb beschäftigen sich Kul-
turpolitikforscher im globalen Süden 
mit Stadt-  und Landschaftsplanung, 
beforschen das Management von Fes-
tivals und untersuchen die Wirkung 
von musikalischer Bildung. 

Welchen Schwerpunkt haben Sie 
für die Konferenz in diesem Jahr 
gewählt?
Die Hildesheimer Kulturwissen-
schaften sind durch ihr Theorie- und 
Praxiskonzept geprägt, es geht um die 
Erforschung der Künste, die sich den 
gesellschaftlichen Herausforderun-
gen stellen und um die Relevanz von 
Kulturvermittlung. Neben den »Paper 
Sessions« einzelner Wissenschaftler, 
fi nden sich auch »Thematic Sessi-
ons« verschiedener kulturpolitischer 
Akteure im Programm, wie etwa der 
Deutschen UNESCO-Kommission, 
vom europäischen Netzwerk des 
Kulturmanagements (ENCATC), der 
internationalen Föderation der nati-
onalen Arts Council (IFACCA), von Al 
Mawred, der Kulturpolitikagentur in 
Kairo und dem Institut für Auslands-
beziehungen. Akzente setzen auch 
die Hildesheimer Dozenten und Dok-
toranden mit drei »Semi Plenary Ses-
sions« zur Kulturpolitik und Transfor-
mation, Partizipation und Kulturellen 
Bildung. Der theoretischen Ausein-
andersetzung schließt sich übrigens 
am . und . September eine Einfüh-
rung in die kulturpolitische Praxis in 
Deutschland an. Die Konferenz reist 
deshalb von Hildesheim in die Haupt-
stadt und triff t in der niedersäch-
sischen Landesvertretung in Berlin 
sowie an drei weiteren Kulturstandor-
ten Künstler und Kulturpolitiker.

Welche drei Gründe würden Sie 
nennen, die eine Teilnahme an der 
Konferenz unumgänglich machen?
Erstens: Hildesheim als Weltkulturer-
be-Stadt ist immer eine Reise wert!
Zweitens: Der Kulturcampus auf der 
Domäne Marienburg bietet vom . bis 
. September ein einmaliges Forum 
des internationalen kulturpolitischen 
Diskurses! 
Drittens: Auch Kulturpolitikexperten 
aus Deutschland können noch von 
dem lernen, was außerhalb Europas 
in Sachen Kulturpolitik geforscht und 
diskutiert wird. 

Wolfgang Schneider ist Professor
für Kulturpolitik an der Universität 
Hildesheim. Das Interview führte
Stefanie Ernst, Referentin für 
Öff entlichkeitsarbeit beim Deutschen 
Kulturrat

Internationalität 
ist ein wichtiger 
Garant für Vielfalt

Gesellschaftiche 
Herausforderungen 
ernstnehmen
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Die 
Rote 
Liste

Mit der Roten Liste bedrohter Kultureinrichtungen, einer Analogie zu den 
bekannten »Roten Listen« bedrohter Tier- und Pfl anzenfamilien, werden in 
jeder Ausgabe gefährdete Kulturinstitutionen, -vereine und -programme 
vorgestellt. Ziel ist es, auf den Wert einzelner Theater, Museen oder Orches-
ter, seien sie Teil einer Kommune oder einer Großstadt, hinzuweisen. Oft 
wird die Bedeutung einer kulturellen Einrichtung den Nutzern erst durch 
deren Bedrohung deutlich. Erst wenn Empörung und schließlich Protest 
über mögliche Einschnitte oder gar eine Insolvenz entstehen, wird den 
Verantwortlichen bewusst, wie stark das Museum, Theater oder Orchester 
mit der Struktur und der Identität des Ortes verbunden ist.  
Diesen Bewusstseinsprozess gilt es anzuregen. Politik & Kultur stellt dazu 
die Arbeit einzelner Einrichtungen vor und teilt sie ein in Gefährdungs-
kategorien von  bis . Ob und welche Veränderungen für die vorgestell-
ten Einrichtungen eintreten, darüber werden wir Sie fortlaufend infor-
mieren. 

GEFÄHRDUNGSKATEGORIEN

Kategorie   Gefährdung aufgehoben/ungefährdet

Kategorie   Vorwarnliste

Kategorie   gefährdet

Kategorie   von Schließung bedroht

Kategorie   geschlossen

Benachrichtigen Sie uns über die Lage Ihnen bekannter Kultureinrich-
tungen! Senden Sie uns dazu Ihre Vorschläge an info@politikundkultur.
net.

THEATER AM WINTERFELDPLATZ,
HANS WURST NACHFAHREN, BERLIN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Puppentheater
 • Finanzierung: Berliner Senat
 • Homepage: www.hans-wurst-nachfahren.de

Seit  fi nden die Vorführungen für 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
des  gegründeten Puppentheaters 
Hans Wurst Nachfahren in dem Haus 
am Winterfeldplatz statt. Das Theater 
ist inzwischen eng in der Nachbarschaft 
verwurzelt. Das private Gebäude wurde 
Anfang der er-Jahre, fi nanziert von 
der Berliner Senatsverwaltung, eigens 
zu diesem Zweck umgebaut, mit der 
Aufl age, es  Jahre als Spielstätte zu 
nutzen. Ende  endete diese Frist 
und auch das Gebäude wurde an einen 
neuen Besitzer verkauft. Der Senat hat 
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die Möglichkeit, die Immobilie selbst zu 
erwerben, nicht genutzt. Mieterin blieb 
weiterhin das Land Berlin. Der zunächst 
um ein Jahr verlängerte Mietvertrag 
läuft nun jedoch Ende  aus und der 
aktuelle Besitzer hat andere Pläne mit 
der Immobilie. Es konnte inzwischen 
zwar erreicht werden, dass das Theater 
seinen Spielbetrieb bis zum Ende der 
Saison / fortsetzen darf, aber 
danach muss das Puppentheater seine 
Türen schließen.
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AktuelleGefährdung ( ) = bei Erst-aufnahme () () () () () () ()? () () () ()? () () () () () () () () () ()? () () ()

ZOLLMUSEUM FRIEDRICHS, AACHEN
NORDRHEINWESTFALEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Museum
 • Finanzierung: Stadt Aachen, ehrenamtliche Tätigkeit
 • Homepage: www.zollmuseum-friedrichs.de

Das Zollmuseum Friedrichs in Aachen 
bangt um seine Existenz. Auf über  
Räume verteilt bietet es den interes-
sierten Museumsbesuchern rund . 
Exponate dar, die die im wahrsten Sinne 
des Wortes Grenz-Erfahrungen möglich 
machen. 
Das Museum liegt in unmittelbarer 
Nähe zur niederländischen Grenze. Be-
reits seit Jahren kämpfen die ehrenamt-
lichen Betreiber, allen voran der ehema-
lige Zolloberamtsrat Kurt Cremer, für 
den Erhalt des Museums, das über eine 



- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

einzigartige zollgeschichtliche Samm-
lung verfügt. Es gehört zu den Museen 
der Stadt Aachen. 
Ein Teil der Exponate, die das »Herz-
stück« der Sammlung darstellen, gehört 
zur Erbmasse des verstorbenen Muse-
umsgründers. Der darauf entfallende 
Pfl ichtanteilsanspruch, den seine Kinder 
nunmehr geltend machen, hat einen 
Schätzwert von . Euro. Die Stadt 
Aachen sieht sich nicht in der Lage, ne-
ben den laufenden Kosten auch noch 
diesen Betrag aufzubringen.

STUDIENGANG KIRCHENMUSIK DER 
HOCHSCHULE FÜR KÜNSTE BREMEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Orgel- und Chormusik (ev./kath. Kirchenmusik) 
 • Finanzierung: Hochschule, ev. und kath. Kirche anteilig 
 • Homepage: www.hfk-bremen.de

An der Hochschule für Künste Bremen 
werden Musiker, Künstler und Desig-
ner ausgebildet. Im Fachbereich Musik 
können die Studiengänge Künstleri-
sche Ausbildung, Musikerziehung und 
Kirchenmusik besucht werden. Durch 
den Anfang August vom Bremer Senat 
beschlossenen »Wissenschaftsplan 
«, durch den die Bremer Hoch-
schulen  Planungssicherheit erhalten  
und »effi  zientere« Forschungsschwer-
punkte gesetzt werden so llen, ist nun 
die Existenz einzelner Studiengänge 
wie die des Studiengangs Kirchenmusik 
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an der HfK bedroht. Die HfK muss die 
Notwendigkeit und Finanzierbarkeit 
des Studienangebots Kirchenmusik 
überprüfen. Da die im »Wissenschafts-
plan« vorgesehenen Mittel  nicht aus-
reichen werden, das Studienangebot der 
HfK aufrecht zu erhalten,  befürchtet 
die Hochschule, dass der Studiengang 
eingestellt werden muss. Wegfallen 
würden anderthalb Professoren-Stellen 
für Orgelmusik und Chorleitung sowie 
zahlreiche ergänzende Lehraufträge. 
Studierende und Hochschule kritisieren 
die Pläne des Senats seit Monaten. 

BISHER 
 VORGESTELLTE 
GEFÄHRDETE
 INSTITUTIONEN
Institution, 
Bundesland

Aktuelle
Gefährdung 
( ) = bei Erst-
aufnahme

Institut für klassi-
sche Archäologie 
der Universität 
Leipzig, Sachsen 

 ()

Kulturzentrum 
Kaminwerk, Mem-
mingen, Bayern

 ()

Museum Reichen-
fels, Thüringen  ()

Stadtteilbibliothek 
Großauheim, 
Hanau, Hessen

 ()

Kulturfabrik 
Salzmann, Kassel, 
Hessen

 ()

Museum Burg 
Ranis, Thüringen  ()

Plan – Architektur 
Biennale Köln, 
NRW

 ()

Johannes-
Bobrows ki-
Bibliothek, Berlin

 ()

Institut für Thea-
terwissenschaft, 
Universität Leipzig, 
Sachsen

 ()

Bona-Peiser-
Bibliothek, Berlin  ()

Schleswig-
Holsteinische 
Landesthea ter/
Sinfonieorchester, 
Schleswig

 ()

Deutsches 
Fernsehballett, 
MDR

 ()

Kulturwerk Riesa, 
Sachsen  ()

Museen und 
Bibliotheken der 
Stadt Gera, 
Thüringen

 ()

Kultureinrich-
tungen in Krefeld, 
NRW

 ()

Archiv Frau und 
Musik, Frankfurt 
a.M., Hessen

 ()

Filmfestival 
Münster, NRW  ()

Akademie der 
bildenden Künste 
Karlsruhe, Auß.St. 
Freiburg, BW

 ()

Anhaltisches 
Theater Dessau, 
Sachsen-Anhalt

 ()

Elfenbeinmuseum, 
Erbach, Hessen  ()

Jüdisches Museum 
Dorsten, NRW  ()

HfM Trossingen, 
BW  ()

Kölner Kunst- und 
Museumsbiblio-
thek, NRW

 ()

Die vollständige Liste fi nden Sie unter 
www.kulturrat.de/rote-liste-kultur
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STADTBÜCHEREI WEDEL,
SCHLESWIGHOLSTEIN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Leseförderung, Vermittlung von Medienkompetenz, lebens-

langes Lernen, freier Informationszugang, Kommunikationsort
 • Finanzierung: Stadt Wedel und Zuschüsse des landesweiten Büchereivereins
 • Homepage: www.stadtbuecherei.wedel.de

In der Stadtbibliothek Wedel gelten 
ab September verkürzte Öff nungszei-
ten. Grund dafür sind Sparzwänge der 
Stadt Wedel. Der Medienetat wurde um 
 Prozent verringert und die Gebüh-
ren zum Teil verdoppelt. Zudem ist eine 
halbe Stelle eingespart worden. Auf die 
Besucherzahlen hatten diese Sparmaß-
nahmen bislang glücklicherweise kei-
ne negativen Auswirkungen. Pro Jahr 
besuchen etwa . Menschen die 
Bibliothek, die für sie . Medien 
bereithält. Im September wird sich die 
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ohnehin angespannte Situation der We-
deler Stadtbibliothek weiter zuspitzen. 
Zwei Mitarbeiter gehen in den Ruhe-
stand. Aufgrund des Einstellungsstopps 
werden diese Stellen vorerst nicht neu 
besetzt, was eine Kürzung der Öff-
nungszeiten um zwei Tage nach sich 
zieht. Nach der Sommerpause steht zu-
dem die Haushaltsdebatte an. Weitere 
Personalkürzungen und Einschnitte in 
den Öff nungszeiten sind zu befürchten, 
zudem steht die Existenz der zugehöri-
gen Schulbüchereien zur Debatte.
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Kulturmensch 
Michael Göring
Seit einigen Wochen bekleidet 
Michael Göring das Amt des 
Vorstandsvorsitzenden beim 
Bundesverband Deutscher 
Stiftungen. Der gebürtige Westfale 
ist zudem Vorsitzender des Auf-
sichtsrats der Bucerius Law School 
und des Kuratoriums des Bucerius 
Kunst Forums und veröff entlichte 
im vergangenen Jahr seinen zwei-
ten Roman. Michael Göring kennt 
den Kulturbereich folglich sehr gut. 
Nach der Wiederbelebung des 
Arbeitskreises für Kunst- und 
Kulturstiftungen ist er nun auch 
an der Spitze des Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen ein Kultur-
mensch.
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 Vom Ende der »altdeutschen« Schrift 
... und von neuen Anfängen 
in ehemaligen Konzentrati-
onslagern

GEORG RUPPELT

A n dieser Stelle hat der Verfas-
ser vor vier Jahren schon ein-
mal über die ersten deutschen 

Druckerzeugnisse nach dem Zweiten 
Weltkrieg berichtet. Mit zwei Beson-
derheiten beschäftigt sich dieser Bei-
trag, nämlich einmal mit der Tatsache, 
dass die von heutigen rechtsradikalen 
»Spinnern« — um unseren Bundesprä-
sidenten zu zitieren — als besonders 
»deutsch« angesehene Frakturschrift 
ein Hassobjekt Hitlers war, und er-
wähnt zweitens das fast als ein Wunder 
zu bezeichnende Geschehen auf den 
Gebieten der ehemaligen Konzentra-
tionslager. 

Seit Mai  wurde in Deutschland 
wieder Gedrucktes produziert, das nicht 
der Kontrolle des NS-Staates unterlag. 
Die Alliierten hatten den Buchdruck 
zunächst unter Androhung der Todes-
strafe verboten. Doch dies änderte sich 
bald, denn es war ihr Bestreben, die 
»Re-Education« der Deutschen durch 
eine Erneuerung des kulturellen Lebens 
zu fördern. Bereits im Spätsommer er-
hielten die ersten Verlage Lizenzen zur 
Publikation von Büchern, Zeitschriften 
und später auch Zeitungen. Der Umfang 
der einzelnen Titel war außerordentlich 
bescheiden, in der Mehrzahl waren es 
dünne Broschüren, wofür vor allem der 
Papiermangel verantwortlich war.

 

»Gotisch« ist jüdisch

Gedruckt wurde ausschließlich in An-
tiqua, also in lateinischen Lettern, und 
nicht mehr in Fraktur, also mit »goti-
schen« oder »altdeutschen« Buchsta-
ben, wie es volkstümlich auch heute 
noch heißt. Dies war allerdings keine 

Folge des Endes der Naziherrschaft, 
wie manchmal vermutet wird; noch 
heute gilt ja die Fraktur als politisch 
rechtslastig und wird auch von solchen 
Gruppierungen gern verwandt.

Die Fraktur wurde im deutschen 
Druckwesen vielmehr auf Anordnung 
Adolf Hitlers abgeschaff t.  hatte 
dieser deren Verwendung in einem Er-
lass untersagen lassen und die generel-
le Einführung der Antiqua angeordnet. 
Mitten im Krieg wurde das Druckbild 
aller Zeitschriften und Zeitungen (und 
auch das der Straßennamensschilder!) 
entsprechend verändert. Die Bücher 
folgten, wenn sich auch hier die Um-
stellung nicht so schnell vollziehen 
ließ. 

Der Erlass, unterzeichnet von Martin 
Bormann, nennt als Grund die persön-
liche Abneigung des »Führers« gegen 
die »Schwabacher Judenletter« – eine 
historisch unzutreff ende Bezeichnung, 
wie die Forschung nachgewiesen hat.

»Zur allgemeinen Beachtung teile 
ich im Auftrag des Führers mit:

Die sogenannte gotische Schrift als 
eine deutsche Schrift anzusehen oder 
zu bezeichnen ist falsch. In Wirklichkeit 
besteht die sogenannte gotische Schrift 
aus Schwabacher Judenlettern. Genau 
wie sie sich später in den Besitz der 
Zeitungen setzten, setzten sich die in 
Deutschland ansässigen Juden bei Ein-
führung des Buchdrucks in den Besitz 
der Buchdruckereien und dadurch kam 
es in Deutschland zu der starken Ein-
führung der Schwabacher Judenlettern.

Am heutigen Tage hat der Führer in 
einer Besprechung mit Herrn Reichslei-
ter Amann und Herrn Buchdruckerei-
besitzer Adolf Müller entschieden, dass 
die Antiquaschrift künftig als Normal-
Schrift zu bezeichnen sei. Nach und 
nach sollen sämtliche Druckerzeugnis-
se auf diese Normal-Schrift umgestellt 
werden. Sobald dies schulbuchmäßig 
möglich ist, wird in den Dorfschulen 
und Volksschulen nur mehr die Normal-

Schrift gelehrt werden. Die Verwendung 
der Schwabacher Judenlettern durch 
Behörden wird künftig unterbleiben. 
Ernennungsurkunden für Beamte, Stra-
ßenschilder u. dergl. werden künftig 
nur mehr in Normal-Schrift gefertigt 
werden.

Im Auftrage des Führers wird Herr 
Reichsleiter Amann zunächst jene Zei-
tungen und Zeitschriften, die bereits 
eine Auslandsverbreitung haben, oder 
deren Auslandsverbreitung erwünscht 
ist, auf Normal-Schrift umstellen.«

Die Erwähnung von Zeitungen in 
dem Erlass deutet auf die Tatsache hin, 
dass die Schrifttype des »Völkischen 
Beobachter« von Lucian Bernhard ge-
schaff en worden war, einem  in 
die USA ausgewanderten deutschen 
Schriftkünstler jüdischer Herkunft — 
was den Nazis off ensichtlich peinlich 
war.

Ein Grund für den Ukas lag mögli-
cherweise auch in den Propaganda-
Interessen des »Dritten Reiches«, das 
sich  auf dem Höhepunkt seiner 
Kriegseroberungen befand: In den be-
setzten europäischen Ländern sollte 
man deutsche Bücher und Zeitschriften 
lesen können. 

Schon die Rede Hitlers »Kunst ver-
pfl ichtet zur Wahrhaftigkeit« auf dem 
Nürnberger Reichsparteitag von  
lässt die Abneigung des Diktators gegen 
»Gotisches« erkennen. Nach einem An-
griff  auf das »Kunst- und Kulturgestot-
ter« der »Kunstverderber« geht es gegen 
eine völlig andere Richtung: 

»Zum zweiten aber muß der natio-
nalsozialistische Staat sich verwahren 
gegen das plötzliche Auftauchen jener 
Rückwärtse, die meinen, eine ‚theut-
sche Kunst‘ aus der krausen Welt ihrer 
eigenen romantischen Vorstellungen 
der nationalsozialistischen Revolution 
als verpfl ichtendes Erbteil für die Zu-
kunft mitgeben zu können. […]

Eure vermeintliche gotische Verin-
nerlichung paßt schlecht in das Zeital-

ter von Stahl und Eisen, Glas und Beton, 
von Frauenschönheit und Männerkraft, 
von hochgehobenem Haupt und trot-
zigem Sinn« (Völkischer Beobachter, 
.. ).

Displaced Persons (DP)

Zu den in den ersten Jahren nach dem 
Krieg entstandenen Publikationen 
gehören auch die Bücher und Zeit-
schriften, die in jüdischen DP-Camps 
in Deutschland, Österreich und Itali-
en gedruckt wurden — makabrer Weise 
auch auf den Gebieten ehemaliger Kon-
zentrationslager. Displaced Persons wa-
ren etwa , bis  Millionen Menschen, 
die überwiegend den deutschen Ver-
nichtungs- und Konzentrationslagern 
entkommen oder ehemalige Zwangsar-
beiter waren. Soeben ist die erste um-

fangreiche Untersuchung über Bücher 
und Bibliotheken in diesen DP-Camps 
erschienen. Wir werden dieses Thema 
zu einem späteren Zeitpunkt an dieser 
Stelle noch eingehend würdigen.

Publizistik in jüdischen Displaced-
Persons-Camps im Nachkriegsdeutsch-
land. Charakteristika, Medientypen 
und bibliothekarische Überlieferung. 
Im Auftrag der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Bibliothek und der Gedenk-
stätte Bergen-Belsen herausgegeben 
von Anne Katrin Henkel und Thomas 
Rahe, Frankfurt a. M.: Klostermann 
 (Sonderband der Zeitschrift für 
Bibliothekswesen und Bibliographie, 
Band ). 

Georg Ruppelt ist Direktor der 
Gottfried Wilhelm Leibnitz Bibliothek 
Hannover

Bergwerk, Urschrei, Glotzmusik
Der Jazzmusiker Wolfgang 
Dauner im Porträt

ANDREAS KOLB

S tudiere ich Jazz? Werde ich 
Jazzmusiker? Oder soll ich nicht 
doch lieber einen bürgerlichen 
Beruf ergreifen? Das fragen sich 

junge, begabte Musiker mit einem Fai-
ble für Improvisation noch häufi ger als 
dies die Kollegen aus dem klassischen 
Lager tun. Mit einem Blick auf die Vita 
des Komponisten und Pianisten Wolf-
gang Dauner fällt eine Antwort da nicht 
schwer: Mach‘ es wie Wolfgang Dauner. 
Lebe deine Leidenschaft für den Jazz. 
Berührungsängste darfst du aber keine 
kennen: als Jazzmusiker musst du un-
ter Umständen dein Geld auch mal mit 
anderer Musik verdienen. 

Nach dem Krieg, Wolfgang Dauner 
war  zehn Jahre alt, dachte man 
in Deutschland weniger in künstleri-
schen Kategorien als in pragmatischen. 
Auf den Wunsch seiner Pfl egemutter 
schloss Wolfgang Dauner eine Lehre 
als Mechaniker in der Druckmaschi-
nenfabrik Mailänder in Stuttgart Bad 
Cannstatt ab – mit Belobigung. Aber 
er wusste schon immer, er wollte Musi-
ker werden. Tagsüber arbeitete er, und 
abends spielte er im Ami-Club, wo auch 
mal »Rosamunde« oder »Night Train« 
auf dem Programm standen. Die Ar-
beit im »Bergwerk« – so nannte man 
damals diese Engagements, bei denen 
man von abends neun bis morgens vier 
im Keller beziehungsweise Club  spiel-
te – ermöglichte es Wolfgang Dauner 
jedoch, seinen bürgerlichen Beruf 
an den Nagel zu hängen: Er ging mit 
Zarah Leander und Marikka Röck auf 

Tournee, allerdings noch nicht als Pi-
anist, sondern als Trompeter. Auf der 
Stuttgarter Musikhochschule hatte er 
Trompete als Hauptfach und Klavier 
nur als Nebenfach studiert. Obwohl er 
eigentlich schon immer besser Klavier 
spielte. Doch als er zweiundzwanzigjäh-
rig Professor Jürgen Uhde an der Stutt-
garter Hochschule vorspielte, sagte die-
ser: »Sie sind zu alt« – und verkannte 
dabei die Tatsache, dass Dauner nicht 
als Klassikinterpret aufs Podium woll-
te, sondern als Improvisator. Von Jazz-
studiengängen war in den Fünfzigern 
natürlich noch keine Rede.

Alle Formationen und Ensembles 
aufzuzählen, die Wolfgang Dauner 
gründete, oder an denen er mitwirkte, 
wäre müßig. Aus der Frühzeit seien hier 
das Wolfgang Dauner Trio genannt, mit 
Eberhard Weber am Bass und Fred Bra-
ceful am Schlagzeug, dann die German 
Allstars, die Radio Jazz Group Stuttgart, 
die Dauner von  an leitete, und 
schließlich das United Jazz and Rock 
Ensemble, das er mitbegründete. Später 
entdeckte Wolfgang Dauner Filmmusik, 
Hörspiel und Musiktheater. Er arbeitete 
mit Eugéne Ionesco an einer Filmmusik 
zu »La Vase«, vertonte Diedrich Murn-
aus »Faust« neu und blieb dem Genre 
Filmmusik bis zum heutigen Tage treu. 

Sein moderner Fusion-Jazz wurde 
für viele eine der wichtigsten Türen in 
die weite, faszinierende Welt des Jazz. 
Da war zunächst die TV-Serie »Glotz-
musik« im SDR, konzipiert von Wolf-
gang Dauner und Melchior Schedler: 
Eigentlich für - bis -Jährige gedacht, 
wurde sie schnell auch unter den älte-

ren »TV-Glotzern« Kult. Dauner, der im 
Musikunterricht seiner Jugend immer 
nur eine vier im Zeugnis stehen hatte, 
entpuppte sich damals als begnadeter 
Musikvermittler und erntete von Pu-
blikum und Fachwelt viel Lob für das 
Unternehmen. »Glotzmusik« trug ihm 
gar den Titel des »Mozarts der Kinder-
musik« ein. 

 entstand das Ensemble »Elfein-
halb« und wieder war das Fernsehen Ge-
burtshelfer. Regisseur Werner Schretz-
meier plante, die ARD-Jugendsendung 
»Elfeinhalb« musikalisch abzurunden. Er 
gewann seinen Freund Wolfgang Dau-
ner, dessen Avantgarde-Gruppe »Et ce-
tera« er bis  gemanagt hatte, für die-
se Idee. Eine Band entstand, zunächst 
in einer Art Stammbesetzung mit Albert 
Mangelsdorff , Barbara Thompson und 
Jon Hiseman, als Aushilfskräfte wurden 
u.a. Howard Johnson, Klaus Doldinger 
und der junge Gary Moore beschäftigt. 
Aus dieser losen Gruppierung um Wolf-
gang Dauner bildete sich die Keimzelle 
zu einem der wichtigsten deutschen 
Jazzorchester, dem United Jazz & Rock 
Ensemble (UJRE), das bis zu seinem Ab-
schiedskonzert am . Dezember ,  
Jahre in beinahe unveränderter Beset-
zung auftrat. 

Das UJRE war auch die Keimzelle für 
die Plattenfi rma Mood Records, einer 
Art »Verlag der Autoren« für Musiker. 
Die erste Schallplatte hieß »UJRE – Live 
im Schützenhaus«. Sie verkaufte sich 
innerhalb kürzester Zeit . Mal. 

Seit den Sechzigern tauchten zahl-
reiche Platten von Wolfgang Dauner 
beim deutschen Label MPS (Musikpro-

duktion Schwarzwald) auf. Wichtige 
Veröff entlichungen wie »Free Action« 
(), »Psalmus Spei/Requiem für Che 
Guevara« (), »The Oimels« (), 
»Music Sounds« (), »Et Cetera« 
(), »Kunstkopfi ndianer« () oder 
»Free Sound and Super Brass« () 
wären hier zu nennen, um den Standort 
von Dauner innerhalb der Strömungen 
dieser Zeit zu bestimmen. Dabei kann 
man zwei große ästhetische Linien 
verfolgen. Mit seiner Band »Et cetera« 
machte er Pionierarbeit in Sachen Jazz-
rock und sprach ein breites Publikum 
an. Mit Experimenten dagegen provo-
zierte er – und machte auf sich als einen 
der jungen Wilden des deutschen Jazz 
aufmerksam: etwa  beim Jazzfest in 
Frankfurt mit dem Happening »Vision 
« oder , wo er aus dem Festival 
für Neue Musik in Donaueschingen 
ein »Daunereschingen« machte. Die 
Jazzoper »Urschrei« (UA  Berliner 
Jazzfest) befasste sich kritisch mit dem 
Musikbetrieb. 

Wolfgang Dauners Kreativkraft hat 
sich seither nicht verringert, im Gegen-
teil. Mit neuen Projekten wie Dauner 
around oder Revivals wie dem United 
Jazz and Rock Ensemble New Genera-
tion ist er auf den Festivals vertreten. 
Bis heute liegen um die  CD-Ver-
öff entlichungen unter seinem Namen 
vor, zahlreiche Filmmusiken, Theater 
und Hörspielproduktionen ergänzen 
sein Werk, das zwischen Jazz und Mu-
siktheater keine Grenzen kennt. 

Andreas Kolb ist Redakteur 
von Politik & KulturFO
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Es ist ein Trugschluss, 
alles könne durch ein 
Gesetz ein für alle Mal 
geregelt werden

Entrechtung, 
Enteignung und 
Ermordung

Der »Fall Gurlitt« und seine Folgen
Zum  Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut

OLAF ZIMMERMANN 

A ls im vergangenen Jahr der 
»Fall Gurlitt« hochkochte und 
die Gemüter erhitzte, war er 
wieder sichtbar: der Stachel 

im Fleisch, die Jahre  bis , die 
im kollektiven Bewusstsein Deutsch-
lands eine zentrale Rolle spielen. Jene 
Jahre, die manche so gerne als endlich 
bewältigt betrachten wollen. Jene Zeit, 
der sich erinnerungspolitisch immer 
wieder neu genähert werden muss. Je-
ner Bruch, der eine nach wie vor aktu-
elle kultur- und gesellschaftspolitische 
Herausforderung darstellt. Und zugleich 
wurde deutlich, dass sich der Kulturbe-
trieb seit  zwar zunehmend, aber 
off enbar immer noch unzureichend mit 
jener Zeit und speziell dem Raub von 
Kulturgut stellt. Letzteres gilt auch für 
den Deutschen Kulturrat.

Der frühere Vizepräsident des Deut-
schen Kulturrates, der Galerist Bogis-
lav von Wentzel, hatte schon Ende der 
er Jahre immer wieder angeregt, 
dass sich der Deutsche Kulturrat so-
wohl mit geraubtem Kulturgut als auch 
der sogenannten Beutekunst befassen 
sollte. Seine Vorstöße stießen auf wenig 
Gegenliebe, so dass erst in diesem Jahr 
eine adhoc-AG Raubgut im Deutschen 
Kulturrat eingerichtet wurde, die sich 
als erstes Ziel setzte, eine Stellungnah-
me zum Thema NS-verfolgungsbedingt 
entzogenes Kulturgut zu verfassen. Die-
se Stellungnahme soll in der zweiten 
Jahreshälfte  dem Sprecherrat des 
Deutschen Kulturrates zur Diskussion 

und Beschlussfassung vorgelegt werden. 
Im Fokus Raubgut in dieser Ausgabe 
von Politik & Kultur wird das Thema 
Raubgut insbesondere mit Blick auf 
die heute anstehenden Fragen zur 

Provenienzforschung einschließlich 
der rechtlichen Aspekte der Restitu-
tion beleuchtet. Doch wer sich mit der 
Restitution NS-verfolgungsbedingtem 
Kulturgut befasst, kommt nicht umhin, 
sich mit den Ursachen, also zuerst der 
Entrechtung, dann der Enteignung und 
schließlich der Ermordung von Juden 
in der Zeit von  bis , ausein-
anderzusetzen. Ebenso gehört zu die-
ser Geschichte der Raub von Büchern 
aus Bibliotheken von Gewerkschaften, 
Parteien, Freimaurern und anderen 
von den Nationalsozialisten verfolg-
ten Gruppen wie auch der Raub von 
Kulturgut im Zweiten Weltkrieg in den 
besetzen Gebieten.

Als im Jahr  der »Fall Gurlitt« 
öff entlich wurde, begann eine neue 
Diskussion um NS-verfolgungsbedingt 
entzogenes Kulturgut und vor allem 
die Kontinuitäten der deutschen Nach-
kriegszeit. Gurlitt wurde wegen des Vor-
wurfs eines Steuervergehens von der 
Staatsanwaltschaft Augsburg belangt. 
Im Verlauf der Ermittlungen wurde 

öff entlich, dass er . Kunstwerke 
von seinem Vater, dem Kunsthändler 
Hildebrandt Gurlitt, geerbt hatte und bei 
einigen die Mutmaßung im Raum steht, 
dass es sich um NS-verfolgungsbedingt 
entzogenes Kulturgut handelt. Es wurde 
die nach dem Ort des Fundes benann-
te »Taskforce Schwabinger Kunstfund« 
eingerichtet. Der Anfang  verstor-
bene Cornelius Gurlitt hat seine Samm-
lung dem Kunstmuseum Bern vererbt, 
das sich bis dato noch nicht erklärt hat, 
ob es das Erbe annimmt.

Innerhalb der Bundesregierung war 
der »Fall Gurlitt« Anlass zur Bünde-
lung der Aktivitäten zur Provenienz-
forschung in Abstimmung mit den 
Ländern und zur Bereitstellung von 
zusätzlichen Mitteln für diese Aufgabe.

Nach Bekanntwerden des »Fall Gur-
litt« wurde schnell der Ruf nach neuen 
Gesetzen laut. Es wurde die Forderung 
nach einer – möglicherweise sogar 
rückwirkend geltenden – Verlängerung 
von Verjährungsfristen laut. Manche 
forderten ein Gesetz zur Restitution 
von NS-verfolgungsbedingt entzoge-
nem Kulturgut. Andere wiederum sa-
hen das Erfordernis gesetzlich zu re-
geln, wie mit NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut umzugehen ist, 
das sich in privater Hand befi ndet und 
wiederum andere meinten ein Bundes-
gesetz in Anlehnung an die österreichi-
schen Regeln würde es schon richten.

So ehrenwert alle diese Vorschläge 
sind, letztlich sitzen sie dem Trug-
schluss auf, mit einem Gesetz könne 
alles ein für alle Mal geregelt werden. 

Doch so einfach ist es eben nicht. Mit 
der »Gemeinsamen Erklärung der 
Bundesregierung, der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände zur 
Auffi  ndung und Rückgabe NS-verfol-
gungsbedingt entzogenen Kulturgutes, 
insbesondere aus jüdischem Besitz« ha-
ben sich Bund, Länder und Kommunen 
im Jahr  verpfl ichtet, im Sinne der 
im Jahr  formulierten Erklärung der 
»Washingtoner Konferenz über Vermö-
genswerte aus der Zeit des Holocaust« 
faire und gerechte Lösungen zur Res-
titution von NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut zu fi nden. Die 
»Gemeinsame Erklärung« hat zwar kei-
ne Gesetzeskraft, ist aber sogenann-
tes soft law für die öff entliche Hand 
verbindlich und wird – von den einen 

engagierter und von den anderen we-
niger enthusiastisch – umgesetzt. Es 
ist also keineswegs so, dass es keinen 
rechtlichen Rahmen gäbe.

Die Geschichte des Umgangs mit 
NS-verfolgungsbedingt entzogenem 
Kulturgut ist auch eine Geschichte der 
Verdrängungen und der unzureichen-
den Aufarbeitung der NS-Diktatur im 
Kulturbetrieb. Heute fast siebzig Jahre 

nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
und der Schreckensherrschaft der NS-
Diktatur muss sich im Kulturbetrieb er-
neut die Frage nach der Herkunft des 
anvertrauten Kulturguts gestellt wer-
den. Es handelt sich dabei weniger um 
eine rechtliche, als vielmehr um eine 
moralische Frage. Darum können und 
dürfen sich auch Kunsthändler und pri-
vate Sammler ihrer moralischen Verant-
wortung nicht entziehen. Und wer wird 
sich schon wohlfühlen, wenn sich in 
seiner Sammlung eine Arbeit befi ndet, 
an der das Blut der entrechteten und 
vielleicht auch ermordeten ehemali-
gen Eigentümer klebt. Berichte von der 
Rückgabe von Kulturgut, das ganz un-
abhängig vom materiellen, einen hohen 
ideellen Wert haben kann, sollen alle 
ermutigen, die Herkunft der Werke zu 
erforschen. Am Ende dieses Wegs kann, 
muss aber nicht die Restitution stehen. 

Vieles ist in den letzten Monaten 
in Gang gekommen. Die Zeit für eine 
weitere Phase der Beschäftigung mit 
der Vergangenheit scheint, auch im 
Kulturbetrieb, reif gewesen zu sein. Ich 
bin überzeugt, dass auch diese Phase 
wiederum nur ein Schritt in der Ausei-
nandersetzung mit der Vergangenheit 
sein kann. Die NS-Zeit und ihre Aus-
wirkungen werden eine dauerhafte 
Aufarbeitungsaufgabe bleiben.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates, Leiter der 
adhoc-AG Raubgut des Deutschen 
Kulturrates und Herausgeber von 
Politik & Kultur
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Geraubtes Kulturgut aus jüdischem Besitz 
Eine kleine Geschichte

GABRIELE SCHULZ

D ie Beschäftigung mit NS-ver-
folgungsbedingt entzogenem 
Kulturgut macht es erforderlich, 

die jüngere deutsche Geschichte, ange-
fangen von der Verfolgung der Juden 
über die sogenannte Wiedergutma-
chungspolitik der Nachkriegszeit bis 
zu den Abkommen Ende er-Jahre 
zu refl ektieren.

Entrechtung

Nach der Ernennung Adolf Hitlers zum 
Reichkanzler im Januar  dauerte es 
nur wenige Monate, bis Ende März  
zum Boykott jüdischer Geschäfte auf-
gerufen wurde und der zuvor geschürte 
Judenhass einen Ausdruck fand. Im Ap-
ril  wurde das »Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums« 
erlassen und »Beamte nicht-arischer  
Abstammung« wurden in den Ruhe-
stand versetzt. Der sogenannte Arier-
paragraph hatte zur Folge, dass Juden 
aus dem öff entlichen Dienst, aus dem 
Hochschuldienst, Schulen und Freien 
Berufen ausgeschlossen wurden. Bei 
der Bücherverbrennung am . Mai  
verbrannten Studierende Bücher jüdi-
scher sowie politisch missliebiger und 
verfolgter Autoren. Im September  
wurde die Reichskulturkammer errich-
tet, die aus rassischen Gründen Juden 
von vorneherein ausschloss. Da die Mit-
gliedschaft in der Reichskulturkammer 
die Voraussetzung für die öff entliche 
Ausübung des künstlerischen Berufs 
war, bedeutete die Nicht-Mitgliedschaft 
einen Ausschluss aus dem öff entlichen 
Kulturbetrieb. 

Einige jüdische Künstler, Angehö-
rige Freier Berufe und Intellektuelle 
emigrierten. Viele blieben aber in 
Deutschland, weil Deutschland ihr Va-
terland war und sie hoff ten, dass sich 
der »Spuk« legen würde.  

Juden und andere Verfolgte, die 
Deutschland verließen, veräußerten 
teilweise ihre Kunstwerke – auch mit-
tels des noch bestehenden jüdischen 
Kunsthandels. Für die heutige Beur-
teilung von NS-verfolgungsbedingtem 
Kulturgut stellt sich hier die Frage, ob 
es sich hierbei um Zwangsverkäufe han-
delte und ob ein adäquater Preis gezahlt 
wurde. Denn ein größeres Angebot von 
Kunst führt zu sinkenden Preisen, so-
dass ein in heutigen Augen zu geringer 
Preis zu jener Zeit durchaus adäquat 
gewesen sein kann.

Im September  wurden die so-
genannten Nürnberger Gesetze ver-
abschiedet und die Schlinge um die in 
Deutschland lebenden Juden zog sich 
enger zu. Das »Reichsbürgergesetz« 
und das »Gesetz zum Schutz des deut-
schen Blutes und der deutschen Ehre« 
führten zum Verlust der politischen 
Rechte, der in Deutschland lebenden 
Juden. Sie galten als »Staatsangehörige« 
des Deutschen Reichs ohne politische 
Rechte. Unter anderem durften Juden 
nicht mehr die Hakenkreuzfahne hissen 
und in jüdischen Haushalten durften 
keine »arischen« Dienstmädchen mehr 
beschäftigt werden. Eheschließungen 
zwischen »Ariern« und Juden waren 
untersagt. Die »Nürnberger Gesetze« 
sollten Juden veranlassen, aus Deutsch-
land zu emigrieren. Mit dem Anschluss 
Österreichs im Jahr  wurden die 
geltenden Bestimmungen auch auf Ös-
terreich ausgedehnt. 

Enteignung – ein weiterer Schritt 
zur Vernichtung

Die Reichspogromnacht vom . auf den 
. November  stellte einen wei-
teren tiefgreifenden Einschnitt dar. In 
jener Nacht wurden von SA-Sturmtrup-
pen Synagogen, Geschäfte und Häuser 

von Juden geschändet und teilweise ver-
brannt. Für den entstandenen Schaden 
musste die jüdische Bevölkerung selbst 
aufkommen und eine »Sühneleistung« 
von  Milliarde Reichsmark leisten. Die-
ses war der Beginn des systematischen 
Raubs von Vermögen und Sachwerten 
der jüdischen Bevölkerung. Mit der 
»Verordnung zur Ausschaltung der Ju-
den aus dem Wirtschaftsleben« vom . 
November  wurde die »Arisierung« 
der Wirtschaft legalisiert. Betriebe, also 
angefangen vom Einzelhandelsgeschäft 
bis zur jüdischen Tabakfabrik und ande-
ren Unternehmen, durften nicht mehr 
von Juden betrieben werden. Jüdisches 
Kapitalvermögen wurde entzogen. 
Grundeigentum sowie Sachwerte, wie 
Werke der Bildenden Kunst, wertvolle 
Bücher, Schmuck sowie kunstgewerb-
liche Gegenstände wurden zwangsver-
äußert. Bezogen auf den hier zur Rede 
stehenden Gegenstand bedeutete die 
Verordnung zum einen die »Arisierung« 
des Kunsthandels und zum anderen die 
Zwangsveräußerung von Kulturgut, bei 
der von einem adäquaten Preis in der 
Regel nicht mehr die Rede sein konn-
te. Wer Deutschland verlassen musste, 
war zumeist seines Vermögens beraubt 
oder musste in der Emigration, so noch 
vorhanden, Kulturgüter für das nackte 
Überleben veräußern. Zuvor mussten 
jene, die aus Deutschland emigrieren 
konnten, die »Reichsfl uchtsteuer« ent-
richten, die ab einem Vermögen von 
. Reichsmark galt. 

Weitere Maßnahmen der Entrech-
tung von Juden in Deutschland waren 
die Einführung der Zwangsvornamen 
»Sara« und »Israel«, das Tragen des 
»Judensterns«, das Verbot Bibliotheken, 
Theater, Museen oder Schwimmbäder 
zu besuchen, der Ausschluss jüdischer 
Kinder aus »deutschen« Schulen, das 
Verbot auf Parkbänken zu sitzen, die die 
Aufschrift »Nur für Arier« trugen, der 
Verbot Auto zu fahren, schließlich das 
Verbot ein Auto zu besitzen und ande-
res mehr. Jüdische Kinder wurden fort-
an in jüdischen Schulen unterrichtet. 

Der jüdische Kulturbund ermöglichte, 
in sehr eingeschränktem Maße, jüdi-
schen Künstlern Auftritts- und andere 
Arbeitsmöglichkeiten. Bereits in der 
Reichspogromnacht wurden Juden 
verhaftet, in Konzentrationslager zu-
nächst interniert und dann zu größten 
Teil wieder freigelassen. Die Emigrati-
on aus Deutschland war bis  noch 
möglich.

Ermordung 

Ab  musste die jüdische Bevölke-
rung zunächst in »Judenhäusern« le-
ben. Zunehmend wurde die jüdische 
Bevölkerung in Ghettos, die in östlichen 
Landesteilen des Deutschen Reiches 
lagen, deportiert. Sie mussten ihren 
Lebensunterhalt dort selbst bestrei-
ten, waren aber von Ressourcen und 
Handel abgeschnitten. Viele starben 
in den Ghettos an Unterernährung und 
Krankheit. In den von der Wehrmacht 
besetzen Gebieten im Osten fanden be-
reits früh Ermordungen der jüdischen 
Bevölkerung durch Erschießungen statt. 
Systematisch erfolgte die Ermordung 
der jüdischen Bevölkerung nach , 
nachdem der Sowjetunion der Krieg 
erklärt worden war. In der »Wannsee-
Konferenz« am . Januar  wurde 
die Deportation und Ermordung der 
jüdischen Bevölkerung systematisch 
und verwaltungstechnisch vereinbart. 
Orte wie Ausschwitz, Treblinka, Majda-
nek, Sobibor und andere stehen heute 
für die Deportation und Ermordung der 
Juden Europas.

An der Entrechtung und Ermordung 
der  Millionen Juden Europas waren 
viele Menschen beteiligt. Es waren 
deutsche »Volksgenossen«, die nicht 
mehr in jüdischen Geschäften kauf-
ten. Es waren deutsche Unternehmer, 
die von der Enteignung der jüdischen 
Unternehmen profi tierten, in dem sie 
eines lästigen Konkurrenten entledigt 
wurden oder aber teilweise zu einem 
Spottpreis diese Unternehmen erwer-
ben konnten. So manches heute wirt-

schaftlich erfolgreiche Unternehmen, 
das sich teilweise mit einer gemein-
nützigen Stiftung schmückt, hat seine 
wirtschaftliche Position und einen Teil 
des Vermögens der Entrechtung, Ent-
eignung und Ermordung der jüdischen 
Bevölkerung zu verdanken. Aber auch 
zahlreiche kleine, höhere und hohe 
Beamte waren in den Prozess invol-
viert. Auch an den Hochschulen und 
in Kulturbetrieben verdanken viele ihre 
Position der vorherigen Entrechtung, 
Vertreibung und Ermordung jüdischer 
Kollegen. Es haben sich also viele schul-
dig gemacht.

Raubzug in den besetzen Gebieten

Neben der geschilderten Entrechtung 
und Enteignung der deutschen jüdi-
schen Bevölkerung wurden seit , 
dem Beginn des Zweiten Weltkriegs, 
die eroberten Gebiete ausgeplündert. 
Menschen wurden zur Zwangsarbeit 
in deutsche Unternehmen oder auch 
die Landwirtschaft deportiert. Aber 
auch Kunstschätze oder auch Bücher 
wurden nach Deutschland gebracht. 
So mancher wackere Bibliothekar hat 
den Bestand »seiner« Bibliothek durch 
den Raub von Büchern in den besetzten 
Gebieten »ergänzt«.

Vor den Trümmern der eigenen 
Zerstörung 

Im Jahr  stand Deutschland vor ei-
nem Trümmerhaufen. Nicht nur, dass 
zahlreiche Städte und Unternehmen 
dem Bombardement zum Opfer gefal-
len waren. Die Ideologie, hinter der ein 
nicht kleiner Teil der Bevölkerung über 
zwölf Jahre hinweg stand, hatte sich 
als Irrweg erwiesen. Deutschland hatte 
seine Reputation verloren und musste 
erst mühselig wieder einen Platz in der 
Völkergemeinschaft erlangen. 

Vor diesem Hintergrund entstand 
die sogenannte Wiedergutmachungs-
politik in Westdeutschland. Ehrenwer-
te Persönlichkeiten wie beispielsweise 
Theodor Heuss vertraten die Meinung, 
Deutschland, die deutsche Bevölkerung 
müsse sich dem von ihnen verursachten 
Unrecht stellen und sich selbst bewusst 
werden, dass sie etwas wiedergutma-
chen müssen. Dass sie selbst etwas tun 
müssen, um wieder einen Platz in der 
Weltgemeinschaft fi nden zu können. 
Dabei stand für jene Persönlichkeiten 
außer Frage, dass das Unrecht nicht in 
dem Sinne wieder gut gemacht werden 
kann, dass alles wieder so wie vorher ist 
oder aber der angerichtete Schaden, be-
sonders der millionenfache Verlust von 
Menschenleben auch nur ansatzweise 
»geheilt« werden kann. Die Schuld bleibt, 
und heute erscheint vielen der Begriff  
»Wiedergutmachungspolitik« deshalb 
als irreführend und verniedlichend.

Sicherung und Restitution 
geraubten Kulturguts

Die US-Amerikaner hatten bereits  
die »Amerikanische Kommission zum 
Schutz und zur Wiedergewinnung von 
Kunst und historischen Denkmalen 
in Kriegsgebieten« etabliert. In dieser 
Kommission arbeiteten »Kunstschutz-
Offiziere« (Monuments Man) deren 
erste Aufgabe in Deutschland nach 
 war, kriegsbedingt verlagertes 
Kulturgut zu fi nden. Dabei wurde das 
Ausmaß des nationalsozialistischen 
Kunstraubs in den besetzten Gebieten 
deutlich. Da ein erheblicher Teil des 
kriegsbedingt verlagerten Kulturguts 
nach Süddeutschland verbracht worden 
war, war es vor allem in der amerikani-
schen Besatzungszone zu fi nden. Die 
Raubkunst wurde schließlich in »Cen-
tral Collecting Point« zusammengetra-
gen. Der größte war in München, zwei 
weitere in Wiesbaden und in Marburg 

– Marburg wurde bald aufgelöst und die 

Bestände nach Wiesbaden verbracht. 
Der Central Collecting Point Wiesba-
den musste  eine Außenstelle in 
Off enbach am Main einrichten. 
Aufgabe der Central Collecting Point 
war es, die Herkunft der ab August  
eingelieferten Kunstwerke aus den drei 
westlichen Besatzungszonen zu klä-
ren und zu restituieren. Dabei wurden 
die Werke den Staaten und nicht ein-
zelnen Einrichtungen zurückgegeben. 
Die Staaten ihrerseits mussten dafür 
Sorge tragen, dass die Restitution an 
die ursprünglichen Eigentümer erfolgt. 
Die Central Collecting Points waren bis 
September  für die Rückgabe des 
gefundenen kriegsbedingt verlagerten 
Kulturguts zuständig, danach ging die 
Aufgabe an deutsche Behörden über. 
Insgesamt . Kunstwerke wur-
den bis  in Staaten ganz Europas 
zurückgeführt. 

Dennoch standen die Alliierten mit 
Blick auf geraubtes Kulturgut vor einer 
unübersichtlichen Situation. Es han-
delt sich zum einen um Kulturgut, das 
innerhalb des deutschen Reichs abge-
presst, geraubt oder zu einem Spott-
preis gekauft worden war und sich in 
Privatbesitz befand. Besitzer waren 
NS-Amtsträger. Einige der Werke ge-
langten in Museen, andere wurden über 
den internationalen Kunsthandel wei-
ter veräußert. Zum anderen ging es um 
Kulturgut, das aus den besetzten Gebie-
ten stammt und sich ebenfalls in Pri-
vatsammlungen von NS-Amtsträgern 
befand. Zum dritten war Kulturgut aus 
deutschen Museen mit einer zweifels-
freien Herkunft eingelagert worden. 
Kein Thema für die West-Alliierten 
war während des Krieges im Osten ge-
lagertes Kulturgut, das sich nunmehr 
auf polnischem Hoheitsgebiet befand. 

»Wiedergutmachung«

Bereits  hatten sich die Alliierten 
auf die Rücknahme der von den Natio-
nalsozialisten erfolgten Enteignungen 
verständigt. Im April  entschied der 
Alliierte Kontrollrat die Rückgabe von 
Vermögenswerten an kirchliche, karita-
tive, gewerkschaftliche oder politische 
Einrichtungen. Bei dieser Restitution 
musste die Unrechtmäßigkeit und die 
Verfolgungsbedingtheit des Erwerbs 
durch die Nationalsozialisten nicht 
nachgewiesen werden. 

Bereits  wurde der Raub des Ei-
gentums von Juden, explizit auch der 
Raub von Kulturgut, als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit eingestuft. 
Daraus ergab sich die Verpfl ichtung zur 
Restitution oder Entschädigung. 

In der amerikanischen Besatzungs-
zone wurde  und in der britischen 
 das Militärregierungsgesetz Nr.  
zur »Rückerstattung feststellbarer Ver-
mögensgegenstände an Opfer der na-
tionalsozialistischen Unterdrückungs-
maßnahmen« erlassen. Dieses Gesetz 
bildet den ersten gesetzlichen Rahmen 
für die Restitution auch von Kulturgut. 
Wenn ein angemessener Kaufpreis ge-
zahlt worden war und der Verkäufer über 
das Geld frei verfügen konnte, war nach 
diesem Gesetz von keiner Entziehung 
auszugehen. Dieses galt aber nur für 
Verkäufe bis zum ... Verkäufe 
nach diesem Stichtag konnten gene-
rell angefochten werden, da von einer 
Zwangslage des Verkäufers ausgegangen 
wurde. Zwar wurden von der Rücker-
stattung laut o.g. Gesetz bewegliche 
Sachen ausgenommen, die im Rahmen 
des üblichen Geschäftsverkehrs erwor-
ben wurden. Von dieser Sonderregelung 
waren per Gesetz Kultgegenstände und 
Gegenstände von besonderem künst-
lerischen Wert ausgeschlossen, die aus 
Privatbesitz von NS-Verfolgten stam-
men oder aus Versteigerungen stam-
men, bei denen Hab und Gut von NS-
Verfolgten versteigert wurde. 
Fortsetzung auf Seite                   

Das »Ghettobuch« von Artur Landsberger
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Doing the right thing 
Die Washingtoner 
Erklärung und private 
Sammlungen 

JUTTA VON FALKENHAUSEN

A m . Dezember  unterzeich-
neten  Staaten, darunter auch 
Deutschland, in Washington die 

»Grundsätze der Washingtoner Konfe-
renz in Bezug auf Kunstwerke, die von 
den Nationalsozialisten beschlagnahmt 
wurden.« Nach diesen Grundsätzen 
sollen Kunstwerke, die von den Nati-
onalsozialisten beschlagnahmt und in 
der Folge nicht zurückerstattet wurden, 
identifi ziert und ihre ursprünglichen 
Eigentümer bzw. deren Erben ausfi ndig 
gemacht werden. Ziel ist es, eine »ge-
rechte und faire Lösung« für die Erben 
zu fi nden. Als »beschlagnahmt« gelten 
dabei nicht nur konfi szierte Werke, son-
dern auch solche, die unter dem Druck 
der Verfolgung von jüdischen Samm-
lern verkauft wurden (Zwangsverkäufe). 

Die Washingtoner Erklärung hat kei-
ne Gesetzeskraft, entfaltet aber als »soft 
law« und insbesondere über Selbstver-
pfl ichtungen der unterzeichnenden 
Staaten gleichwohl verbindliche Wir-
kung. Zur Umsetzung der Washingtoner 
Erklärung in Deutschland verabschie-
deten die Bundesregierung, die Länder 
und die kommunalen Spitzenverbände 
im Dezember  eine »Gemeinsame 
Erklärung«. Danach sind alle staatli-
chen Ebenen verpfl ichtet, in den Gremi-
en der öff entlichen Museen und Samm-
lungen darauf hinzuwirken, dass Kul-
turgüter, die als NS-verfolgungsbedingt 
entzogen identifi ziert werden, nach in-
dividueller Prüfung den legitimierten 
früheren Eigentümern bzw. deren Erben 
zurückgegeben werden. Auf dieser Basis 
und dank der akribischen Arbeit vieler 
Provenienzforscher wurden seit  
schon etwa . Objekte – darunter 
umfangreiche Büchersammlungen mit 
vielen Einzelobjekten – von öff entli-
chen Museen und Bibliotheken an die 
ursprünglichen Eigentümer oder deren 
Erben zurückgegeben. 

Bei der Identifi zierung von Raub-
kunst und deren rechtmäßigen frühe-
ren Besitzern bzw. deren Erben geht es 
oft weniger um die materiellen Wer-
te, die jüdischen Sammlern aufgrund 
der Nazi-Verfolgung geraubt wurden, 

als um die immaterielle Bedeutung 
der Kunstwerke als ideelles Familien-
erbe und die Würdigung des durch 
Verfolgung, Vertreibung und Mord 
erlittenen Unrechts. So wurde eine 
ganze Reihe von Restitutionsfällen 
dadurch gelöst, dass die Kunstwerke 
aufgrund einer Vereinbarung mit den 
Erben im betroffenen Museum ver-
bleiben konnten, als Schenkung oder 
Teilschenkung, als Dauerleihgabe 
oder aufgrund Erwerbs durch das Mu-
seum. Ein wichtiges Element solcher 
Vereinbarungen ist die Verpfl ichtung 
des Museums, auf Hinweistafeln und 
in Katalogen auf die Geschichte des 
Kunstwerks und die Verfolgung seiner 
früheren Besitzer hinzuweisen. Man 
kann die Washingtoner Grundsätze 
und ihre Umsetzung in Deutschland 
kritisieren:  Sicher haben die öff entli-
chen Museen zu spät begonnen, Prove-
nienzforschung zu betreiben und dies 
bis heute nicht immer mit genügend 
Energie und gutem Willen getan; sicher 
haben sich Museen in manchen Fällen 
nicht um die Kontaktaufnahme mit den 
früheren Eigentümern von Raubkunst 
bemüht und sicher haben sie Rückga-
beforderungen manchmal zu harsch 
und ohne jede historische Sensibilität 
zurückgewiesen. Zweifellos besteht also 
noch Handlungsbedarf, insbesondere 
in Bezug auf die Provenienzforschung. 
Dieser fehlt es nicht nur an fi nanziellen 
Mitteln, sondern vor allem an verbind-
lichen Qualitätsstandards, Transparenz 
über Forschungsergebnisse und der Un-
abhängigkeit der Forscher. 

Gleichwohl haben sich die Grund-
sätze von Washington im Bereich der 
öff entlichen Sammlungen im Ganzen 
bewährt. Sie sind ein guter Weg, jen-
seits der im Einzelfall höchst kom-
plexen und für die früheren Besitzer 
unbefriedigenden Rechtslage ein Stück 
Gerechtigkeit zu erzielen. Sie sind eine 
vielfach bewährte Grundlage für Mu-
seen und Sammlungen, das moralisch 
Gebotene zu tun, nämlich Provenienz-
forschung zu betreiben, Verdachtsfäl-
le von Raubkunst aufzuklären und 
ggf. Rückgabe oder anderweitig faire 
und gerechte Lösungen zu erwirken. 
Denn paradoxerweise sind rechtliche 
Regelungen keine bessere Option, 
da aufgrund des Zeitablaufs und der 
Vielschichtigkeit der Materie eine ge-
setzliche Regelung, die den strengen 

Maßgaben des Rechtsstaats Rechnung 
trägt, im Zweifel weniger Wirkung ent-
falten könnte als der breite Wille und 
Konsens, die Washingtoner Erklärung 
umzusetzen. 

Ein größeres Problem als die Zu-
rückhaltung öff entlicher Museen und 
Institutionen bei der Rückgabe von 
Raubkunst ist die verbreitete Ansicht, 
private Sammlungen und private 
Kunstbesitzer hätten mit diesem The-
ma nichts zu tun, die Washingtoner Er-
klärung gelte doch nur für öff entliche 
Institutionen. Mit dieser Begründung 
weisen private Sammlungen häufi g 
schon die Bitte früherer Besitzer um 
ein Gespräch über ein raubkunstver-
dächtiges Werk zurück. Dabei enthält 
die »Gemeinsame Erklärung« eine klare 
Aussage zu privaten Sammlungen und 
Sammlern: »Privatrechtlich organisier-
te Einrichtungen und Privatpersonen 
werden aufgefordert, sich den nieder-
gelegten Grundsätzen und Verfahrens-
weisen gleichfalls anzuschließen.« Mit 
Grundsätzen und Verfahrensweisen 
sind gemeint: proaktive Provenienzfor-
schung und aktive Identifi zierung ehe-
maliger jüdischer Besitzer im Fall eines 

Raubkunstverdachts, die Kontaktauf-
nahme mit ehemaligen Besitzern bzw. 
ihren Erben und die Suche nach fairen 
und gerechten Lösungen. 

Selbstverständlich kann die »Ge-
meinsame Erklärung« als Vereinbarung 
zwischen den verschiedenen Ebenen 
des föderalen Staates keine rechtlich 
einklagbaren Verpfl ichtungen für Pri-
vate begründen. Sie bestärkt aber die 
moralische Verpfl ichtung aller Besit-
zer von Nazi-Raubkunst, das ihnen 
Mögliche zur Wiedergutmachung des 
Nazi-Unrechts zu tun. Und vor allem 
begründet sie eine echte Verpfl ichtung 
der Unterzeichner der »Gemeinsamen 
Erklärung« – des Bundes, der Länder 
und der Kommunen –, alles in ihrer 
Macht liegende zu tun, um private Ins-
titutionen und Kunstsammler zur Com-
pliance zu veranlassen. Ein einfacher 
und wirksamer Schritt wäre es hier, die 
Unterstützung privater Kunstsamm-
lungen oder Kunstsammler durch die 
öff entliche Hand von der Anerkennung 
der Washingtoner Grundsätze durch 
die privaten Institutionen abhängig zu 
machen. Die öff entliche Unterstützung 
Privater hat im Kunstbereich viele For-

men. Ob der Staat ein Gebäude oder ein 
Grundstück für ein privates Museum 
zur Verfügung stellt, ob sich eine Stadt 
an den Betriebskosten für ein privates 
Museum beteiligt, ob eine Privatsamm-
lung oder Teile davon in einem öff entli-
chen Museum ausgestellt werden – all 
dies sind Fälle öff entlicher Förderung. 

Bund, Länder und Gemeinden müs-
sen also gemeinsam und öff entlich ihr 
Bekenntnis zu den Washingtoner Prin-
zipien erneuern und klarstellen, dass in 
all den genannten Fällen eine Unter-
stützung Privater in Zukunft nur unter 
der Bedingung der ausdrücklichen An-
erkennung der Washingtoner Prinzipi-
en gewährt wird. Private Sammlungen 
und private Sammler, die sich für die 
Raubkunstproblematik öff nen und das 
moralisch Gebotene tun, werden dabei 
die Erfahrung machen, dass ihr öff ent-
liches Ansehen und die Wertschätzung 
ihrer kulturellen Arbeit steigen. Die 
Rückgabe von Raubkunst macht eine 
Sammlung nicht ärmer, sondern nach-
haltig reicher und besser. 

Jutta von Falkenhausen ist 
Rechtsanwältin

Fortsetzung von Seite 

Als besonderes Problem stellte sich he-
raus, dass viele Kulturgüter erbenlos 
waren, da die Eigentümer, deren Nach-
kommen und auch Verwandte ermor-
det worden waren. Die US-Amerikaner 
wollten jüdische Organisationen be-
sonders zum Aufbau eines jüdischen 
Staates in Palästina begünstigt sehen. 
Dieses wurde von den Briten aufgrund 
ihrer eigenen Kolonialgeschichte in 
Palästina nicht befürwortet. 

Nach Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik waren die beiden 
deutschen Staaten für Entschädigung 
bzw. »Wiedergutmachung« verantwort-
lich. In der Bundesrepublik Deutsch-
land erfolgte eine Überleitung von Ge-
setzen der Militärverwaltung. Im Jahr 
 wurde das »Bundesergänzungsge-
setz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung« 
verabschiedet, das deutsche Staats-
angehörige, die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebten, unter anderem für 
Einbußen an Vermögen oder Gesund-
heit entschädigen sollte. Im Jahr  
wurde das »Bundesentschädigungsge-
setz« beschlossen, das zwar um weitere 
Entschädigungstatbestände erweitert 
wurde, aber nach wie vor Personen 
ausschloss, die ihren Wohnsitz nicht in 

Deutschland hatten. Im Jahr  wurde 
das Bundesentschädigungsgesetz no-
velliert. Neben der Verlängerung von 
Fristen und Ausnahmen für Härtefälle 
wurde erreicht, dass von dem Gesetz 
nun auch die seit  nach Israel ein-
gewanderten osteuropäischen Juden 
profi tieren konnten. Mit der Novellie-
rung des Bundesentschädigungsge-
setzes im Jahr  sollte das Thema 
abgeschlossen werden. In der DDR gab 
es keine vergleichbaren Regeln.

Die in der unmittelbaren Nachkriegs-
zeit bis in die er-Jahre ergriff enen  
Maßnahmen zur Restitution von Kul-
turgut werden heute als unzureichend 
betrachtet. Die gesetzten Fristen waren 
zu knapp bemessen. Außerdem fand die 
besondere Situation der Überlebenden 
aus den jüdischen Familien nur un-
zureichend Berücksichtigung. Ebenso 
kristallisiert sich heute mehr und mehr 
heraus, dass Verantwortliche in Kultu-
reinrichtungen aufgrund ihrer eigenen 
Geschichte wenig Interesse an intensi-
ver Provenienzrecherche hatten.

Washingtoner Erklärung 
als Aufbruch

Die Washingtoner Erklärung aus dem 
Jahr  kann in dieser Hinsicht als 
ein neuer Aufbruch bewertet werden. 
Im Dezember  trafen sich Vertreter 

aus  Staaten, zwölf nicht-staatliche 
Organisationen und der Vatikan zur 
»Washingtoner Konferenz über Vermö-
genswerte aus der Zeit des Holocaust«. 
Sie verabschiedeten die Washingtoner 
Erklärung und verpfl ichteten sich damit,
Kunstwerke, die NS-verfolgungsbedingt 
entzogen wurden, ausfi ndig zu machen, 
die rechtmäßigen Eigentümer oder de-
ren Erben zu fi nden und alles zu tun, 
um zu fairen und gerechten Lösungen 
zu kommen. 

Auch die Bundesrepublik Deutsch-
land hat sich mit der Unterzeichnung 
der Washingtoner Erklärung gebunden. 
Im Dezember  wurde die »Gemein-
same Erklärung der Bundesregierung, 
der Länder und der kommunalen 
Spitzenverbände zur Auffi  ndung und 
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt ent-
zogenen Kulturgutes, insbesondere aus 
jüdischem Besitz« von Bund, Ländern 
und Kommunen verabschiedet. Sie gilt 
ausschließlich für Einrichtungen der 
öff entlichen Hände. Ausdrücklich ist 
vorgesehen, dass mit den Eigentümern 
oder den Erben von NS-verfolgungsbe-
dingt entzogenem Kulturgut faire und 
gerechte Lösungen unter Hintanstel-
lung von Verjährungsfristen gesucht 
werden sollen. Für private Sammler, 
den privaten Kunsthandel und Auk-
tionshäuser gilt die Washingtoner Er-
klärung nicht. Sie werden dennoch als 

moralische Verpfl ichtung angesehen. 
Zehn Jahre nach der Verabschie-

dung der »Gemeinsamen Erklärung 
der Bundesregierung, der Länder und 
der kommunalen Spitzenverbände zur 
Auffi  ndung und Rückgabe NS-verfol-
gungsbedingt entzogenen Kulturgu-
tes, insbesondere aus jüdischem Be-
sitz« stellte der Bund  zusätzliche 
Projektmittel zur Provenienzrecherche 
zur Verfügung. Mithilfe dieser Mittel 
konnte die Provenzienzrecherche in 
Bibliotheken und Museen verstärkt 
werden. Die Diskussion in den Fach-
verbänden zur eigenen Geschichte 
sowie zur Sammlungsgeschichte von 
Kultureinrichtungen nahm zu. Die seit 
 arbeitende »Koordinierungsstelle 
für Kulturgutverluste« in Magdeburg 
unterstützt unter anderem mit ihrer 
Datenbank die Forschungsarbeit in 
den Kultureinrichtungen. Zur Klä-
rung von Streitfällen bei der Rückga-
be von Kulturgut kann die »Beratende 
Kommission im Zusammenhang mit 
der Rückgabe NS-verfolgungsbedingt 
entzogener Kulturgüter, insbesonde-
re aus jüdischem Besitz«, nach ihrer 
Vorsitzenden der ehemaligen Bundes-
verfassungsrichterin Jutta Limbach 
benannte »Limbach-Kommission«, 
angerufen werden. Voraussetzung für 
deren Tätigkeit ist, dass beide Seiten 
die Kommission anrufen. 

Der Central Collecting Point München 
hatte im Jahr  seinen »Restbestand«
an Kulturgut an eine Treuhandgesell-
schaft des Auswärtigen Amtes über-
geben. Dieser Bestand wurde im Jahr 
 an das »Bundesamt für zentrale 
Dienste und off ene Vermögensfragen« 
übergeben. Die Provenzienzrecherche 
dieses Kulturguts, von dem sich vieles 
als Dauerleihgabe in Museen befi ndet, 
wird seither intensiviert. 

Die geplante Bündelung der beste-
henden Aktivitäten zur Provenienzre-
cherche sowie die verstärkte Aus- und 
Weiterbildung von Historikern, Kunst-
historikern und anderen Geisteswis-
senschaftlern zur Provenienzrecherche 
werden, so ist zu hoff en, in den kom-
menden Jahren einen Beitrag zu fairen 
und gerechten Lösungen im Zusam-
menhang mit NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut leisten. Wer 
allerdings meint, damit könne bald ein 
Schlussstrich unter dieses düstere Kapi-
tel unserer Geschichte gezogen werden, 
unterliegt einem Trugschluss. Die Be-
schäftigung mit der NS-Zeit und ihren 
Auswirkungen bleibt ein Erbe mit der 
sich weitere Generationen – auf je eige-
ne Weise – auseinandersetzen müssen. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates

Das im März  entdeckte Konvolut von Geschäftsunterlagen des Kunstversteigerers Adolf Weinmüller
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Die Washingtoner 
Erklärung richtet sich 
nur an die öff entlichen 
Hände

Zur Durchsetzung von 
Restitutionsansprü-
chen bedarf es keiner 
gesetzlichen Regelung

Gültig auch ohne gesetzliche Regelung
Die Washingtoner Holocaust-Erklärung regelt die Restituierung von Raubkunst 

PETER RAUE

E s ist ein merkwürdig Ding: Die 
Diskussion um die Restituie-
rung von »Raubkunst« nimmt 

– je weiter wir uns an Jahren 
entfernen vom Ende der Nazi-Herr-
schaft – nicht ab, sondern zu. Roland 
S. Lauder, Präsident des World Jewish 
Congress hat Anfang dieses Jahres in 
Berlin in einem vielbeachteten Vortrag 
formuliert: »Kunstwerke, welche Juden 
entwendet wurden durch die Nazis [… ]
sind die letzten Kriegsgefangenen des 
zweiten Weltkrieges« und dabei be-
hauptet, einer der Hauptgründe dafür, 
dass das Problem bis heute ungelöst sei, 
sei ein fehlendes Rückgabegesetz. Viel 
Applaus im Saal – und dennoch ist es 
sehr schief, was Lauder behauptet. Wie 
wir mit Raubkunst umgehen (müssen), 
ist stets zu messen an der »Washing-
toner Holocaust-Erklärung« aus dem 
Jahre . Mehr als vierzig Jahre nach 
Ende des sogenannten Dritten Reiches 
werden erstmals international verbind-
liche Vorschläge unterbreitet, wie wir 
mit Raubkunst – also der Kunst, die jü-
dischen Familien verfolgungsbedingt 
abhanden gekommen ist – umgehen. 
Eine vom BKM verfasste Handreichung 
konkretisiert die Forderung, bei Raub-
kunst eine Lösung zwischen den unter-
schiedlichen Interessen anzustreben, 
die – so der Wortlaut – »just and fair« 
ist. Die oft wirren Diskussionen um die 
Raubkunst verlieren oft die Grundlagen 
für Restitution aus den Augen.

Daher der Versuch, die Koordinaten 
die das Feld »Raubkunst und Restituti-
on« abgrenzen, zu zeichnen: 
. Die Washingtoner Holocaust-Er-
klärung ist für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlich, weil dieser 
Staat (wie viele andere) der Erklärung 
beigetreten ist und durch die »Hand-
reichung« sich selbst gebunden hat. Sie 
regelt, wie der (deutsche) Staat von den 
Nazis jüdischen Familien geraubtes Gut 
zu restituieren hat. 
. Die Washingtoner-Erklärung richtet 
sich nur – daran gibt es keinen Zweifel, 
auch wenn er immer wieder geäußert 
wird – an die öff entlichen Hände. Das 
heißt, Bund, Land und Kommunen 
sind verpfl ichtet, Werke, die jüdischen 
Familien verfolgungsbedingt abhand-
engekommen sind, zu restituieren. Ent-
gegen der Behauptung von Roland S. 
Lauder kenne ich (und nennt er) keinen 
Fall, bei dem ein staatlich getragenes 
Museum bei verfolgungsbedingtem 
Abhandenkommen von Kunstwerken 
die Restitution verweigert. Der Streit 
um die Rückgabeverpfl ichtung dreht 
sich nicht um die Frage, ob es diese 
bindende Verpfl ichtung gibt, sondern 
wann Kunstwerke »verfolgungsbedingt 
abhandengekommen« sind. Nicht jeder 

Verkauf eines Kunstwerkes nach  
in oder aus Deutschland war verfol-
gungsbedingt – freilich spricht wohl 
eine Vermutung dafür, dass Verkäufe 
von Kunstwerken aus jüdischen Fami-
lien nach  nicht freiwillig erfolgten. 
Ob Familien, die ihre Kunstwerke ins 
Ausland bringen konnten und von dort 
– aus fi nanzieller Not – Werke verkauft 
haben, auch hinsichtlich dieser Werke 
behaupten können, dass die Arbeiten 
(verfolgungsbedingt) abhandenge-
kommen (!) sind, darüber mag man 
treffl  ich streiten. Ein alter jüdischer 
Sammler in New York hat mir einmal 

gesagt: »Das weiß doch jeder, wir, die 
wir Bilder ins Ausland schaff en konn-
ten, haben damals von der Wand in den 
Mund gelebt«. Ob Arbeiten auch dann 
restituiert werden müssen, wenn die 
jüdischen Verkäufer einen nach damali-
gen Maßstäben (!) dem Wert der Arbeit 
entsprechenden Kaufpreis erhalten ha-
ben (und behalten durften, also nicht 
für die sogenannte Reichsfl uchtsteuer 
zurückgeben mussten), wird im jeden 
Einzelfall zu diskutieren sein. Auf die-
sen Feldern fi ndet die Auseinander-
setzung über Restituierungspflich-
ten statt. Höhe- (und Tief)punkt der 
Restitutionsfälle, die bisher diskutiert 
wurden, ist die Forderung amerikani-
scher Anwälte, den Welfenschatz zu 
restituieren. Obwohl dieser Schatz aus 
dem Ausland (wo er sich befand) von 
amerikanisch-jüdischen Anwälten an 
das Dritte Reich zum Höchstgebot und 
ohne einem Druck ausgesetzt gewesen 
zu sein verkauft wurde, der Kaufpreis 
gefl ossen ist, wird die Restitution dieses 
Welfenschatzes gefordert. Damit sind 
die Anspruchsteller an der sogenann-
ten Limbach-Kommission (erstmal mit 
ausführlicher Begründung versehen) 
gescheitert. Derartige Forderungen 
schaden der Diskussion und beschä-
digen die ernsthaften Restitutionsfor-
derungen!
. Wenngleich sich die Washingtoner-
Erklärung nur auf die öff entlichen Hän-
de bezieht, hat sie den Kunsthandel mit 
Werken aus Privatbesitz nachhaltig ver-
ändert. Denn hier erleben wir das, was 
wir Juristen die »normative Kraft des 
Faktischen« nennen: Kein Kunsthänd-
ler, kein Auktionshaus ist bereit, mit 
Werken zu handeln, deren Provenienz 
unklar ist. Die Eintragung eines Werkes 
in das Lost Art Register in Magdeburg 
schließt einen Handel mit solchen Wer-
ken praktisch aus. Der Besitzer (häufi g: 
der Eigentümer) eines solchen Werkes 
kann, solange dieser Eintrag besteht, 
nur auf den Verkauf verzichten und 
das Werk in seine Wohnräume hängen ‒ 

handeln kann er damit nicht. Ihm bleibt 
nur der Weg, mit dem Anspruchsteller 
zu einer Vereinbarung zu kommen, die 
die Umstände des Einzelfalles berück-
sichtigt und so eine »Entgiftung« dieses 
Werkes zu erreichen. Und auch dies ist 
zu bedenken: Wer heute ein Werk ei-
nem der großen internationalen Aukti-
onshäuser anbietet, muss erleben, dass 
diese die Versteigerung ebenso wie die 
Rückgabe des Werkes (!) verweigern, so-
bald Dritte Ansprüche anmelden (und 
dies ohne jede Schlüssigkeitsprüfung!)! 
Gerade in diesem privaten Bereich dürf-
te es kaum zwei Fälle geben, die man 
als »identisch« in der Ausgangssituati-
on und Problemlage bezeichnen kann. 
Umstände des Verkaufs (privat? in öf-
fentlichen Versteigerungen bei inter-
nationaler Beteiligung?), der Weg des 
Bildes (befi ndet er sich noch bei dem 
Erwerber aus den Jahren vor  oder 
hat es inzwischen ‒ oft mehrmals ‒ den 
Besitzer gewechselt?), der Kaufpreis, 
den der Besitzer gezahlt hat: Jede dieser 
Konstellationen wird unterschiedliche 
Antworten und Lösungen erforderlich 
machen. Und wie wollen wir den Fall 
lösen, wenn ein wegen der rassistischen 
Verfolgung erforderlicher Verkauf aus 
dem Jahre  an eine jüdische Fami-
lie erfolgte, die dann später – etwa in 
Holland – selbst wieder von den Nazis 
enteignet wurde? 
. Gerade die Vielfalt und Vielschich-
tigkeit der Probleme bei der Restitu-
tion von verfolgungsbedingt abhand-
engekommenen Kunstwerken macht 
das Geschrei nach einer gesetzlichen 
Regelung so sinnlos.

Roland S. Lauder lobt in seinem Vor-
trag Österreich, weil (nur) dieses Land 
ein Restitutionsgesetz erlassen hat. Er 
kann es nicht gelesen haben. Denn das 
österreichische Gesetz reduziert die 
gesetzlichen Ansprüche auf Museen 
im Bundeseigentum (und erstreckt sie 
nicht auf die übrigen Kommunalmuse-
en). Im Übrigen sagt das Gesetz nichts, 
was sich nicht in Deutschland längst 

praktiziert wird. Denn die Bundesre-
publik Deutschland und damit auch die 
staatlichen Museen werden sich nicht 
und haben sich nie auf Verjährung 
berufen, wenn Restitutionsansprüche 
geltend gemacht werden. Sie verfahren 

– die Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
ist dafür vorbildlich – streng nach den 
Vorschlägen der Washingtoner Holo-
caust-Erklärung.

Fazit: Für die Durchsetzung von 
Restitutionsansprüchen gegen staat-
liche Einrichtungen bedarf es keiner 
gesetzlichen Regelung. Und wie steht 
es um eine immer wieder geforderte ge-
setzliche Regelung für den Umgang mit 

Raubkunst, die sich im Privatbesitz be-
fi ndet? Sie scheitert schlicht daran, dass 
jeder Fall so anders liegt, und deshalb 
dieses Feld sich einer normativen, d.h. 
alle Raubkunstfälle einschließenden 
Regelung entzieht. Ein solches Gesetz 
wird eher eine »faire und gerechte« Lö-
sung verhindern als ihr den Weg dahin 
zu öff nen. Denn mit Erlass eines sol-
chen Gesetzes werden unvermeidlich 
auch Ansprüche ausgeschlossen, die 
restitutionswürdig sind und wegen ih-
rer atypischen Gestaltung gesetzlich gar 
nicht normiert werden können. 
. Und noch ein Wort zu der Verjäh-
rungsfrage: 
 • Der Freistaat Bayern hat – off ensicht-

lich als Kompensation für den aber-
witzigen Umgang mit der Sammlung 
Gurlitt – vorgeschlagen, ein Gesetz 
zu erlassen, das die Verjährungsfris-
ten (nur) bei Raubkunst ausschließt. 
Das »tönt« gut, ist aber die schiere 
Camoufl age. Ein Gesetz, das in be-

reits abgeschlossene Sachverhalte 
rückwirkend eingreift, also bereits 
verjährte Ansprüche für nichtverjährt 
erklären will, dürfte an dem verfas-
sungsrechtlichen Verbot rückwirken-
der Gesetze scheitern. 

 • Die oben beschriebene »normative 
Kraft des Faktischen« bei dem Pri-
vathandel mit geraubter Kunst macht 
eine Aufhebung der -jährigen Ver-
jährungsfrist überfl üssig.

 • Und der Fall Gurlitt ist auch ohne ge-
setzliche Regelung lösbar: Ihm wird 
die Berufung auf eine Verjährung bei 
Rückgabeforderungen versagt sein, 
weil er – Sohn des Mannes, dem die 
Nazis die Kunstwerke anvertraut ha-
ben – sich auf diesen Verjährungs-
einwand nicht berufen darf. Ganz 
abgesehen davon, dass Gurlitt ja 
off ensichtlich längst erklärt hat, die 
Grundsätze der Washingtoner Erklä-
rung auf Rückforderungsansprüche 
von in einem Besitz befi ndlichen Ar-
beiten anwenden (lassen) zu wollen, 
eine Erklärung, die auch die Erben 
binden dürfte, gleichgültig, ob Bern 
oder irgendwelche Anverwandten 
von Gurlitt das Erbe antreten. 

Fazit: Raubkunst, die heute noch in 
Museen und Behörden auftaucht, ist 
zu restituieren oder mit Vereinbarun-
gen einer Lösung zuzuführen, die für 
alle Beteiligten »just and fair« ist. Das 
gleiche gilt für Raubkunst, die im Pri-
vatbesitz sich befi ndet und in den Han-
del kommen soll. Herausgabeansprüche 
von Raubkunst im Privatbesitz werden 
sich nicht nur wegen der Verjährungs-
frage gerichtlich heute nicht mehr 
klären lassen, ein Handeln mit diesen 
Werken – also eine Geldquelle für die 
Besitzer dieser Werke zu schaff en – ist 
heute gar nicht mehr möglich.

Peter Raue ist Vorsitzender des 
Fachausschusses Steuern des 
Deutschen Kulturrates und 
Rechtsanwalt der Sozietät Raue 
in Berlin     
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Die Suche nach NS-Raubgut  
Zum Stand und zu den 
Perspektiven der 
Provenienzforschung

UWE HARTMANN

E ine besondere und hervorge-
hobene Dimension und Bedeu-
tung hat die Dokumentation der 

Provenienz in den vergangenen Jahren 
im Zusammenhang mit der Aufarbei-
tung des nationalsozialistischen Rau-
bes von Kunst- und Kulturgut erlangt. 
Insbesondere die Verfolgung und Er-
mordung der Juden in Deutschland 
und im besetzten Europa gingen mit 
Entziehungen, Zwangsverkäufen und 
Enteignungen von Privatbesitz in ei-
nem beispiellosen Ausmaß einher. Die 
von den Nationalsozialisten durchge-
führten »Arisierungen« schlossen die 
»Verwertungen« von Kunstsammlungen, 
Bibliotheken und Archiven der Verfolg-
ten und Ermordeten mit ein.

 waren  Staaten auf der »Wa-
shingtoner Konferenz über Vermögens-
werte aus der Zeit des Holocaust« über-
eingekommen, die Anstrengungen zur 
Auffi  ndung von NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut zu verstärken 
und »faire und gerechte Lösungen« im 
Umgang damit zu fi nden. Die verab-
schiedeten elf »Grundsätze in Bezug 
auf Kunstwerke, die von den National-
sozialisten beschlagnahmt wurden« 
mahnten die »Lösung off ener Fragen 
und Probleme im Zusammenhang mit 
den durch die Nationalsozialisten be-
schlagnahmten Kunstwerke« an. Die 
Forderungen nach der Identifi zierung 
der »Kunstwerke, die von den National-
sozialisten beschlagnahmt und in der 
Folge nicht zurückerstattet wurden«, 
nach der Öff nung der Archive für die 
Forschung und die Gewährung des Zu-
gangs zu den einschlägigen Unterlagen 
sowie nach der Bereitstellung von Per-
sonal und Mitteln für die Erfüllung der 
genannten Aufgaben bildeten den Kern 

dieser Vereinbarung. Mit der »Erklä-
rung der Bundesregierung, der Länder 
und der kommunalen Spitzenverbände 
zur Auffi  ndung und zur Rückgabe NS-
verfolgungsbedingt entzogenen Kul-
turgutes, insbesondere aus jüdischem 
Besitz« (»Gemeinsame Erklärung«) von 
 wurde eine von den »Washingtoner 
Grundsätzen« abgeleitete nationale Ab-
sichtserklärung verabschiedet, der  
mit der »Handreichung« ein Leitfaden 
für die deutschen öff entlichen Einrich-
tungen folgte. 

NS-verfolgungsbedingt entzogene 
Kulturgüter in öff entlichen Sammlun-
gen zu identifi zieren sowie die Besitz-
verhältnisse und Eigentumsansprüche 
an den Werken zu klären, ist die vorran-
gige Aufgabe der Provenienzforschung 
in Deutschland.

Die Umsetzung der aus der »Wa-
shingtoner Erklärung« resultierenden 
Verpflichtungen war und ist jedoch 
häufig mit Schwierigkeiten verbun-
den: Wie sollen Objekte Jahrzehnte 
später als NS-Raubgut identifiziert 
sowie die Umstände ihrer Erwerbung 
bzw. ihres Verlustes rekonstruiert und 
bewertet werden können, wenn zu den 
durch Verfolgung, Vertreibung, Krieg 
und Zerstörung entstandenen Über-
lieferungslücken in den vergangenen 
Jahren weitere hinzukamen oder zu 
bestimmten Archiven und Nachlässen 
kein Zugang gewährt wird? 

Provenienzforschung ist zeitauf-
wendig und personalintensiv. Die Ver-
pfl ichtung, sich den Anforderungen 
der »Washingtoner Prinzipien« und 
der »Gemeinsamen Erklärung« zu stel-
len, erfolgte zu einem Zeitpunkt, als 
Museen und andere öff entliche Kul-
tureinrichtungen in Deutschland zum 
Teil erhebliche Einsparungen an ihrer 
fi nanziellen Ausstattung hinnehmen 
mussten. Für diese Aufgaben entspre-
chende Mitarbeiterstellen einzurich-
ten – das ist seit  nur an wenigen 
Häusern gelungen: zunächst an der 
Hamburger Kunsthalle, es folgten die 

Staatlichen Museen zu Berlin, die Bay-
erischen Staatsgemäldesammlungen 
und die Stadt Köln. Die Staatlichen 
Kunstsammlungen Dresden erhielten 
mit der Finanzierung des Inventarisie-
rungs- und Provenienzforschungspro-
jektes »Daphne« eine bemerkenswerte 
Unterstützung durch die sächsische 
Staatsregierung.

Im Verlauf der kontrovers geführ-
ten Debatte um die Restitution des Ge-
mäldes »Berliner Straßenszene« von 
Ernst Ludwig Kirchner wurden  
auch die Defi zite bei der Erfüllung der 
durch die »Washingtoner Prinzipen« 
gestellten Aufgaben angesprochen. 
Kulturstaatsminister Bernd Neumann 
berief daraufhin eine Arbeitsgruppe 
zu Restitutionsfragen ein. Im Ergebnis 
der Beratungen wurde eine Stärkung 
der Provenienzforschung beschlossen 
und die Bereitstellung von einer Million 
Euro aus dem Haushalt des Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Kultur und 
Medien (BKM) für die Förderung von 
Projekten an deutschen öff entlichen 
Einrichtungen angekündigt.

Seit  stehen diese Mittel zur 
Verfügung. Im gleichen Jahr wurde die 
Arbeitsstelle für Provenienzforschung 
(AfP) gegründet und mit der Durchfüh-
rung des Antrags- und Vergabeverfah-
rens beauftragt. Die Finanzierung der 
Arbeitsstelle erfolgte durch jährliche 
Zuwendungen der Kulturstiftung der 
Länder (KSL) in Höhe von . 
Euro. 

 wurde die Summe der Förder-
mittel des BKM verdoppelt und die fi -
nanzielle Ausstattung der Arbeitsstelle 
 auf . Euro jährlich erhöht. 
Kurze Zeit nach ihrem Amtsantritt kün-
digte Kulturstaatsministerin Monika 
Grütters die Bereitstellung von vier Mil-
lionen Euro für die Projektförderung im 
Jahr  an.
In den vergangenen sechs Jahren konn-
ten  Projekte zur Aufarbeitung der 
Entziehung von Kunst- und Kultur-
gut während der Herrschaft der Na-

tionalsozialisten deutschlandweit an 
 Einrichtungen unterstützt werden. 
Die Fördermittel des Bundes wurden 
in jedem Jahr ausgeschöpft. Somit lässt 
sich die Bilanz ziehen, dass Politik und 
Kultur in Deutschland in der Umset-
zung der »Washingtoner Prinzipien« 
seit  in der Breite wie in der Tiefe 
schneller und weiter vorangekommen 
sind als in den Jahren zuvor. Und doch 
liegt der weitaus größere Teil der zu 
leistenden Arbeit noch vor uns. 

Eine Umfrage des Instituts für Muse-
umsforschung bei den Staatlichen Mu-
seen zu Berlin, an dem die Arbeitsstelle 

für Provenienzforschung angesiedelt 
ist, verdeutlichte die Dimension: . 
von . beteiligten Einrichtungen ga-
ben an, Sammlungen oder Objekte zu 
besitzen, die vor  entstanden bzw. 
geschaff en wurden und als Zugang nach 
 dokumentiert sind. Die Klärung 
der Erwerbsumstände und die Identi-
fi zierung der Vorbesitzer dürften also 
allein in diesen Museen einen großen 
Forschungsbedarf begründen. 

Die Suche nach NS-Raubgut in öf-
fentlichen Einrichtungen in Deutsch-
land kann heute bis auf wenige Ausnah-
men allein auf Erfahrungen und Ergeb-
nisse zurückgreifen, die in Kunstsamm-
lungen und kulturhistorischen Museen 
sowie in Bibliotheken gesammelt und 
erzielt wurden. Hierauf gründeten 
sich auch die Beratungsangebote der 
Arbeitsstelle hinsichtlich einer Vermitt-
lung von »Best-Practice-Modellen«. Für 
die Aufarbeitung verfolgungsbedingter 
Verluste bspw. von naturkundlichen 
Exponaten, die sich möglicherweise 
seit Jahrzehnten in Museen oder Uni-
versitätsinstituten befi nden, müssen 

Pilotprojekte erst noch entwickelt 
werden. Der sogenannte »Schwabinger 
Kunstfund« bzw. der »Fall Gurlitt« war 
Anlass, die öff entliche Diskussion um 
den angemessenen Umgang mit die sem 
Kapitel deutscher Geschichte und dem 
damit in Verbindung stehenden Teil des 
kulturellen Erbes in einer Intensität wie 
zu keinem Zeitpunkt zuvor zu führen. 

Kulturstaatsministerin Grütters hat 
am . Januar dieses Jahres vor den Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages 
von der »Unerträglichkeit« gesprochen, 
die daher rührt, dass »sich immer noch 
Nazi-Raubkunst in deutschen Museen 
befi ndet«. Gleichzeitig kündigte sie die 
Bündelung und nachhaltige Stärkung 
der »Aktivitäten von Bund, Ländern 
und Kommunen in den Bereichen Pro-
venienzforschung und Restitution« an. 
Institutionell soll sich die Bündelung 
und weitere Stärkung in der Gründung 
eines »Deutschen Zentrums Kulturgut-
verluste« – so der »Arbeitstitel« dieses 
neuen Projekts – verwirklichen, in dem 
die Koordinierungsstelle Magdeburg 
und die Arbeitsstelle für Provenienz-
forschung künftig gemeinsam ihre 
Aufgaben wahrnehmen werden. Viele 
und große Erwartungen sind seitdem 
mit der Etablierung dieses Zentrums 
verbunden.

Politik und Kultur müssen sich auch 
zukünftig gegenseitig in die Pfl icht 
nehmen, damit die öff entlichen Ein-
richtungen ihrer Verantwortung bei 
der Identifi zierung von NS-Raubgut 
in ihren Sammlungsbeständen gerecht 
werden. Das schließt ein, dass sie in die 
Lage versetzt werden, ihre Verantwor-
tung wahrzunehmen. 

  
Uwe Hartmann ist Leiter der Arbeits-
stelle für Provenienzforschung beim 
Institut für Museumsforschung der 
Staatlichen Museen zu Berlin – Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz

Im Netz unter www.arbeitsstelle-
provenienzforschung.de

Verantwortung 
ernst nehmen

Das Kulturquintett!

Kulturelle Vielfalt leben:
Chancen und Herausforderungen 
inter kultureller Bildung
ISBN: ----,  S., € ,

Arbeitsmarkt Kultur: 
Vom Nischenmarkt zur 
Boombranche
ISBN: ----,  S., € ,

Disputationen I: 
Refl exionen zum 
Reformations jubiläum 
ISBN: ----,  S., € ,

Islam · Kultur · Politik

ISBN: ----,  S., € ,

Kulturpolitik auf den Punkt 
gebracht: Kommentare und Begriff e 
von Olaf Zimmermann
ISBN: ----,  S., € ,

Herausgegeben von Olaf Zimmermann und Theo Geißler.

Vorwort
–  Annette Schavan: Grußwort der Bundesministerin  

für Bildung und Forschung / S. 15

–  Max Fuchs: Zum kontinuierlichen Dialog  
beitragen. Strukturbedingungen für nachhaltige  
kulturelle Bildung / S. 16

Einleitung
–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  

Kulturelle Vielfalt leben. Chancen und Herausforde - 
rungen inter kultureller Bildung – Rückblick auf  
das Projekt »Strukturbedingungen für nachhaltige  
interkulturelle Bildung« / S. 21

Stellungnahmen
–  Lernorte interkultureller Bildung. Außerschulische Kultur- 

und Bildungsorte. Stellungnahme vom .. / S. 35

–  Lernorte interkultureller Bildung im vorschulischen und 
schulischen Kontext. Stellungnahme vom .. / S. 40

Vielfalt als Reichtum
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 47

–  Christine M. Merkel: Brücke oder Dynamit?  
Provokation zum interkulturellen Dialog.  
Weltgipfel Kunst und Kultur tagte in Afrika / S. 49

–  Max Fuchs: Kulturelle Bildung hat Fahrt aufge- 
nommen. Eine gute Bilanz der zweiten UNESCO-  Welt-
konferenz für kulturelle Bildung in Seoul / S. 52

–  Joachim Reiss: Vielfalt und Gegensätze in Belem. 
 Weltkongress theaterpädagogischer  Organisationen  
in Brasilien / S. 57

–  Max Fuchs: Risse im Paradies? Integrationsprobleme  
in Kanada und eine politische Antwort / S. 60

–  Barbara Gessler-Dünchem: Zur Vielfalt in Europa   
stehen. Das Europäische Jahr für den Interkulturellen 
 Dialog  / S. 64

–  Max Fuchs: Vielfalt als Reichtum?  
Über den Zusammenhang von Vielfalt, Migration  
und Integration / S. 67

–  Christian Höppner: Transkulturalität: Fata Morgana  
oder Realität? / S. 70

–  Christian Höppner: Transkulturelle Kommunikation:  
Ich und Du. Containerland Deutschland / S. 74

–  Andreas Freudenberg: Plädoyer für die Stadt  
der  Diversität.  Jahre Einwanderungsgesellschaft  
beginnen in Deutschland zu wirken / S. 77

Migrationsgeschichte
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 83

–  Katrin Göring-Eckardt: Heimat – Wir suchen noch / S. 85

–  Rita Süssmuth: Eingewandert nach Deutschland. 
 Anfragen an eine Kultur des Zusammenlebens / S. 88

–  Vural Öger:  Jahre Migration aus der Türkei / S. 92

–  Max Fuchs: Viel wurde erreicht / S. 95

–  Gülay Kizilocak: Etappen der türkischen  
Migrations geschichte / S. 97

–  Olaf Zimmermann: Türkische Migranten. Teilhabe  
an Kunst und Kultur und die Last der deutschen  
Geschichte / S. 100

–  Didem Yüksel: Herzlichen Glückwunsch!  
Sie sind Teil der Gesellschaft / S. 103

–  Mehmet Çalli: Eine Erfolgsgeschichte. Fremde  
wird zur neuen Heimat / S. 106

– Kristin Bäßler: Türkische Migration heute / S. 108

Von der Ausländer- zur Integrationspolitik
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 111

–  Olaf Zimmermann: Feuerwehr sucht Migranten / S. 113

–  Wolfgang Barth: Pisa-Schock und ein veränderter  
Bildungsbegriff. Kulturelle Bildung in einer 
Einwanderungs gesellschaft, die eigentlich keine  
sein möchte / S. 117

–  Roberto Alborino: Grundlagen von  
Integrations prozessen / S. 121

–  Andreas Damelang: Die Potenziale der  
Zuwanderung nutzen / S. 124

–  Kristin Bäßler: Es geht um die Gemeinsamkeiten. 
 Resultate des . Integrationsgipfels im Kanzleramt / S. 127

–  Max Fuchs: Vom NIP zum NAP. Eine Bewertung des 
.  Integrationsgipfels der Bundesregierung / S. 131

–  Memet Kılıç: Interkulturalität ist Zukunft und Heraus-
forderung. Zu den Aufgaben des Bundeszuwanderungs- 
und Integrationsrates / S. 134

–  Sidar A. Demirdögen: Ein Koffer voller Hoffnungen. 
 Aktuelle Integrationspolitik in Deutschland / S. 137

–  Ergun Can: Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen / S. 141

–  Birgit Jagusch: Rechtliche Grundlagen für  
Ausländervereine / S. 144

Von anderen lernen
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 149

–  Olaf Zimmermann: Nachhaltige interkulturelle  
Bildung / S. 152

–  Susanne Huth: Interkulturelle Perspektive. Dialog und 
Kooperation mit Migrantenorganisationen / S. 155

–  Karin Haist: Partizipation = Dazugehören.  
Über die  Integrationsaktivitäten der Körber-Stiftung / S. 159

–  Harald Löhlein: Zusammenarbeit mit Migranten-
organisationen. Erfahrungen im Paritätischen Wohl-
fahrtsverband / S. 162

–  Martin Affolderbach: Ich singe mein Lied in  
fremdem Land. Kultur und Migrationsgemeinden / S. 165

–  Ritva Prinz: Kulturvermittlung braucht  
Gemeinschaft / S. 168

–  Maria Ringler: International, binational und  
multi kulturell. Beziehungen und Partnerschaften  
über Grenzen hinweg / S. 171

–  Valentina L’Abbate: Die Muttersprache ist ein  
kultureller Schatz. Das CGIL-Bildungswerk: Integration 
von  Migrantenfamilien erleichtern / S. 175

–  Sidar A. Demirdögen: In mehreren Kulturen  
zuhause. Bundesverband der Migrantinnen  
in Deutschland e.V. / S. 178

–  Berrin Alpbek: Vereint für Eltern und Kinder.  
Die  Föderation der Türkischen Eltern vereine in 
 Deutschland / S. 181

–  Vicente Riesgo Alonso: Selbstorganisation als  
Grundlage des Erfolgs. Bund der Spanischen Eltern- 
vereine in Deutschland / S. 184

–  Witold Kaminski: Szenenwechsel. Jugendliche  
im  interkulturellen und interreligiösen Dialog / S. 188

–  Kenan Küçük: Jenseits von Folklore und Tee.  
Interkulturelle Bildung in Migrantenorganisationen  
am Beispiel des Multikulturellen Forums / S. 191

–  Heike Kübler und Rüdiger Stenzel: Integration durch 
Sport und Musik. Ein kreativer Lösungsansatz / S. 194

Kulturelle  
Vielfalt leben:
Chancen und Heraus-
forderungen inter-
kultureller Bildung
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Vorwort
–  Olaf Zimmermann: Vom Nischenmarkt  

zur Boombranche / S. 15

Einleitung
–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 19

Arbeitsmarkt Kultur: Eine erste Annäherung
–  Max Fuchs: Kulturberufe und der flexible  

Kapitalismus. Notizen zum Arbeitsmarkt Kultur  
und Leseempfehlungen / S. 23

–  Max Fuchs: Die Entdeckung der Kreativität in der 
 Kulturpolitik. Hinweise zur Karriere einer politischen 
 Leitformel / S. 26

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Karla Fohrbeck  
und Andreas Joh. Wiesand: Wie alles begann:  
Zwei Blicke auf die Gründerjahre / S. 30

–  Hans-Jürgen Blinn: Die Zukunft unserer Arbeit. 
 Kulturdienstleistungen in Zeiten der Globalisierung / S. 39

–  Olaf Zimmermann: Wachstumsbranche Kultur –  
aber unter welchen Bedingungen / S. 43

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  
Wert der Kreativität. Kulturwirtschaft muss in Künstler-
innen und Künstler investieren / S. 49

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Gerhard Pfennig: 
Den Wert der Kreativität in Heller und Pfennig  
bemessen / S. 52

–  Thomas Flierl: Initiative für Kulturarbeit in Berlin.  
Der öffentliche Beschäftigungssektor Kultur, ÖBS / S. 58

–  Johannes Klapper: Künstler vermitteln Künstler.  
Die Zentrale Bühnen-, Fernseh- und Filmvermittlung (ZBF) 
und die Künstlerdienste (KD) / S. 61

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz: Bundeskultur-
wirtschaftsbericht. Ein Anfang wurde gemacht / S. 64

Kulturberufe – Ein Blick in die Sparten
–  Gerald Mertens: Die Orchesterlandschaft in Deutschland. 

Überlegungen zu Stand und künftiger Entwicklung / S. 73

–  Gerald Mertens: Philharmonisches Paradies? Arbeits-
markt- und Berufssituation von Orchestermusikern / S. 77

–  Wolf Steinweg: Ein problematischer Königsweg.  
Die arbeitsrechtlichen Auswirkungen der Privatisierung 
von Musikschulen / S. 80

–  Christian Handke und Peter James: Ein starker Partner 
der heimischen Kreativen. Die Independents / S. 83

–  Günter Jeschonnek: Förderstrukturen des Freien 
 Theaters. Deutlichere Unterstützung durch die Politik 
gefordert / S. 86

–  Azadeh Sharifi: Akademie postmigrantischer Theater-
kunst. Ein Plädoyer für mehr Teilhabe / S. 89

–  Michael Freundt: Mobilität Tanz – ein Politikum.  
Der Tanzbereich muss sich in den Dialog mit der Politik 
 begeben / S. 92

–  Cornelia Dümcke: Transition Zentrum TANZ. 
 Gründungsinitiative zur Umsetzung einer Empfehlung der 
Enquete-Kommission »Kultur in Deutschland« / S. 95

–  Imre Török: Zwischen Melonen und Kulturen. 
Ist die »Gastliteratur« in den deutschen  Literaturbetrieb 
 integriert worden? / S. 98

–  Barbara Haack im Gespräch mit Imre Török:  
Die Verlage sind nicht unser Feind / S. 102

–  Carla Meyer: Herausforderungen und Fährnisse eines 
Berufs. Gedanken zum Freien Lektorat / S. 107

–  Barbara Haack: Vom Verlag zum Medien-Unternehmen. 
Rolle und Aufgaben von Verlagen im digitalen Zeitalter aus 
Sicht eines kleinen Fachverlags / S. 110

–  Barbara Haack im Gespräch mit Alexander Skipsis: 
Aus den Fehlern der Musikindustrie lernen / S. 113

–  Werner Schaub: Kunst für die Öffentlichkeit.  
Der Bund und die Kunst am Bau / S. 118

–  Bogislav von Wentzel: Galeristen: Viel Glanz – viel 
Schatten. Im Alter zu oft Havarie – Schluss mit lustig / S. 121

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Klaus Gerrit Friese: 
Qualität statt Hype. Spitzenstellung deutscher  
Galerien / S. 123

–  Klaus Gerrit Friese: Was sich alles ändern muss.  
Ein Plädoyer aus Galeristensicht / S. 129

–  Ulla Walter: Was sich alles ändern muss – Eine Replik. 
Eine Künstlersicht auf eine Galeristensicht / S. 132

–  Werner Schaub: Wer gegen wen? Eine Antwort auf  
einen Text von Klaus Gerrit Friese in Politik & Kultur 
/ / S. 134

–  Olaf Zimmermann: Mehr Gerechtigkeit für die Galerien! 
Galeristen sind: gnadenlose Indivi dualisten, schlechte 
Unter nehmer und  absolut unverzichtbar / S. 136

–  Birgit Maria Sturm im Gespräch mit Michael Werner: 
»Ich wollte meine eigenen Hierarchien« / S. 139

–  Thomas Welter: Arbeitsmarkt Baukultur: Wie sieht  
er wirklich aus? Hintergründe und Analysen / S. 148

–  Nicoline-Maria Bauers und Titus Kockel:  
Arbeitsmarkt Denkmalpflege / S. 151

–  Michael C. Recker: Kulturberuf zwischen  
Wissenschaft und Kunst. Fällt die Berufsgruppe  
der Restauratoren durchs Raster? / S. 155

–  Volker Schaible: Auseinandersetzung mit dem Original. 
Zur Situation der  Restauratoren in Deutschland / S. 158

–  Mechthild Noll-Minor: Erhaltung und Pflege  
des  Kulturerbes. Der Beruf des Restaurators / S. 161

–  Henning Krause: Wir nennen es Armut.  
Zum Einkommen von Kommunikationsdesignern / S. 164

–  Marjan Parvand: Neue Deutsche Medienmacher / S. 167

–  Ulrich Blum und Andrea Meyer: Der Weg des Spiels auf 
den Spieltisch. Das Spiel auf dem Weg zum Spieler / S. 170

–  Michael Bhatty: Dramaturgie der Gewalt.  
Betrachtungen eines Computerspiele-Entwicklers  / S. 173

–  Andreas Kämpf: Großer Erfolg auf tönernen  
Füßen. Karriere im Soziokulturellen Zentrum setzt 
 Risikofreude voraus / S. 177

–  Birgit Mandel und Nicole Kubasa: Strategien zeit-
genössischer Kunst. »Mobiles Atelier – Kunstprojekte für 
 Kindergärten« in Hannover / S. 180

Ausbildung in Kulturberufen
–  Angelika Bühler: Talent allein genügt nicht.  

Wie  Künstler erfolgreich Karriere machen / S. 185

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Karl Ermert:  
Vom Bohren dicker  Bretter. Von der Erfolgsgeschichte  
der Bundesakademie Wolfenbüttel / S. 188

–  Olaf Zimmermann: Vom Nutzen der Nutzlosigkeit / S. 193

–  Margret Wintermantel: Hohe Sichtbarkeit. Die Situation 
der Geisteswissenschaften in Deutschland / S. 195

–  Marcus Beiner: Reflexion und Spitzenleistung.  
Vier Wissenschaftsförderer schaffen  Erfolgsbedingungen 
»pro Geisteswissenschaft« / S. 198

Arbeitsmarkt 
Kultur: 
Vom Nischenmarkt  
zur Boombranche
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Vorwort und Einleitung
–  Stephan Dorgerloh, Stefan Rhein und  

Olaf Zimmermann: Disputationen I:  
Reflexionen zum Reformationsjubiläum  / S. 11

–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 13

Der lange Weg zum Reformationsjubiläum
–  Stefan Rhein: Vom Thesenanschlag zur  

Lutherdekade. Das Reformationsjubiläum   
als Einladung zum Diskurs / S. 17

–  Stephan Dorgerloh: Von freien Christen und  
mündigen Bürgern. Luthers Reformation / S. 20

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Udo Dahmen: 
 Reformation und Musik als Chance / S. 23

–  Dieter Georg Herbst: Am Anfang war das Wort –  
und was kommt danach? / S. 25

Der kultur- und religionspolitische Blick des Bundes
–  Bernd Neumann: Enormer Bildungsschub.  

Das Reformationsjubiläum  / S. 29

–  Siegmund Ehrmann: Was lange währt,  
wird endlich gut … / S. 30

–  Ingrid Fischbach: Luther  —  Jahre  
Reformation / S. 31

–  Raju Sharma:  neue Thesen / S. 33

–  Stefan Ruppert: Initiativen vernetzen und  
Ressourcen zielgerichtet bündeln.  
Neues zur Reform ationsforschung / S. 34

Reformationsjubiläum –  
auch gegen den Strich gebürstet
–  Petra Bahr: Lob des Geheimnisses – Luther lesen!  

Vom »falsch Zeugnisreden«: Medienrevolutionen  
und ihre  Folgen / S. 37

–  Wolfgang Böhmer: Luthers Wirkungsspur ist breit.  
Von der Reformation zum Kulturprotestantismus / S. 39

–  André Brie: Für einen Häretiker / S. 41

–  Stephan Dorgerloh: Wird  ein Melanchthonjahr?  
Die Lutherdekade eröffnet ihr nächstes Themenjahr 
 »Reformation und Bildung« / S. 43

–  Torsten Ehrke: Schluss mit der Luther-Apologie / S. 47

–  Kerstin Griese: Reformation und Bildung?  
Reformation durch Bildung! / S. 51

–  Hermann Gröhe: Die Gegenwartsbedeutung der 
 Losungen. Zum . Todestag Nikolaus Ludwig von 
 Zinzendorfs / S. 53

–  Wolfgang Huber: Die Ambivalenz des Reformators / S. 56

–  Margot Käßmann: Im Kontext unserer Zeit.  
Das Reformationsjubiläum  und die politische 
 Dimension des Freiheitsbegriffes / S. 58

–  Michael Kretschmer: Ein Ereignis von internationaler 
Relevanz. Das Reformationsjubiläum  / S. 61

–  Volker Leppin: Luther  – eine ökumenische 
 Chance / S. 63

–  Athina Lexutt: Das Lob der Anfechtung / S. 65

–  Christoph Markschies: Womöglich mit wuchtigen 
 Hammerschlägen / S. 68

–  Christoph Matschie: Die Reformation war eine 
 Bildungs-Bewegung. Philipp Melanchthon –  
Weggefährte Luthers und »praeceptor Germaniae« / S. 70

–  Regine Möbius: Mein Luther – ihr Luther? / S. 72

–  Johann Michael Möller: Die Präsenz der 
Reformation / S. 75

–  Bernd Neumann: Das Reformationsjubiläum   
als Chance begreifen. Das kirchliche Kulturengagement 
rückt stärker ins öffentliche Bewusstsein / S. 77

–  Cornelia Pieper: Von Wittenberg in die Welt.  
Die Lutherdekade in der Auswärtigen  Kultur- und 
 Bildungspolitik / S. 80

–  Peter Reifenberg: … ein glühender Backofen  
voller Liebe / S. 82

–  Georg Ruppelt: Thron und Altar / S. 85

–  Stephan Schaede: Luther gehört uns nicht / S. 87

–  Olaf Zimmermann: Luther gehört euch wirklich  
nicht! Evangelische Kirche sollte ihre Tore weit,  
sehr weit öffnen  / S. 90

–  Heinz Schilling: Luther historisch einordnen / S. 92

–  Friedrich Schorlemmer: »Die ganze Welt ist in der 
 Habsucht ersoffen wie in einer Sintflut«. Über  gemeinen 
Nutz und Wucher bei Martin Luther / S. 96

–  Rupert Graf Strachwitz: Luther und der Staat.  
Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesell- 
schaft bekennen? / S. 99

–  Johannes Süßmann: Heute würde Luther twittern. 
 Reformation und Neue Medien / S. 102

–  Olaf Zimmermann: Die Sprache ist Deutsch.  
Martin Luther hätte wohl für die Aufnahme von  
Deutsch ins Grundgesetz plädiert / S. 104

Anhang: Anträge und Debatten im Deutschen 
 Bundestag zum Reformationsjubiläum
–  Reformationsjubiläum  als welthistorisches  

Ereignis würdigen. Antrag der CDU/CSU und  
der SPD-Bundestagsfraktion / S. 107

–  Reformationsjubiläum  als welthistorisches  
Ereignis würdigen. Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Tourismus (. Ausschuss) / S. 112

–  Die Luther-Dekade – und die Vorbereitung  
auf das Reformationsjubiläum . Öffentliches  
Gespräch des Ausschusses für Kultur und Medien / S. 114

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Antrag der CDU/CSU-,  
der SPD-, der FDP-Bundestagsfraktion und der  
Bundestagsfraktion von Bündnis /Die Grünen / S. 126

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Beschlussempfehlung und  
Bericht des Ausschusses für Kultur und Medien  
(. Ausschuss) / S. 132

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Auszug aus dem Plenar- 
protokoll vom . Oktober  / S. 135

–  Die Autoren / S. 152

Disputationen I: 
Reflexionen  
zum Reformations - 
jubiläum 
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Vorwort und Einleitung
–  Olaf Zimmermann: Die beste Pizza von Jerusalem / S. 19

–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 20

Wie alles anfing … und dann fortgesetzt wurde
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Es geht nicht um 
Restitution, sondern 
um Transparenz der 
Erwerbsumstände der 
Objekte 
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Historische Bienenbeute
Provenienzforschung betriff t nicht nur Kunstmuseen und Bibliotheken

SIMON RENKERT

B ienenwohnungen als Untersu-
chungsobjekte einer Proveni-
enzforschung? Das klingt unge-

wöhnlich. Doch die Frage der Herkunft 
von Kulturgütern betriff t längst nicht 
nur die großen Kunstmuseen oder Bi-
bliotheken. Auch naturwissenschaftli-
che sowie ethnologische Museen und 
Institute waren an den Raub- und 
Beutezügen der Nationalsozialisten 
beteiligt und bereicherten ihre Samm-
lungen. Inwieweit dies für die bienen-
kundliche Armbruster-Sammlung des 
Berliner Museums Domäne Dahlem 
zutriff t, wird nun im Rahmen eines von 
der Arbeitsstelle für Provenienzfor-
schung geförderten Forschungspro-
jekts untersucht.

Anlass war der Fund eines Aufrufs 
in einer Fachzeitschrift für Imker aus 
dem Jahr . Darin heißt es, alle 
»Imkerkameraden« im Felde sollen 
Bienenbeuten und imkerliche Ge-
rätschaften sammeln, »insbesondere 
Material aus allen besetzten Gebie-

ten wie Norwegen, Belgien, Holland, 
Frankreich, Polen«. Eine Reihe von 
Stroh- und Holzbeuten, Geräte und 
eine Klotzbeute seien so bereits 
eine »Ergänzung der umfangreichen 
Sammlung des Instituts für Bienen-
kunde in Berlin-Dahlem« geworden. 
Der Aufruf stammt von einem Mitar-
beiter des Zoologischen Instituts der 
Friedrich-Wilhelms-Universität Ber-
lin, dem Bienengärtner Erich Mieth-
ke. Er selbst habe in Polen, aber auch 
in Frankreich »in zerstörten Ständen 
oder im Trümmerschutt der Häuser 
manch originellen Korb und Gerät« 
gefunden und nach Berlin versandt. 
Im Bestand der Armbruster-Samm-

lung, die heute etwa  Objekte 
umfasst, befi nden sich nachweislich 
Gegenstände aus den von der deut-
schen Wehrmacht besetzten Gebieten. 
Darüber geben unter anderem hand-
schriftliche Notizen, befestigt an Bie-
nenkörben, Auskunft. Doch wie viele 
Objekte aufgrund des Aufrufs oder 
überhaupt während des »Dritten Rei-
ches« in die Sammlung gelangten, ist 
unklar. Zugangs- und Inventarbücher 
sind – wie so häufi g bei Provenienz-
recherchen – durch Kriegsgeschehen 
zerstört, eine zeitliche Zuordnung der 
Objekte schwer.  In den letzten neunzig 
Jahren hatte die Sammlung ohnehin 
eine bewegte und wechselvolle Ver-
gangenheit, auch ihr Erhalt war zeit-
weilig bedroht.

Doch der Reihe nach. Die später 
nach ihrem Begründer, dem Zoolo-
gen Ludwig Armbruster (–) 
benannte bienenkundliche Sammlung 
ist eine der größten und bedeutends-
ten Deutschlands. Armbruster hatte 
ein umfassend historisches Interes-
se an der Bienenkunde. Nicht zuletzt 
aufgrund einiger »exotischer« auslän-
discher Exponate – eine chinesische 
Walze, ein tropischer Cycadeenstamm 
– ist die Sammlung damals wie heute 
von besonderem kulturgeschichtli-
chem Wert. Mit der Sammeltätigkeit 
begann er Anfang der er-Jahre, 
etwa in der Zeit, in der er vom Kaiser-
Wilhelm-Institut für Biologie an die 
Berliner Landwirtschaftliche Hoch-
schule wechselte und Direktor des 
neugegründeten Instituts für Bie-
nenkunde in Berlin-Dahlem wurde. 
Es war das erste Forschungsinstitut 
in Preußen, das der hohen volkswirt-
schaftlichen Bedeutung der Imkerei 
Rechnung trug. Seine im Institutsgar-
ten untergebrachte Sammlung präsen-
tierte er Imkern, Interessierten und 
internationalen Wissenschaftlern.

Den Aufstieg der Nationalsozialis-
ten beäugte Armbruster kritisch, er 
mokierte sich über die rüpelhaften 
Auftritte der SA in der Universität. 
Sein Einsatz für jüdische Studenten 

– er stellte ihnen Zeugnisse für die Aus-
reise nach Palästina aus – wurde ihm 
wohl zum Verhängnis, als die Univer-

sität ihn  aufgrund des »Berufsbe-
amtengesetzes« zwangspensionierte. 
Die französische Militärregierung 
erkannte ihm  zwar den Status 
eines Gegners des Naziregimes zu, 
eine neue universitäre Stelle erhielt 
er im Nachkriegsdeutschland aber 
nicht. Profi tiert von der Absetzung 
Armbrusters hatte der Zoologe Wer-
ner Ulrich, der das »große Vergnügen« 
hatte, seinen bisherigen Chef »in ho-
hem Bogen rausfl iegen zu sehen«. In 
der Folge wurde das Institut zu einer 
Abteilung umstrukturiert und verlor 
stark an Bedeutung. Nach dem Krieg 
wurde Ulrich Direktor des Berliner 
Zoologischen Museums. Aber nicht nur 
Ulrich profi tierte; die freigewordene 
Ordinarienstelle Armbrusters wurde 
in einen Lehrstuhl für Ackerbau und 
Landbaupolitik umgewandelt und an 
den nationalsozialistischen Agrarwis-
senschaftler Konrad Meyer vergeben, 
dem Vordenker des berüchtigten »Ge-
neralplans Ost«.

Die bienenkundliche Sammlung 
verblieb nach  am Institut in 
Dahlem. Werner Ulrich, Mitglied im 
SS-Ahnenerbe, führte sie fort, unter 
anderem mit den bereits erwähnten 
Einsendungen seines Institutskolle-
gen Miethke. Ludwig Armbruster re-
klamierte in seiner Autobiografi e  
Teile der Sammlung als sein Privatei-
gentum. Welche Gegenstände vor  
und welche danach in den Bestand ge-
langten, also eine Rekonstruktion der 
Sammlung und ihres Konzeptes, ist 
Aufgabe der aktuellen Untersuchung. 
Von Interesse ist auch, ob Armbruster 
die Sammlung NS-verfolgungsbedingt 
entzogen wurde. Das Hauptziel des 
Provenienzprojekts ist dabei nicht – 
und hier unterscheidet es sich von 
anderen – die Auffi  ndung von Erben 
oder eine Restitution der Objekte. Zu 
einem ethisch verantwortungsvollen 
Umgang mit der Armbruster-Samm-
lung allerdings gehört die Klärung der 
Erwerbsumstände und Eigentumsver-
hältnisse ihrer Objekte.

Simon Renkert ist Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter im Museum Domäne 
Dahlem

Provenienzforschung
Eine alte, fast vergessene 
akademische Disziplin – 
wiederbelebt an der Freien 
Universität Berlin

MEIKE HOFFMANN

A ngesichts der Debatten um 
spektakuläre Raubkunstfäl-
le, die in den letzten Jahr-
zehnten immer wieder die 

Öff entlichkeit bewegen, könnte man 
meinen, Provenienzforschung sei eine 
noch junge Disziplin der Wissenschaft. 
Dem ist mitnichten so. Seitdem sich 
im . Jahrhundert Kunstgeschichte 
zu einer Fachwissenschaft an Uni-
versitäten etabliert hatte, gehörte 
Provenienzforschung zur methodisch 
defi nierten Annäherung an den Un-
tersuchungsgegenstand. Mit Blick auf 
die Herkunft der Werke und den spä-
teren Verbleib wurden Daten erhoben, 
die – ergänzend zu den Objektangaben 

– quasi den Lebenslauf eines Kunstwer-
kes darstellen. In dieser Form wurde 
Provenienzforschung zunächst für die 
Authentifi zierung und Nobilitierung 
von Kunstwerken herangezogen. Der 
Nachweis des Eigentums stand noch 
nicht im Vordergrund. Das Problem der 
Fälschungen wurde allerdings seit jeher 
mitbedacht. Eine lückenlose Proveni-
enz, die bis zum Schöpfer zurückführte, 
enthob das Werk von Verdachtsmomen-
ten; gehörte es zudem zur Sammlung 
eines Fürsten, wurde damit auch das 
Kunstwerk selbst geadelt.

Provenienzforschung galt in diesen 
frühen Jahren als eine Hilfswissenschaft, 
das Hauptaugenmerk eines Kunsthisto-
rikers lag auf der stilistischen Analyse. 
Um die Wende zum . Jahrhundert 
kamen philosophische Aspekte zur In-
terpretation von Kunstwerken hinzu. 
Die Provenienzforschung rückte mehr 
und mehr in den Hintergrund. Bald war 
niemand mehr an Fragen interessiert, 
woher ein Kunstwerk kam und welche 
Sammlungsstationen es durchwandert 
hatte, bis die Nationalsozialisten mit 
ihrem perfi den System von Beschlag-
nahmen, Zwangsenteignungen und 
Beutezügen in den besetzten Gebieten 
die größte Verlagerung von Kulturgü-
tern verursachten, die jemals stattge-
funden hatte.

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
dauerte es weitere  Jahre bis die 
Ausbildung in Provenienzforschung 
an Universitäten wiederbelebt wurde. 
Die Washingtoner Konferenz zu Vermö-
genswerten aus der Zeit des Holocaust 
im Jahr  hat weltweit zu einer ge-
wandelten Wahrnehmung des Problem-
feldes geführt und eine neue Ära der 
Provenienzforschung heraufbeschwo-
ren. Doch obwohl die Bundesregierung, 
die Länder und kommunalen Spitzen-
verbände in Deutschland die aus der 
Konferenz resultierende »Gemeinsame 
Erklärung«  unterzeichnet haben, 
konnte Provenienzforschung zunächst 
nur in Hamburg (Kunsthalle), München 
(Bayerische Staatsgemäldesammlun-
gen) und Berlin (Staatliche Musen zu 
Berlin) als ein fester Bestandteil in die 
Museumsarbeit eingebunden werden.

Heute hat sich die Lage deutlich 
verbessert. In mehr als  Museen, 
Archiven und Bibliotheken werden 
proaktiv die Sammlungsbestände auf 
einen NS-verfolgungsbedingten Er-
werbshintergrund untersucht. Das ist 
im Wesentlichen den Fördermitteln 
aus dem Haushalt des Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM) zu verdanken. Seit  werden 
dafür Gelder zur Verfügung gestellt. Im 
gleichen Jahr ist die Arbeitsstelle für 
Provenienzforschung (AfP) beim Insti-
tut für Museumsforschung der Staatli-
chen Museen zu Berlin – Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz gegründet worden. 
Sie ist mit der Vergabe der Fördermittel 

beauftragt und begleitet die vielfach 
aufwendigen und komplexen Forschun-
gen der Einzelprojekte in den öff entli-
chen Einrichtungen Deutschlands.

Diese erfreuliche Entwicklung kon-
frontiert uns mit einem neuen Problem: 
dem ansteigenden Bedarf an gut aus-
gebildeten Rechercheuren. Während 
die Forschung zu NS-Provenienzen an-
fangs allein Sache von Autodidakten 
war, steht heute außer Zweifel, dass wir 
spezielle Ausbildungsprogramme dafür 
benötigen. Seit Sommer  bietet die 
Freie Universität Berlin weltweit das 
erste Modul zur Provenienzforschung 
an. Es besteht aus drei konsekutiv 
aufeinander aufbauenden Lehrveran-
staltungen: einer Ringvorlesung, ei-
nem Seminar und einem Tutorium in 
Archivrecherche, komplettiert durch 
ein begleitendes Abendprogramm und 
das Angebot von Volontariaten in Auk-
tionshäusern, Archiven und Museen. 
Schon vorher konnten Interessierte 
gelegentlich Veranstaltungen zum The-
menbereich an verschiedenen Univer-
sitäten besuchen. Das Neue und bisher 
Einmalige am Berliner Angebot ist die 
Regelmäßigkeit, mit der es stattfi ndet. 
Jedes Wintersemester beginnt ein neuer 
Turnus. Außerdem ist das Modul in der 
Prüfungsordnung des Fachbereichs für 
Geschichts- und Kunstwissenschaften 
verankert. Erst damit ist die Ausbildung 
für Studierende planbar und sind deren 
Leistungen zertifi zierbar.

Das Modul führt in die Grundlagen 
der Provenienzforschung ein sowie in 
die wissenschaftlichen Diskurse zur 
Terminologie und zu Methodenfragen. 
Darüber hinaus wird den Studierenden 
die politische, juristische und mora-
lisch-ethische Dimension vermittelt. 
Das inhaltliche Konzept wurde von der 
Forschungsstelle »Entartete Kunst« 
(FsEK) an der FU in Kooperation mit 
der AfP erarbeitet. Es umfasst sechs 
breite Themenfelder: Historisches 
Spektrum, Auswirkungen der NS- Kul-
turpolitik, Wiedergutmachung und 
Entschädigung, Berichte aus der Praxis, 
Kunst und Recht, Quellen und Doku-
mentation. Der erste theoretische Teil 
der Ausbildung ist Voraussetzung für 
die Teilnahme an dem zweiten Teil, in 
dem das Erlernte praktisch angewendet 
wird: In Berliner Archiven erhalten die 
Studierenden zunächst eine quellen-
kundliche Einführung, um danach Do-
kumente eigenständig auswerten und 
anhand der Daten die Geschichte von 
Kunsthandlungen sowie die Wege der 
Werke nachvollziehen zu können.

Für das Modul setzt die FsEK sowohl 
Kunsthistoriker und Historiker als auch 
Archivare, Bibliothekare und Juristen ein. 
Als Gastdozenten beteiligen sich Mit-
glieder aus dem Arbeitskreis für Prove-
nienzforscher, Leiter und Mitarbeiter der 
Koordinierungsstelle Magdeburg, des 
Zentralarchivs der Staatlichen Museen 
zu Berlin, des BKM, des Bundesamtes 
für zentrale Dienste und off ene Vermö-
gensfragen sowie aus dem internationa-
len Kunsthandel. Die interdisziplinäre 
Ausrichtung, die Einbindung zahlreicher 
Experten und der Praxisbezug bilden die 
ideale Basis einer erfolgreichen Ausbil-
dung zur Provenienzforschung. Seit Be-
ginn des Moduls hat sich die Nachfrage 
von Studierenden aus ganz Deutschland 
und darüber hinaus aus den Nachbarlän-
dern und den USA stark vergrößert. Wur-
den die Lehrveranstaltungen zunächst 
nur im Rahmen der allgemeinen Berufs-
vorbereitung für Bachelorstudierende 
angeboten, stehen sie mittlerweile auch 
Masterstudierenden aller Fachsemester 
off en. Bis heute konnte die FsEK zahl-
reiche Absolventen in erste Stellen zum 
Berufseinstieg vermitteln und gilt mit-
hin als »Jobgenerator«.

Allgemein hat sich das Lehrangebot 
zur Provenienzforschung in jüngster 
Zeit vergrößert. In Dresden, Düsseldorf, 

Ludwig Armbruster (rechts) und der japanische Wissenschaftler Yoshinubo Tokuda vor dem Dahlemer Institusgebäude Fortsetzung auf Seite                   
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Hamburg, München, Köln und ander-
orts ist das Thema an den Universi-
täten angekommen. Hervorzuheben 
sind die Oldenburger Aktivitäten. Hier 
greifen Angebote des Landesmuseums 
für Kunst und Kulturgeschichte und 
der Carl von Ossietzky Universität 
ineinander. Einblick in die Proveni-
enzforschung erhalten sowohl Be-
sucherinnen und Besucher als auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Landesmuseums und darüber hinaus 
Auszubildende und Studierende. Ver-
mittlung, Ausbildung, Fortbildung – 
Provenienzforschung in diesen drei 
Ausrichtungen gilt es vermehrt zu 
fördern. Vor allem muss die Zusam-

menarbeit zwischen den einzelnen 
Institutionen  gestärkt werden, um 
brachliegende Synergieeffekte zu 
nutzen. In Washington D.C. und Prag 
sind Projekte geplant, mit denen die 
Erfahrungen aller Länder auf dem 
Gebiet gebündelt und der Austausch 
untereinander befl ügelt werden soll. 
Hier ist der Fokus bereits auf die glo-
bale Herausforderung gerichtet, der 
wir uns in Zukunft stellen müssen.

Meike Hoff mann ist Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin und Projekt-
koordinatorin der Forschungsstelle 
»Entartete Kunst« an der Freien 
Universität Berlin

Fortsetzung von Seite 

Handschriftlich annotiertes Versteigerungsprotokoll Adolf Weinmüllers vom ./. Juni  mit »Lämmle« als Einlieferer

Kunstmarktforschung
Die Kunstgeschichte er-
schließt ein neues Feld

JOHANNES NATHAN

A ls es nach ersten Presseartikeln 
im Fall Gurlitt weithin an Exper-
ten mangelte, die die plötzlich 

drängenden Fragen zu beantworten 
vermochten, wurde rasch klar, dass die 
kunsthistorische Landkarte in diesen 
Bereichen – gemeint sind Provenienz- 
und Kunstmarktforschung – noch viele 
weiße Flecken aufweist. Zweifellos hät-
te die Veröff entlichung der Sammlung 
Gurlitt die Fachwelt weniger unerwar-
tet und weniger heftig getroff en, wenn 
die Erforschung des Kunstmarktes und 
seiner Geschichte nicht über weite Stre-
cken als nebensächlich eingestuft wor-
den wäre – übrigens auch vom Autor 
dieser Zeilen, der seine erste Lehrtä-
tigkeit ganz anderen Themen widmete 
und erst nach Übernahme der familiä-
ren Kunsthandlung die historische Di-
mension des Kunstmarkts zu ergründen 
begann.

Das Fach Kunstgeschichte hat den 
Blick auf den Markt lange gescheut. Die 
Tatsache, dass bildende Künstler meist 
in einem merkantilen Umfeld agierten 
und immer noch agieren, empfand man 
als Widerspruch zu den ideellen Werten, 
die ihren Werken zugeschrieben wer-
den. Die Wirkungen des Kunstmarktes 
auf die Kunstgeschichte wurden daher 
über weite Strecken ausgeblendet, ein 
Umdenken fand erst im letzten Viertel 
des . Jahrhunderts mit Erscheinen 
einiger bahnbrechender Studien – etwa 
von Francis Haskell oder Svetlana Al-
pers – statt. Seither befasst sich eine 
stetig wachsende Zahl von Publikatio-
nen mit der Geschichte von regionalen 
Märkten und einzelnen Marktakteu-
ren; ein erster Höhepunkt dieser neuen 
Sichtweise war die große monographi-
sche Ausstellung, die das Metropolitan 
Museum in New York gemeinsam mit 
dem Art Institute in Chicago und dem 
Musée d’Orsay in Paris vor wenigen 
Jahren dem legendären Pariser Kunst-
händler Ambroise Vollard (-) 
widmete.

Vollards Leben und Wirken fällt in 
die Epoche des französischen Impres-
sionismus und Post-Impressionismus, 
deren Rezeption – darin ist sich die 
kunsthistorische Forschung längst ei-
nig – maßgeblich von herausragenden 
Galeristen mitbestimmt wurde. Weniger 
bekannt ist, dass der Kunsthandel auch 
zu anderen Zeiten und in anderen Län-
dern entscheidende Impulse zur Ver-
breitung neuer Ausdrucksformen gab 
und mit seinen weitgespannten Netz-
werken überdies den immer größeren 
Hunger nach Kunst in Europa befeuerte. 
Der Handel mit Druckgrafi k zum Bei-
spiel fungierte über Jahrhunderte als 
überragendes Vehikel der Verbreitung 
von neuen Bildern und Stilrichtungen; 
oft war er auch Ausgangspunkt für die 
Nachfrage nach Gemälden, Skulptu-

ren und Architektur. Angesichts einer 
wachsenden Bilderfl ut waren es nicht 
zuletzt Marktakteure wie der Pariser 
Kunsthändler Edme-François Gersaint 
(-; sein sog. »Ladenschild« 
von Watteau hängt heute im Berli-
ner Schloss Charlottenburg), die den 
Sammlern von Druckgrafi k Orientie-
rungshilfen in Form von Katalogpu-
blikationen und Werkverzeichnissen 
boten und damit zur Entstehung einer 
wissenschaftlichen Kunstgeschichte 
beitrugen.

Als sich die junge universitäre 
Kunstgeschichte im . Jahrhundert 
als gleichwertige Disziplin neben der 
viel älteren Geschichtswissenschaft 
zu etablieren suchte, war sie aus nahe 
liegenden Gründen befl issen, ihre Ver-
bindungen in die als unwissenschaft-
lich empfundene Welt des Handels 
aus dem Blickfeld zu rücken – und 
dies, obgleich der Austausch zwischen 
Kunstgeschichte und Kunstmarkt gera-
de auf dem Gebiet der Kennerschaft nie 
abgerissen, ja vielmehr bis heute fester 
Bestandteil der Grundlagenforschung 
bei der Sichtung des überlieferten Kul-
turgutes geblieben ist.

Vielleicht führte gerade die Tatsa-
che, dass enge Verbindungen einzel-
ner Kunsthistoriker zum Kunsthandel 

gerne verschwiegen wurden, zu ge-
legentlichen Missständen in diesem 
Bereich. Zu denken ist etwa an den 
hochbegabten aber schillernden Kenner 
der italienischen Renaissance Bernard 
Berenson (-), der über weite 
Strecken seiner Laufbahn eng mit dem 
überragenden Händler Joseph Duveen 
(-) zusammenarbeitete. Die 
daraus entstehende gegenseitige Ab-
hängigkeit wurde nicht nur von den In-
volvierten sondern auch von der Nach-
welt lange verschwiegen und erst gegen 
Ende des letzten Jahrhunderts begann 
die Forschung damit, die merkantilen 
Aspekte von Berensons Kennerschaft 
unter die Lupe zu nehmen, wobei frühe 
Veröff entlichungen zu diesem Thema 
von zum Teil heftigen Diskussionen 
begleitet wurden.

Solche Interdependenzen zwischen 
Handel und Wissenschaft bilden nur 
einen von vielen Themenbereichen, die 
sich für die weitere Recherche anbie-
ten. Zunächst sollte sich die Forschung 
in diesem Feld allerdings besonders 
den Grundlagen zuwenden, und zwar 
weil die Materialien zur Geschichte 
des Kunstmarkts mangels Achtsam-
keit vielerorts in alle Winde verstreut 
wurden, sofern sie nicht ganz verloren 
gingen. Zu denken ist hier nicht nur an 
die Archive der einzelnen Firmen und 
Marktakteure, sondern auch an deren 
kommerzielle Publikationen wie Auk-
tions- und Ausstellungskataloge, die in 
den öff entlichen Bibliotheken meist nur 
sehr lückenhaft vorhanden sind und die 
unbedingt in einer zentralen Datenbank 
erfasst werden sollten. Ein vielverspre-
chender Anfang hierzu wurde mit der 
Digitalisierung von Auktionskatalogen 
der Jahre - durch die Kunstbi-
bliothek der SMB Berlin, die Universi-
tätsbibliothek Heidelberg und das Getty 
Research Institute gemacht. Aktuell 
wird das Projekt auf die Jahre -
 ausgeweitet. Es gilt also, die vor-
handenen Materialien in öff entlichen 
Institutionen weiterhin zu erschließen 
und die Eigentümer von Privatarchiven 
zu einer Öff nung derselben zu bewegen. 
Hilfestellung bieten hier etwa das – u.a. 

vom Bundesverband Deutscher Galeri-
en geförderte – Zentralarchiv des Inter-
nationalen Kunsthandels in Köln oder 
das Germanische Nationalmuseum in 
Nürnberg.

An den Universitäten ist in den 
letzten Jahren in Bezug auf die Er-
forschung des Marktes eine spürbare 
Aufbruchsstimmung zu beobachten. 
Vielleicht steht diese auch im Zusam-
menhang mit der Neustrukturierung 
der Studiengänge, denn der Wunsch 
nach praxisbezogener Lehre wird 

– auch seitens der Studierenden – im-
mer häufi ger geäußert. Noch werden 
direkt auf den Kunstmarkt und seine 
Geschichte ausgerichtete Lehrange-
bote allerdings gerne außerhalb des 
eigentlichen kunsthistorischen Cur-
riculums angesiedelt, so etwa an der 
FU Berlin oder an der Universität Zü-
rich, wo Studiengänge zum Kunstmarkt 
Teil eines Weiterbildungsangebots 
sind. Gleichzeitig besteht an vielen 
Instituten aber durchaus das Interes-
se, gezielte Lehrveranstaltungen zum 
Kunstmarkt und seiner Geschichte in 
den Lehrplan zu integrieren, sofern 
dies möglich ist – denn der Mangel an 
ausgewiesenen Lehrkräften auf diesem 
Gebiet setzt solchen Absichten noch 
enge Grenzen. An der TU Berlin wird 
mit dem Forum Kunst und Markt genau 
diesem Umstand Rechnung getragen, 
indem sich diese Forschungsplattform 
besonders an den Nachwuchs wendet. 
Derweil wurden an den Universitäten 
Düsseldorf und Köln jüngst Juniorpro-
fessuren mit Schwerpunkt Kunstmarkt 
eingerichtet, während das Zentralins-
titut für Kunstgeschichte in München 
einen Forschungsschwerpunkt der 
Geschichte des Kunsthandels widmet. 
Erfreulicherweise stößt das Thema 
auf ausgesprochene Resonanz, denn 
eine stetig steigende Zahl von Master-
Arbeiten und Dissertationen befasst 
sich mit Themen, die sich direkt oder 
indirekt auf den Kunstmarkt beziehen.

Zu Recht sind im Zusammenhang 
mit dem Fall Gurlitt auch Rufe nach 
Lehrangeboten zur Provenienzfor-
schung laut geworden, wobei dieses 

Feld aufs Engste mit dem Kunstmarkt 
verwoben ist, eine sinnvolle Ausbil-
dung somit auch ein Verständnis der 
Abläufe im Kunstmarkt vermitteln 
sollte. Nicht nur hilft Hintergrundwis-
sen zum Kunsthandel dabei, die Plau-
sibilität unterschiedlicher Szenarien 
zum Besitzerwechsel einzelner Objekte 
besser einschätzen zu können; ein brei-
teres Verständnis der Marktströmungen 
liefert dem Provenienzforscher auch 
wichtige Indizien zur »Großwetterlage«, 
in der Verkäufe stattgefunden haben.

Das Erarbeiten und Vermitteln des 
historischen Kontexts von Objektge-
schichte gehört zur Kernkompetenz 
von Museen, und obwohl gewisse 
Institutionen auf dem Feld der Her-
kunftsforschung mit internen wie ex-
ternen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatten – und zum Teil noch haben –, 
sind hier mittlerweile etliche zu he-
rausragenden Kompetenzträgern ge-
worden. In diesem Umfeld entstehen 
auch aussichtsreiche Ansätze für eine 
vertiefte Zusammenarbeit mit den 
Universitäten in Lehre und Forschung, 
etwa bei der Sichtung von Archivali-
en oder einzelnen Werkkomplexen im 
Zusammenhang mit Projektseminaren 

– Entwicklungen, die der Verband Deut-
scher Kunsthistoriker (VDK) in einer 
vor Kurzem zum Fall Gurlitt organisier-
ten Veranstaltung erörtert und ermu-
tigt hat (ein Mitschnitt fi ndet sich auf 
der Homepage des VDK, www.kunst-
historiker.org). Es wäre höchst wün-
schenswert, wenn die öff entliche Hand 
gezielt Gelder für die Unterstützung 
solcher Initiativen im Einzelnen und 
für die Förderung der Kunstmarktfor-
schung im Allgemeinen zur Verfügung 
stellte. Mit einer Stärkung dieses auch 
international erst wenig erschlossenen 
Feldes ließe sich aus der Not des Falles 
Gurlitt auch eine forschungspolitische 
Tugend machen.

Johannes Nathan ist Kunsthändler 
und Vorstandsmitglied des Kunst-
handelsverbandes der Schweiz sowie 
Mitbegründer des Forums Kunst und 
Markt an der TU Berlin
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NS-Bücherraub
Ein vernachlässigter Aspekt in der Raubgutdebatte

GEORG RUPPELT

E nde des letzten Jahres er-
schien eine der wichtigsten 
Publikationen zum Thema NS-
Bücherraub: Cornelia Briels 

umfangreiche Untersuchung über die 
Reichstauschstelle in Berlin. Diese im 
Gebäude der Staatsbibliothek unterge-
brachte Institution spielte eine zentrale 
Rolle in der Verwertung beschlagnahm-
ter, erpresster und erbeuteter Bücher in 
einer Zeit, in der die Deutschen mehr-
heitlich und viele wohl auch begeistert 
und engagiert im Sinne des Nationalso-
zialismus dachten und handelten. Die 
Untersuchung erschien in einer Ge-
genwart, die das Thema NS-Raubgut 
in Politik, Medien und Öff entlichkeit 
in bisher nie gekannter Intensität und 
Extensität diskutiert (Cornelia Briel: 
Beschlagnahmt, erpresst, erbeutet. NS-
Raubgut, Reichstauschstelle und Preu-
ßische Staatsbibliothek zwischen  
und . Akademie Verlag). 

Spektakuläre Fälle von plötzlich 
aufgetauchten, raubkunstverdäch-
tigen Sammlungen und deren fi nan-
zieller Wert machen seit gut einem 
halben Jahr mit einem Mal ein Thema 
in breitem Maße öff entlich und gesell-
schaftsfähig, über das Jahrzehnte lang 
in den Medien geschwiegen oder das 
verharmlost wurde. Und auch jetzt steht 
in der öff entlichen Diskussion weni-
ger das unfassbare Geschehen aus der 
ersten Hälfte des . Jahrhunderts im 
Vordergrund, sondern vor allem auch 
der fi nanzielle Wert der aufgetauchten 
Kunst – so erscheint es wenigstens dem 
Schreiber dieser Zeilen.

Von dem in der Regel nicht so hoch-
wertigen geraubten Kulturgut Buch 
wird deutlich weniger gesprochen, aber 
es wird von ihm gesprochen, wie das 
rechts abgebildete Buch und manches 
andere zeigen. Das aber war nicht im-
mer so! Der Verfasser, der in Hannover 
vier internationale Symposien zum 
Thema NS-Raubgut realisieren konnte, 
schrieb  in einer Dokumentation 
zur vierten Tagung, die in Hannover 

und Bergen-Belsen stattfand, über 
seine oft frustrierenden Erfahrungen:

»Gegen Ende der er-Jahre des ver-
gangenen Jahrhunderts, noch vor der 
Washingtoner Erklärung von , ver-
suchte der Verfasser dieses Rückblicks, 
der damals Verantwortung in mehreren 
bundesweit agierenden bibliothekari-
schen und kulturpolitischen Verbänden 
trug, die Frage nach geraubtem jüdi-
schen Buchbesitz in deutschen Bib-
liotheken im Rahmen einer größeren, 
möglichst internationalen Veranstal-
tung zu thematisieren. 

Die Antworten, die er auf seine 
Vorschläge zu hören bekam, waren oft 
abweisend, und zwar vor allem mit fol-
genden drei Begründungen. Die erste 
lautete, dass dies doch schon alles er-
ledigt sei durch die sogenannte Wie-
dergutmachung in den er-Jahren. Die 
zweite Begründung bestand aus Hin-
weisen auf die unzureichende materi-
elle wie personelle Ausstattung der gro-
ßen wissenschaftlichen Bibliotheken. 
Man war dabei durchaus der Meinung, 
dass hier ein gewisser Handlungsbe-
darf bestehe, dass die Bibliotheken 
aber weder die Zeit noch das Personal 
hätten, zusätzliche Arbeiten dieser Art 
durchzuführen – Argumente, die bei der 
chronischen Unterausstattung deut-
scher wissenschaftlicher Bibliotheken 
nicht von der Hand zu weisen waren. 
Eine dritte seltenere Begründung war 
der Hinweis, man müsse, wenn man die 

Provenienz dieser Bestände untersuche, 
dann auch die Bibliotheksbestände in 
Augenschein nehmen und restituieren, 
die durch die Bodenreform in der DDR 
in öff entlichen Besitz gekommen sei-
en. […]

Musste man es Anfang des neuen 
Jahrhunderts noch begründen, wenn 
man sich nicht nur auf abstrakter Ebe-
ne mit dem Thema ‚Nationalsozialisti-
sches Raubgut in Bibliotheken, Archi-
ven und Museen‘ beschäftigen und etwa 
zusätzliche Gelder einwerben wollte, 
so sehen sich etwa zehn Jahre später 
diejenigen in einer Begründungspfl icht, 
die sich dieser Aufgabe nicht oder nur 
ungenügend stellen. […] Wesentlich ha-
ben zu einem Wandel dieser Sichtweise 
die ideelle Unterstützung wie die mate-
riellen Mittel beigetragen, die der Bun-
desbeauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien (BKM) bereitstellte.« 
(NS-Raubgut in Museen, Bibliotheken 
und Archiven. Klostermann . Son-
derband der Zeitschrift für Bibliotheks-
wesen und Bibliographie .)

Diese vor zwei Jahren fi xierte Zu-
standsbeschreibung bedarf im Jahr  
einer Ergänzung, denn die jetzige Bun-
desregierung und ihre Beauftragte für 
Kultur und Medien stellen gemeinsam 
mit den Ländern im laufenden Jahr er-
heblich größere Mittel und verbesserte 
organisatorische Bedingungen für die 
Raubkunstforschung und -restitution 
zur Verfügung, als dies jemals der Fall 
war.

Bei allen notwenigen Forschungen 
und bei der Umsetzung der Ergebnisse 
muss auch immer im Blick bleiben, dass 
hinter allen geraubten Kunstwerken 
und Büchern die Menschen nicht ver-
gessen werden dürfen, denen sie ge-
raubt wurden. Habent sua fata libelli 

– Bücher haben ihre Schicksale, ebenso 
wie die Menschen, die sie geschrieben, 
produziert und gelesen haben. Das 
Vierte Hannoversche Kolloquium fand 
aus gutem Grund in Hannover und Ber-
gen-Belsen statt, also am Ort der Gräu-
eltaten an vielen tausend Menschen, 
denen einmal Bücher geraubt wurden. 
Es empfiehlt sich daher, neben der 
Kenntnisnahme akribischer historischer 
und notwendigerweise nüchtern-emo-
tionsloser wissenschaftlicher Unter-
suchungen auch immer einmal wieder 
in ein Buch wie »Der gelbe Stern« von 
Gerhard Schoenberger hineinzuschau-
en, das kürzlich neu aufgelegt wurde.

Welches Ausmaß die nationalsozia-
listischen Bücher-Raubzüge hatten, zu 
denen wir auch die der Wehrmacht zäh-
len müssen, lässt sich allein erahnen, 
wenn man die vielsagenden Überschrif-
ten der zahlreichen Unterkapitel in dem 
Briel‘schen Band liest, z. B. »Die Bücher 
aus den Berliner ‚Judenwohnungen‘«, 
»Die ‚Dubletten‘ aus der Westraumbi-
bliothek Metz«, »Die Erwerbung der 
Bibliothek der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands«, »Der Zugang von 
NS-Raubgut nach dem Überfall auf Po-
len« usw. usw. Trotz der vorliegenden 
Tatsachenbeschreibungen ist es für den 
Verfasser wieder einmal unfassbar, dass 
all dieses in nur zwölf Jahren bzw. sechs 
Kriegsjahren hat geschehen können.

In einer der besten und aktuells-
ten Zusammenfassungen zum Thema 
»NS-Raubgut in Museen, Bibliotheken 
und Archiven. Restitution, universitä-
re Forschung und Provenienzrecher-
che« vom Mai  beschreibt Regine 
Dehnel auch eingehend den Umgang 
deutscher Bibliotheken mit NS-Raubgut 
(www.zeitgeschichte-online.de/thema/
ns-raubgut-museen-bibliotheken-und-
archiven). Sie berichtet von den Anfän-
gen in wenigen Bibliotheken und von 
dem beharrlichen Wirken einzelner en-
gagierter Bibliothekarinnen und Biblio-
thekare. »Als eine Art Standard gilt in-
zwischen, dass Rechercheergebnisse zu 

NS-Raubgut in Bibliotheken Eingang 
in die Online-Kataloge fi nden oder auf 
speziellen Seiten der Bibliotheken im 
Internet dokumentiert werden. Zu nen-
nen sind hier u. a. die Online-Kataloge 
der Herzogin Anna Amalia Bibliothek in 
Weimar, der Staatsbibliothek zu Berlin, 
der Gottfried Wilhelm Leibniz Biblio-
thek, der Universitätsbibliothek Leipzig 
sowie die Internetseiten der Staats- und 
Universität Bremen, der Universitäts-
bibliothek Marburg, der Nürnberger 
Stadtbibliothek und der Berliner Zen-
tral- und Landesbibliothek.«

Dehnel beschreibt dann die mühsa-
me Suche nach Provenienzmerkmalen 
in den Altakten der Bibliotheken oder 
auch die noch mühsamere Prüfung von 
ganzen Bestandsgruppen »aus den Tie-
fen der Büchermagazine« per Autopsie 

— eine Arbeit, die in der Regel nur mit 
zusätzlichem, etwa durch Projekte ein-
geworbenem Fachpersonal möglich ist. 
Die Größenordnungen bewegen sich 
dabei oft im fünf- bis sechsstelligen Be-

reich. So wurden in der Gottfried Wil-
helm Leibniz Bibliothek in zwei Jahren 
. Einträge in den verschiedenen 
Zugangsbüchern überprüft und in der 

Zentral- und Landesbibliothek in Berlin 
müssen über . Bücher überprüft 
werden.

Dehnel: »Zu bedenken ist, dass 
durchschnittlich in maximal zehn Pro-
zent der autopsierten Bücher wirklich 
Kennzeichen, also Spuren vorhanden 
und erhalten geblieben sind, die auf 
frühere Eigentümer verweisen. Bei 
einer großen Anzahl von Büchern ist 
das maximal zu Erreichende letztlich 
die Feststellung, dass der Verdacht auf 
NS-Raubgut nicht ausgeräumt werden 
konnte, sich aber nicht klar belegen 

lässt. Rückgaben von Büchern sind 
so immer noch möglich, wie einzelne 
Beispiele belegen. Sie werden jedoch 
zunehmend die Ausnahme bleiben bzw. 
nur noch Institutionen oder Organisa-
tionen betreff en können.«

Doch die Menge der restituierten Bü-
chersammlungen oder der materielle 
Wert der einzelnen Bücher ist oft nicht 
das Wichtigste bei einer Restitution. Im 
Jahr  konnte die Gottfried Wilhelm 
Leibniz Bibliothek einen illustrierten 
Almanach in einer kleinen Veranstal-
tung an den betagten Nachfahren eines 
von den Nationalsozialisten ermorde-
ten Hannoveraner Kaufmanns zurück-
geben. Der Besucher aus Großbritanni-
en nahm es tief bewegt entgegen. Es war 
buchstäblich die einzige noch existente 
materielle Erinnerung an seinen Vor-
fahren.

Georg Ruppelt ist Direktor der 
Gottfried Wilhelm Leibnitz Bibliothek 
Hannover

Im Einband des Buches »Bruderworte aus fünfzig Jahren« fi ndet sich neben der persönlichen Widmung »Chanukka  
als Glückwunsch und Gruß!« auch der Stempel »NSDAP-Gau Südhannover-Braunschweig – Gauschulungsamt«

Bisher keine systema-
tische Aufarbeitung

Die Spurensuche 
gestaltet sich oft 
schwierig
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Ein wertvolles Serviceinstrument für 
Institutionen und Privatpersonen
Die Koordinierungsstelle 
Magdeburg dokumentiert 
Such- und Fundmeldungen
zu NS-Raubkunst oder 
Beutekunst

MICHAEL FRANZ

N icht erst der im November 
 bekannt gewordene 
»Schwabinger Kunstfund« 
illustriert die nach wie vor 

hohe nationale und internationale 
Relevanz der Thematik um die »NS-
Raubkunst«, also die NS-verfolgungs-
bedingt entzogenen Kulturgüter. Blickt 
man nur wenige Jahre zurück, fallen ei-
nem sogleich auch die entsprechenden 
Auseinandersetzungen um das Gemäl-
de »Straßenszene« von Ernst Ludwig 
Kirchner, die Plakatsammlung Sachs 
und der »Welfenschatz« ein. 

Im Zusammenhang mit der NS-Raub-
kunst bzw. der Beutekunst – darunter 
fasst man die infolge des Zweiten Welt-
kriegs verbrachten Kulturgüter – nimmt 
die  gegründete und seit  vom 
Bund und allen Ländern gemeinsam 
getragene Koordinierungsstelle Mag-
deburg unterschiedliche Fachaufgaben 
wahr. Unter ihrer Leitlinie »Service 

– Dokumentation – Transparenz« hat 
sie ein mittlerweile breit gefächertes 
Serviceangebot entwickelt, das die Kul-
turgut bewahrenden Einrichtungen und 
Personen in ihrer Arbeit unterstützt: 

So hat die Koordinierungsstelle, 
deren Arbeit von einem Fachbeirat 
mit Vertretern kulturgutbewahrender 
Einrichtungen begleitet wird, neben 
Checklisten etwa zur Museumsethik 
und Archivethik eine Buchreihe zu 
NS-Raubkunst, Beutekunst, jüdischem 
Mäzenatentum bzw. Kulturgüterschutz 
und Tagungen wie beispielsweise die 
Länder-Weiterbildungsveranstaltungs-
reihe »Verantwortung wahrnehmen« 
oder ‒ im Juni  ‒ das in dieser Form 
erste einwöchige internationale »Pro-
venance Research Training Program« 
in Magdeburg realisiert. Weiterhin 
fungiert die Koordinierungsstelle als 
Geschäftsstelle der »Beratenden Kom-
mission im Zusammenhang mit der 
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt ent-
zogener Kulturgüter, insbesondere aus 
jüdischem Besitz«. Diese Kommission, 
der Jutta Limbach vorsitzt und der unter 
anderem Richard von Weizsäcker, Rita 
Süssmuth und Hans Otto Bräutigam 
angehören, wirkt als Mediatorin und 
gibt Empfehlungen in Auseinanderset-
zungen um NS-Raubkunst. Schließlich 
obliegt der Koordinierungsstelle die 
Fachadministration der Bund-Länder-
Website www.kulturgutschutz-deutsch-
land.de, die als Herzstück die sechzehn 
deutschen Verzeichnisse national wert-
vollen Kulturgutes umfasst. 

… www.lostart.de … 

Im Mittelpunkt der Arbeit der Koordi-
nierungsstelle steht die Dokumentati-
on von Such- und Fundmeldungen zu 
NS-Raubkunst oder Beutekunst über 
die Internet-Datenbank www.lostart.de. 
Grundlage hierfür ist insbesondere der 

Auftrag der Schaff ung von Transparenz, 
der sich aus Nr.  der internationalen 
»Grundsätze der Washingtoner Konfe-
renz in Bezug auf Kunstwerke, die von 
den Nationalsozialisten beschlagnahmt 
wurden« von  und Nr. III der deut-
schen »Erklärung der Bundesregierung, 
der Länder und der kommunalen Spit-
zenverbände zur Auffi  ndung und zur 
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt ent-
zogenen Kulturgutes, insbesondere aus 
jüdischem Besitz« von , ergibt. 

Mittlerweile finden sich in www.
lostart.de insgesamt über . de-
tailliert und mehrere Millionen summa-
risch beschriebene Objekte in Form von 
Such- und Fundmeldungen von mehr 
als . in- und ausländischen Ein-
richtungen und Personen. Dabei refl ek-
tiert der Anstieg der Fundmeldungen 
deutscher Einrichtungen von Februar 
 mit damals ca.  Objekten auf 
nunmehr über . Gegenstände 
nicht nur einen veränderten Umgang 
mit NS-Raubkunst, sondern auch die 
Ergebnisse infolge der seit  bun-
desseitig zur Verfügung gestellten fi -
nanziellen Unterstützung der Prove-
nienzforschung. 

Betrachtet man diese Daten näher, 
fällt – am Beispiel Berliner Institutio-
nen – Folgendes auf: 

Zum einen sind zahlreiche Berliner 
Institutionen mit Kriegsverlusten in 
www.lostart.de verzeichnet wie etwa 
die Akademie der Künste, die Archen-
hold-Sternwarte Berlin-Treptow, die 
Berliner Gesellschaft für Anthropo-
logie, Ethnologie und Urgeschichte 
e.V, die Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft, das Deut-
sche Institut für Internationale Päd-

agogische Forschung, das Historische 
Archiv der Königlichen Porzellan-Ma-
nufaktur KPM, die Jüdische Gemeinde 
zu Berlin, die Katholische Kirche, die 
Moltke-Stiftung, die Stiftung Deutsches 
Historisches Museum, die Technische 
Fachhochschule Berlin, die Technische 
Universität Berlin, die Universität der 
Künste und das Museum Charlotten-
burg-Wilmersdorf.

Neben diesen Suchmeldungen fi n-
den sich auch Fundmeldungen in www.
lostart.de; bleibt man auch hier bei Ber-
lin, können die Berlin-Brandenburgi-
sche Akademie der Wissenschaften, Der 
Regierende Bürgermeister von Berlin, 
der Deutsche Bundestag, das Mitte 
Museum, die Stiftung Neue Synagoge 
Berlin ‒ Centrum Judaicum und das 
Museum Charlottenburg-Wilmersdorf /
Villa Oppenheim genannt werden. 

Daneben gibt es auch Schnittmen-
gen, d.h. – ebenfalls am Beispiel Berlin 

– Einrichtungen, die sowohl Suchmel-
dungen wie auch Fundmeldungen in 
www.lostart.de haben registrieren las-
sen. Hierzu gehören das Landesarchiv 
Berlin, die Stiftung Stadtmuseum Berlin, 
das Deutsche Technikmuseum, die Zen-
tral- und Landesbibliothek Berlin, die 
Humboldt-Universität und die Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz. 

Neben der vorbezeichneten Daten-
bank wird auch das weitere Servicean-
gebot des Informationsportals www.
lostart.de kontinuierlich inhaltlich er-
weitert und technisch optimiert, wie 
man exemplarisch an dessen »Modul 
Provenienzrecherche« erkennt, das 
Daten enthält, die über die Such- und 
Fundmeldungen hinausgehen: So um-
fasst etwa der Zweig NS-Raubkunst 

des Moduls Provenienzrecherche eine 
Datenbank Kunst- und Kulturgutau-
ktionen ‒, Informationen zu 
Bergungsstellen, ein umfangreiches 
Verzeichnis jüdischer Sammler und 
Kunsthändler, eine Darstellung von 

Auslagerungs- und Verlagerungsor-
ten geraubten Kulturgutes, eine Liste 
von Dienststellen und Verantwortli-
chen, ein Verzeichnis beteiligter Pri-
vatpersonen und Körperschaften am 
NS-Kulturgutraub, Tätigkeits- und 
Erfahrungsberichte zur Provenienz-
recherche, Gesetze, Archive und Quel-
len, ein Glossar und eine Zeittafel. In 
diesem Zusammenhang ist auf die im 
Mai  erfolgte Veröff entlichung 
der Auktionskataloge des während des 
Nationalsozialismus tätigen Kunst-
versteigerers Adolf Weinmüller hin-
zuweisen, die vom Auktionshaus Neu-
meister in München via www.lostart.
de veröff entlicht wurden: Das Aukti-
onshaus Weinmüller hatte zwischen 
 und  mehr als . Kunst-
gegenstände versteigert, zu denen nun 
mehr als . Einzelinformationen 
in digitaler Form wie Angaben zu Ei-
gentümern und Preisen vorliegen und 
recherchierbar sind.

Der Zweig Beutekunst des Moduls Pro-
venienzrecherche hingegen informiert 
den Nutzer über Verhandlungen und 
Fachkooperationen zwischen den Staa-
ten, auch in graphischer Form darge-
stellte Auslagerungsorte kriegsbedingt 
verbrachter Kulturgüter mit direkten 
Verknüpfungen zum jeweiligen Da-
tenbankeintrag in www.lostart.de und 
die Thematik der rechtsverbindlichen 
Rückgabezusage bzw. des sogenannten 
»Freien Geleits« nach §  Kulturgut-
schutzgesetz. Das Modul wird mit einer 
Zeittafel sowie Literaturhinweisen und 
links abgeschlossen.

 … und ein Ausblick

Die bisherige, über zwanzigjährige 
Entwicklung der Koordinierungsstelle 
unterstreicht gerade auch die Bedeu-
tung der Notwendigkeit entsprechender 
Serviceinstrumente zu NS-Raubkunst 
und Beutekunst zur Unterstützung von 
Einrichtungen und Personen. 

Vor diesem Hintergrund sind die 
aktuellen Planungen des Bundes, der 
Länder und der Kommunen im Hinblick 
auf die gemeinsame Errichtung eines 
»Deutschen Zentrums Kulturgutver-
luste« sehr zu begrüßen: Die damit ver-
bundene Bündelung und Intensivierung 
der bisherigen deutschen Aktivitäten 

‒ gerade auch zu NS-Raubkunst ‒ wer-
den dem nach wie vor bedeutsamen 
Ziel der Auffi  ndung und der Rückgabe 
von entsprechenden Objekten an die 
Berechtigten zugutekommen.

Michael Franz ist Leiter der 
Koordinierungsstelle 
Magdeburg

Die deutsche Kunsthändlerin Maria Almas-Dietrich zählte zu den wichtigsten Kunstlieferanten Hitlers im Hinblick auf dessen geplantes Führermuseum in Linz

Das Thema 
Restitution ist 
aktueller denn je – 
wie der Fall Gurlitt 
zeigt

Die Einrichtumg eines 
»Deutschen Zentrums 
Kulturgutverluste« ist 
begrüßenswert
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Wie geht man mit der 
Aufarbeitung von 
verfolgungsbedingten 
Verkäufen um?

Ein Kampf gegen Windmühlen
Der Fall Gurlitt und die Folgen für den Kunstmarkt und die Privatsammler

CHRISTOPH ANDREAS

M it der »Washingtoner Er-
klärung« von  und der 
»Handreichung der Bun-

desregierung zur Auffi  ndung und zur 
Rückgabe NS-verfolgungsbedingt ent-
zogenen Kulturgutes, insbesondere aus 
jüdischem Besitz« soll außerhalb des 
Rechtsweges eine »faire und gerech-
te Lösung« gefunden werden. Diese 
Selbstverpfl ichtung bezieht sich aus-
schließlich auf Kunstbestände in öf-
fentlichem Besitz, während bei Kunst 
in Privatbesitz die zivilrechtlichen 
Grundlagen der Verjährung und des 
gutgläubigen Erwerbs bestehen bleiben. 
Mit der Beschlagnahme der Sammlung 
von Cornelius Gurlitt und der teilweisen 
Einstellung seiner Bilder in das Internet 
dürfte einer breiteren Öff entlichkeit 
klar geworden sein, dass Restitution 
auch vor Kunst in Privatbesitz nicht 
haltmacht. Hier gilt es ebenso außer-
halb des Rechtsweges eine für alle Sei-
ten annehmbare Lösung zu fi nden. 

 Aus Sicht der betroff enen Antrags-
steller ist es durchaus verständlich, 
nicht nur bei Objekten in öff entlichem 
Besitz auf eine Rückführung oder Ent-
schädigung zu drängen. Ein Blick in 
die Datenbank Lost Art lässt vermuten, 
dass sich die dort eingestellten Suchob-
jekte überwiegend in Privatbesitz be-
fi nden dürften. Seit der Unterzeichnung 
der Washingtoner Vereinbarung sind 
in den Datenbanken gelistete Kunst-
objekte auf dem seriösen Kunst- und 
Auktionsmarkt nicht mehr zu verkaufen. 
Tatsächlich wirkt der Kunsthandel seit 
Jahren an der Provenienzforschung ak-
tiv mit und vermittelt aus unserer Sicht 
durchaus erfolgreich zwischen den Par-
teien. Dies geschieht meist diskret und 
ohne Beteiligung der Medien.

Wenn man davon ausgeht, dass für 
nicht einmal geschätzte zehn Prozent 
der auf dem Kunstmarkt oder in Pri-
vatbesitz befi ndlichen Kunstwerke eine 

lückenlose Herkunft zwischen  und 
 belegbar ist und Kunstwerke in 
Privatbesitz in aller Regel wenigstens 
einen Erbgang oder mehrfachen Besit-
zerwechsel erfahren haben, kann man 
die Schwierigkeiten bei der Proveni-
enzforschung erahnen. Erschwerend 
kommt hinzu, dass die meisten Resti-
tutionsforderungen erst in jüngerer Zeit 
gestellt wurden und die einschlägigen 
Datenbanken erst in den letzten zwan-
zig Jahren entstanden sind. Hier hatte 
sich über einen sehr langen Zeitraum 
die trügerische Sicherheit eines gut-
gläubigen Erwerbs eingestellt. Zahl-
reiche Kunstgegenstände sind seit 
Jahrzehnten publiziert und öff entlich 
ausgestellt worden, ohne dass An-
sprüche erhoben wurden. Dennoch ist 
auch bei Objekten in Privatbesitz aus 
meiner Erfahrung die Bereitschaft zu 
einer fairen und gerechten Lösung groß, 
wenn es sich um Objekte handelt, die 
auf Grund der Enteignungsgesetze ab 
 aus jüdischem Besitz beschlag-
nahmt oder geraubt wurden. Schon 
vor der Washingtoner Vereinbarung 
war der Ankauf von Kunst mit eventu-

ell belasteter Provenienz im seriösen 
Kunsthandel ein Tabu.

Besonders schwierig gestaltet sich 
die Recherche bei sogenannten ver-
folgungsbedingten Verkäufen. Dies 
betriff t gleichermaßen Museumsbe-
stände wie privaten Kunstbesitz. Die 
Fülle von Fundmeldungen bei Lost Art 
und die zum Teil langwierigen Ver-
fahren in den Museen machen dies 
deutlich. Es steht dabei außer Zweifel, 
dass die unter Verfolgungsdruck statt-

gefundenen Verkäufe oftmals unter 
Marktwert erfolgten und manche Mu-
seen, wie auch Händler und Privatkäu-
fer die Notsituation jüdischer Bürger, 
die das Land verlassen und Juden-
vermögensabgabe und Reichsfl ucht-
steuer zahlen mussten, ausgenutzt 
haben. Jeder Fall liegt jedoch anders 
und ist auch individuell zu bewerten. 
Dabei stellen sich viele Fragen: Wie war 
der damalige Marktwert? Müssen und 
können die damaligen Verkaufsprei-
se und bereits frühere Wiedergutma-
chungsleistungen auf die jetzigen Res-
titutionen angerechnet werden? Wie ist 
damit umzugehen, dass die damals Be-
troff enen nicht selten ganz bewusst kei-
ne Ansprüche auf verfolgungsbedingt 
verkaufte Kunst gestellt haben? Ist der 
erzielte Erlös den jüdischen Verkäufern 
tatsächlich zugefl ossen und konnten sie 
darüber frei verfügen?

Dass in Deutschland bis  ein 
immer noch erstaunlich großer und 
erfolgreicher jüdischer Kunst- und 
Auktionshandel existierte, wohin sich 
jüdische Kunstbesitzer im Verkaufsfall 
vorzugsweise wandten, ist gemeinhin 
wenig bekannt. Folgender Passus in 
der Handreichung zur Washingtoner 
Konferenz bekommt hier Brisanz: »Die 
Vermutung ungerechtfertigter Entzie-
hung besteht zugunsten eines jüdi-
schen Veräußerers auch dann, wenn der 
Erwerber gleichfalls ein Jude war«. War 
der jüdische Händler, der von einem 
jüdischen Sammler damals kaufte, in 
jedem Fall nun auch »Profi teur«? War 
jeder Verkauf aus jüdischem Kunsthan-
del verfolgungsbedingt? 

Im Hinblick auf die sogenannten Ari-
sierungen und Liquidationen jüdischer 
Kunsthandlungen kann es folglich nun 
zu Zweitrestitutionen kommen. Multi-
ples Kulturgut ‒ also Bücher, Graphiken 
und Porzellan, das in übergroßer An-
zahl in die Datenbanken für kulturelles 
Raubgut aufgenommen wurde, dürfte 
sich ohne Sammlerstempel oder Exlib-

ris faktisch keiner spezifi schen Samm-
lung mehr zuordnen lassen.

Die Sammlung Gurlitt, die durch 
Hildebrand Gurlitts Kunsthandelsakti-
vitäten im deutschen Nationalsozialis-
mus unter besonderem Verdacht steht, 
gibt ein sehr gutes Beispiel für die Mü-
hen der Provenienzforschung. An der 
Erforschung dieser Sammlung sitzen 
nun seit vielen Monaten ein Dutzend 

internationaler Fachleute, die unter be-
achtlichem medialem, politischem und 
auch juristischem Erfolgsdruck stehen. 
Aufgrund der erhaltenen Geschäftsak-
ten Gurlitts dürfte die Erforschung der 
Provenienzen hier ausgesprochen güns-
tig sein. Das vorläufi ge Ergebnis ist den-
noch eher ernüchternd: Nach Aussagen 
der sogenannten Taskforce ist von den 
 Objekten bisher nun ein einziges 
Matisse-Gemälde als gesichert restitu-
tionswürdig eingeschätzt worden, aber 
selbst hier bleibt unklar, wann und von 
wem es Hildebrand Gurlitt erworben 
hatte. Eine Restitution erfolgte bisher 
auch deshalb nicht, weil sich ein zweiter 
Anspruchsteller gemeldet hat. 

Eine solch aufwändige, von der öf-
fentlichen Hand bezahlte Restitutions-
forschung einer Privatsammlung dürfte 
die Ausnahme bleiben, da Handel oder 
private Sammler diese nicht vergleich-
bar leisten können. Blockieren oder 
Wegsehen ist der falsche Weg. Dass so-
wohl bei den öff entlichen Sammlungen 
wie im Handel und in Privatsammlun-
gen über viele Jahrzehnte diese Thema-
tik meist vernachlässigt und unsensi-
bel behandelt wurde, dürfte unstrittig 
sein. Unsere Kunsthandlung arbeitet 

seit Jahren mit Provenienzforschern in 
Museen wie auch privaten Anspruch-
stellern, zumeist einschlägig spezi-
alisierten Anwälten, zusammen. Wir 
sind auf unser gegenseitiges Wissen, 
auf Erfahrungen und Quellen angewie-
sen. In der Praxis stellt sich die Klärung 
der Besitzverhältnisse oft als zähe und 
langwierige Recherche dar, die längst 
nicht immer zu einem befriedigenden 
Ergebnis führt. 

Eine rechtliche Grundlage für Res-
titution aus Privatbesitz gibt es nicht. 
Im Zweifelsfall oder bei mangelnder 
Bereitschaft sich zu einigen, gehen die 
für Auktion oder Handel bestimmten 
Stücke an den Einlieferer oder Verkäufer 
zurück. Der Weitergabe von Käufer- und 
Verkäuferdaten zum Zweck der Prove-
nienzforschung kann der Handel nur 
mit Zustimmung der Betroff enen nach-
kommen, da er sich andernfalls durch 
Verletzung des Persönlichkeitsschutzes 
rechtlich angreifbar macht. Diese Tat-
sache wird leider dem Handel oft als 
mutwillige Blockade angelastet. 

Angesichts der Historie unseres 
Landes ist es zweifellos notwendig, den 
Opfern des deutschen Nationalsozia-
lismus und ihren Nachfahren für Raub 
und verfolgungsbedingten Verkauf auch 
bei Kunstgegenständen aus Privatbe-
sitz Rechtsfrieden und Entschädigung 
zu ermöglichen. Jedoch bleibt meines 
Erachtens die Frage, ob man dafür pri-
vate Kunstbesitzer in die Haftung für 
die Verbrechen des NS-Regimes neh-
men kann, indem man Verjährung und 
gutgläubigen Erwerb außer Kraft setzt? 
Dies hätte weitreichende Folgen. So-
wohl für das Sammeln, Erhalten und 
Würdigen von vor  entstandener 
bildender Kunst als auch für den welt-
weiten Kunstmarkt.      

Christoph Andreas ist Vertretungsbe-
rechtigter Gesellschafter der Kunst-
handlung J.P. Schneider jr. Frankfurt 
am Main

Eine rechtliche Grund-
lage für Restitution 
aus Privatbesitz gibt 
es nicht

Raubgut – Kulturgutverluste 
Ein zeitloses 
internationales Problem

MICHAEL HENKER

N atürlich war es der so-
genannte »Schwabinger 
Kunstfund« aus dem Besitz 
von Cornelius Gurlitt – Sohn 

des Kunsthistorikers, Museumsman-
nes, Kunstsammlers und Kunsthänd-
lers Hildebrand Gurlitt – der, vor nicht 
einmal einem Jahr auf seltsamen We-
gen durch die Medien publik gemacht, 
erhebliches öff entliches Interesse na-
tional und international auf das Thema 
Raubkunst – Kunstraub – Restitution 
lenkte. Dabei ging es fast ausschließ-
lich um NS-verfolgungsbedingten 
Kunstraub der Jahre  – , sowie 
Beutekunst im Zweiten Weltkrieg. Die 
Debatte auf nationaler und insbeson-
dere internationaler Ebene konzent-
rierte sich dabei bald auf den Stand der 
bundesdeutschen Restitutionspraxis im 
Bereich der NS-Raubkunst. Die Mehr-
zahl der Berichterstatter in den Medien 
entschlossen sich bedauerlicherwei-
se zur Ausschöpfung des vermuteten 
Sensations- wenn nicht gar Skandal-
potentials und gegen die sorgfältige, 
freilich zeitintensive und aufwändige 
Recherche. Sowohl hinsichtlich der 
Zahlen off ener und abgeschlossener 
Restitutionsfälle als auch hinsichtlich 
materieller Werte und Zeitumfänge 
kursierten realitätsferne Vorstellun-

gen und Darstellungen. Dies war einer 
ernsthaften Diskussion des Themas ge-
wiss nicht förderlich, sondern führte 
zu einem aufgeheizten Klima, dessen 
notwendige Versachlichung viel Geduld 
und guten Willen erforderte.

Um dies zu erreichen ist ein Blick auf 
die Washingtoner »Conference on Holo-
caust-Era Assets« geboten, die  –  
Jahre, nachdem die Treuhänderschaft 
über die Restbestände der Central Coll-
ecting Points in München, Wiesbaden 
und Off enbach von den Organen der 
Militärregierung auf die Ministerprä-
sidenten in Bayern und Hessen über-
tragen worden war – vom . Novem-
ber bis . Dezember im amerikanischen 
Außenministerium in Washington tagte. 
Über  Vertreter aus  Staaten und 
von  Nichtregierungsorganisationen 
versuchten Wege zu fi nden, Unrecht, 
das in der Zeit des Nationalsozialis-
mus begangen worden war, trotz der 
langen, inzwischen verstrichenen Zeit, 
doch noch gut zu machen. Rechtliche 
Handhaben dazu konnte es nicht geben, 
sodass schließlich die »Grundsätze der 
Washingtoner Konferenz in Bezug auf 
Kunstwerke, die von den Nationalsozi-
alisten beschlagnehmt wurden« verab-
schiedet wurden – die »Washingtoner 
Grundsätze«. In ihrem Zentrum steht 
der gerechte und faire (just and fair) 
Interessensausgleich in Hinblick auf 
die materiellen und fi nanziellen Kon-
sequenzen des NS-Kunstraubs.

Bereits vor Kriegsende hatten die 
Westalliierten Überlegungen zur Auf-

findung und Rückführung von NS-
Raubkunst angestellt und im Rahmen 
der Militärregierungen Organisations-
strukturen geschaff en, die nach Kriegs-
ende eine zielgerichtete Bearbeitung 
des Themas ermöglichten. Von den in 
großer Zahl in den Central Collecting 
Points zusammengefassten Kulturgü-
tern konnten bis  fast  Prozent 
den früheren Eigentümern oder berech-
tigten Anspruchstellern restituiert wer-
den. Die »Restbestände« übernahmen 
zur weiteren fachlichen Behandlung 
vorerst die jeweiligen Länder, ehe sie 
im Februar  an die Bundesregie-
rung als Treuhänder übergingen. Die 
Kulturabteilung des Auswärtigen Am-
tes errichtete dafür das Sonderreferat 
»Treuhandverwaltung von Kulturgut«, 
dessen nicht restituierte Restbestände 
nach Aufl ösung des Referats  in die 
Verantwortung des Bundesministeri-

ums der Finanzen übergingen. Heute 
liegt die Zuständigkeit beim Bundesamt 
für Zentrale Dienste und off ene Vermö-
gensfragen.

Es war also besonders im unmit-
telbaren zeitlichen Anschluss an das 
Unrecht der NS-Zeit vieles geschehen. 

Doch blieb  auch noch vieles off en 
und so gab die Washingtoner Konferenz 
wesentliche Anstöße, sich den Fragen 
von Restitution und Ausgleich erneut 
intensiv zuzuwenden. Ein deutlich 
ablesbarer Eff ekt war der starke An-
stieg der auf diese Epoche zielenden 
Provenienzforschung zusammen mit 
den entsprechenden Tagungen und 
Fachpublikationen.

 wurde die »Gemeinsame Erklä-
rung« der Bundesregierung, der Länder 
und der kommunalen Spitzenverbände 
zur Auffi  ndung und Rückgabe NS-ver-
folgungsbedingt entzogenen Kulturgu-
tes, insbesondere aus jüdischem Besitz 
erarbeitet und verabschiedet, die für 
Einrichtungen der öff entlichen Hand 
bindend ist.  wurde eine Handrei-
chung zu ihrer Umsetzung erarbeitet. 
Die Gründung des Arbeitskreises Pro-
venienzforschung, einem Netzwerk von 
heute über  Experten aus Deutsch-
land, Österreich, der Schweiz und den 
USA, erfolgte im Jahr . Die  
von den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein und Thüringen 
zur Rückführung von Kulturgütern ge-
gründete Koordinierungsstelle Magde-
burg wurde  in eine gemeinsame 
Einrichtung aller Länder und des Bun-
des umstrukturiert mit dem neuen Auf-
gabenbereich »NS-verfolgungsbedingt 
entzogene Kulturgüter«.

Im gleichen Jahr startete die Koordi-
nierungsstelle die Internet-Datenbank 

lostart.de, in der Fundmeldungen öf-
fentlicher Einrichtungen mit Suchmel-
dungen von Institutionen und Privat-
personen abgeglichen werden können. 

 wurde am Institut für Museums-
forschung (IfM) der Staatlichen Museen 
zu Berlin – Stiftung Preußischer Kultur-
besitz die Arbeitsstelle für Provenienz-
recherche / Provenienzforschung (AfP) 
gegründet, um die Forschungen nach 
NS-verfolgungsbedingt entzogenem 
Kulturgut in deutschen öff entlichen 
Einrichtungen zu unterstützen und 
die Provenienzforschung insgesamt zu 
stärken. Im gleichen Jahr stellte BKM 
eine Million Euro Projektfördermittel 
jährlich zur Verfügung, die  auf 
zwei Millionen und aktuell erneut er-
höht wurden. Der Personaletat der AfP 
wurde  durch die Kulturstiftung der 
Länder erhöht, um insbesondere klei-
nere Einrichtungen stärker beraten und 
fördern zu können. Seit der Gründung 
der AfP wurden Projekte in  Museen, 
 Bibliotheken, sechs Archiven, sie-
ben Institutionen und zwei öff entlichen 
Verwaltungen gefördert bzw. befi nden 
sich noch in der Förderung. Im Zusam-
Fortsetzung auf Seite                   

Gerechter und fairer 
Interessenausgleich 
steht im Zentrum

Die geringe Anzahl 
erfolgter Resitutionen 
zeigt die Komplexität 
der Aufgabe
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Fortsetzung von Seite 

menhang mit dem eingangs erwähnten 
Schwabinger Kunstfund nahm schließ-
lich eine international besetzte Task 
Force ihre Arbeit auf. 

Um diese unterschiedlichen, deutsch-
landweiten Aktivitäten des Bundes und 
der Länder zusammenzufassen, ein-
heitlich zu strukturieren und dadurch 
auf Dauer möglichst hohe Synergie-
eff ekte zu erzielen, streben Bund und 
Länder gegenwärtig die Einrichtung 
einer neuen Institution unter der Be-
zeichnung »Deutsches Zentrum für 
Kulturgutverluste – German Lost Art 
Foundation« an. Ein erneuter deutlicher 
Aufwuchs an Personal- und Sachmitteln 
wird die notwendige Voraussetzung für 
die Umsetzung der ambitionierten Ziele 
dieses neuen Zentrums sein. Ebenso 
wird es erforderlich sein, universitäre 
Ausbildungsgänge zur Provenienzfor-
schung und zum Kunsthandel fest zu 
etablieren, um dauerhaft ausreichend 
qualifi ziertes Personal zur sorgfältigen 
Recherchearbeit an den . Muse-
en der deutschen Kulturlandschaft zu 
gewinnen.

Neben diesen zentralen Instituti-
onen und Projekten sind aber auch 
einzelne Länder und Fachverbände 
ihrerseits initiativ geworden. So ist die 
Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek 
/ Niedersächsische Landesbibliothek 
ein Zentrum für die Erforschung von 
NS-Raubgut in Bibliotheken, an dem 
seit  kontinuierlich Symposien 
und Projekte abgehalten und initiiert 
werden. Auch der Freistaat Bayern en-
gagiert sich seit langem in der Aufar-
beitung des Unrechts des NS-Regimes, 
besonders durch massive Förderung der 
Provenienzrecherche an den staatli-
chen Sammlungen und Museen. Den 

Vorgaben des Washingtoner Abkom-
mens folgend sind Experten an den 
Bayerischen Staatsgemäldesammlun-
gen, dem Bayerischen Nationalmuse-
um und der Staatlichen Graphischen 
Sammlung tätig und zum . Mai  
wurde die neu geschaff ene Position des 
hauptamtlichen Beauftragten für Pro-
venienzforschung besetzt. Um die Ak-
tivitäten der verschiedenen Partner in 
Bayern zu bündeln wurde gleichzeitig 
eine »Initiative Verbund Provenienzfor-
schung Bayern« angestoßen, in der die 
staatlichen Museen und Sammlungen, 
staatlichen Archive und Bibliotheken, 
das Zentralinstitut für Kunstgeschichte, 
die städtischen Museen Münchens und 
die nichtstaatlichen Museen Bayerns 
zusammenwirken sollen.

Seit Unterzeichnung der Washing-
toner Erklärung sind aus staatlichen 
Museen und Sammlungen in Bayern  
Kunstwerke restituiert worden:  aus 
den Beständen der drei Pinakotheken 
und  Zweiggalerien, neun aus dem 
Bayerischen Nationalmuseum und zwei 
aus der Staatlichen Graphischen Samm-
lung. Daneben wurden fast  Kunst-
werke mit off ener Provenienz allein von 
den Bayerischen Staatsgemäldesamm-
lungen auf lostart.de eingestellt. Dies, 
zusammen mit den oben genannten 
Zahlen der Arbeitsstelle für Proveni-
enzforschung, erscheint Medienvertre-
tern und der Öff entlichkeit oftmals eine 
magere Erfolgsbilanz. Die Zahlen sind 
aber ganz im Gegenteil Ausweis für die 
Komplexität der Aufgabe und die bei 
ihrer Bewältigung angewandte Sorgfalt.

Zeigte schon dieser ausführliche, 
gleichwohl unverzichtbare Blick auf 
den Bereich des NS-verfolgungsbe-
dingt entzogenen Kulturguts die In-
ternationalität des Themas in Umfang 
und Wirkung, so lassen sich Recher-
chegegenstände zu Kulturgutverlus-

ten, Raubkunst und Kunstraub in der 
DDR, der Sowjetisch besetzten Zone 
und während des Zweiten Weltkriegs 
diesem Format bruchlos anfügen. Und 
schließlich kommt dem Thema Raubgut 

– Kulturgutverlust auch in der Gegen-
wart an vielen Orten und auf vielerlei 
Art immer wieder traurige Aktualität zu.

Der Althistoriker Alexander De-
mandt konstatiert zu Recht »Kunstraub 
ist so alt wie die Kunst und so verbrei-
tet wie sie« und verbot auch die Haager 
Landkriegsordnung von , ebenso 
wie die Haager Konvention zum Schutz 
der Kulturgüter im Fall eines bewaff ne-
ten Konfl ikts von  die mutwillige 
Zerstörung oder Wegnahme von Kul-
turgütern, so hielten und halten sich 
kriegsführende Parteien selten an diese 
Vorschriften. In den Krisengebieten und 
Bürgerkriegen der letzten Jahrzehnte 
gar ist die Zerstörung und der Raub von 
Kulturgut eher zur Regel als zur Aus-
nahme geworden.

ICOM als Nichtregierungsorganisa-
tion ist international gefragter Partner 
offi  zieller Stellen in Bezug auf Kultur-
gutverluste – Kunstraub – Raubkunst 
und hat teilweise selbst die Handlungs-
initiative ergriff en. Seit seiner Grün-
dung  hat sich ICOM, heute mit 
. Mitgliedern in  Ländern der 
wohl größte internationale Kulturver-
band der Welt, verpfl ichtet, den Schutz 
des kulturellen Erbes in und außerhalb 
von Museen zu einem zentralen Anlie-
gen zu machen. Insbesondere in Fällen 
von bewaff neten Konfl ikten, bei Natur-
katastrophen und beim illegalen Handel 
mit Kulturgütern kommt es zur Zusam-
menarbeit von ICOM mit internationa-
len Partnern und den Nationalkomitees 
um eff ektive Hilfe zu schaff en. Am . 
März  wurde die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Gründung eines 
eigenen Nationalkomitees Teil der in-
ternationalen ICOM-Gemeinschaft. Am 
. Juli  gelang das auch in der DDR. 
 fand die Vereinigung der beiden 
Nationalkomitees statt. Heute ist ICOM 
Deutschland mit . Mitgliedern die 
größte Organisation von Museen und 
Museumsfachleuten in Deutschland 
und zugleich das weltweit größte ICOM 
Nationalkomitee.

Die Zusammenarbeit mit dem Bund, 
den Ländern und deren Institutionen 
in den Bereichen Kulturgutschutz, 
illegaler Kulturguthandel oder NS-
Raubkunst ist intensiv. So wirkte ICOM 
Deutschland mit an der Erarbeitung des 
Informationsfolders »Illegaler Kul-
turguthandel bedroht das Kulturerbe 
der Menschheit«, den das Auswärtige 

Amt herausgibt. Auf der Basis des  
verabschiedeten,  überarbeiteten 
»ICOM Code of Ethics« bracht ICOM 
in Zusammenarbeit mit der Koordi-
nierungsstelle Magdeburg  die 
»Checklist on Ethics of Cultural Pro-
perty Ownership especially concerning 
Museum Collections« (ICOM Checkliste 
Museumsethik) heraus. Sie informiert 
als praktisches Serviceinstrument für 
kulturbewahrende Einrichtungen in 
knapper Form über die große nationa-
le und internationale Bedeutung und 
Notwendigkeit ethisch verantwortungs-
vollen Handelns im Museumsbereich.

Neben solchen Kooperationen zu 
grundsätzlichen Fragen gleicht ICOM 
die fi nanziellen und organisatorischen 
Nachteile einer Nichtregierungsorgani-
sation bei weitem aus durch die vorteil-
haften Aspekte einer solchen suprana-
tionalen und internationalen Organi-
sation in Fällen von Krisen, Konfl ikten 
oder Bürgerkriegen. ICOM erkennt 
Gefahrenpotential, sieht Krisenherde 
und kann überlegt aber gleichzeitig 
schnell reagieren. Als hervorragendes 
Instrument hat sich in solchen Fällen 
die Publikation der »Roten Listen der 
gefährdeten Kulturgüter« erwiesen. 
Seit dem Jahr  sind  Red Lists 
erschienen; unter anderen zum Irak 
(), zu Afghanistan (), zu Haiti 
() und zu Ägypten (), um nur 
die auf aktuelle soziale Brennpunkte, 
Krisen- und Kriegsgebiete bezogenen 
zu nennen.

Am . Juni  konnte ICOM 
Deutschland zusammen mit der Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz und dem 
Deutschen Archäologischen Institut im 
Archäologischen Zentrum der Staat-
lichen Museen zu Berlin die deutsche 
Fassung der Roten Liste der gefähr-
deten Kulturgüter Syriens vorstellen. 
Gleich nach Beginn des Konfl ikts in 
Syrien war ICOM über seine Desaster 
Relief Task Force aktiv geworden und 
hat eine »Museums Watch List« erstellt, 
die stetig aktualisiert wurde. Aus der 
dramatischen Entwicklung der Lage er-
gab sich die Notwendigkeit, eine Rote 
Notfall-Liste zügig vorzubereiten. Dies 
gelang durch das große Engagement 
und die internationale Zusammenar-
beit zwischen dem Directorate-General 
of Antiquities and Museums in Syrien, 
bedeutenden Museen wie dem Louv-
re in Paris und dem Königlichen Ge-
schichts- und Kunstmuseum in Brüs-
sel, sowie Instituten der Universitäten 
Würzburg, Cambridge, Paris, Lyon, 
Beirut und Pennsylvania und weiteren 
Forschungseinrichtungen, der General-

direktion für Forschung und Innovati-
on der Europäischen Kommission und 
dem Sekretariat von ICOM in Paris. Mit 
fi nanzieller Unterstützung des ameri-
kanischen Außenministeriums konnte 
die englische Fassung im September 
 erscheinen. Sie wurde im Rahmen 
der UN-Generalversammlung in New 
York im vergangenen Herbst vorgestellt. 
Aufgrund der großen Nachfrage muss-
te diese Fassung bereits nachgedruckt 
werden. Inzwischen gelang es, auch 
eine arabische, eine französische und 
eben im Juni dieses Jahres eine deut-
sche Fassung herauszugeben.

Gegenwärtig werden die Listen für 
Westafrika mit Schwerpunkt Mali so-
wie für Libyen vorbereitet. ICOM sieht 
das Vorgehen gegen den illegalen 
Kulturguthandel als eine seiner Kern-
aufgaben und unterstützt den Kampf 
dagegen mit seinen Roten Listen. In 
ihnen sind Beispiele von Objekttypen 
und -kategorien zusammengestellt, 
die der Gefahr des illegalen Handels 
und Verkehrs ausgesetzt sind. Damit 
soll Strafverfolgungs- und Zollbehör-
den, Auktions- und Kunsthandel die 
Identifi zierung von Objekten erleich-
tert werden, die durch nationale oder 
internationale Gesetze sowie bilate-
rale Vereinbarungen geschützt sind. 
Gleichzeitig richten sich die Listen an 
die Öff entlichkeit um davor zu warnen, 
Objekte der aufgeführten Typen und 
Kategorien zu erwerben, ohne  vorher 
die Herkunft und die gesetzlichen Un-
terlagen geprüft zu haben.

Ein ganz neues, vorerst auf drei Jahre 
angelegtes Instrument von ICOM zum 
Schutz vor Kulturgutverlusten befi ndet 

sich noch in der – bereits jetzt erfolg-
reichen – Anfangsphase: ICOM (Inter-
national Observatory on Illicit Traffi  c 
in Cultural Goods), das Internationale 
Beobachtungszentrum von ICOM für 
den illegalen Handel mit Kulturgütern. 
Angestrebt wird damit eine internati-
onale Basis zur Zusammenarbeit von 
Fachorganisationen, Institutionen der 
Rechtspfl ege, Forschungseinrichtun-
gen und weiteren Expertengremien. Seit 
 wird am Aufbau einer innovati-
ven Internetplattform gearbeitet, die 
unter anderem relevante und aktuelle 
Informationen, strategische Werkzeuge, 

Richtlinien, nationale und internati-
onale Gesetzgebung sowie Ansprech-
partner in aller Welt einer breiten 
Öff entlichkeit langfristig zugänglich 
macht. Derzeit sind über zweitausend 
weiterführende Literaturquellen, fast 
 Video- und Audiodateien, über  
praktische Hilfsmittel und mehr als  
ethische und rechtsgültige Instrumente 
abrufbar. Die Generaldirektion Justiz 
und Inneres der Europäischen Kommis-
sion beteiligt sich bis  wesentlich 
an der Finanzierung der Aufbauphase. 
Für Ende  ist die Veröff entlichung 
eines ersten globalen Berichts vorgese-
hen, der anhand von Fallstudien, Statis-
tiken und Artikeln einen Überblick der 
aktuellen Situation im illegalen Kultur-
güterhandel geben wird. Die Website 
wurde während der . Sitzung des 
ICOM Exekutivrats am . April  in 
Paris vorgestellt und kann unter obs-
trafi c.museum genutzt werden.

ICOM kann also in Zusammenarbeit 
mit den Nationalkomitees schnell und 
anlassbezogen handeln, gleichzeitig die 
Basis für grundsätzliches und dauer-
haftes Handel ausbilden und dadurch 
wesentlich zur Prävention beitragen. 
Es kann in Fällen von drohenden Kul-
turgutverlusten und Raubgut aktueller 
Rettungsschwimmer ebenso wie früh-
warnendes Leuchtfeuer sein. Desiderate 
gibt es auch in diesen Zusammenhän-
gen noch genug: einheitliche, durchset-
zungsfähige juristische und exekutive 
Instrumente sind zu entwickeln und 
zu implementieren; Universitäts-Aus-
bildungsgänge, die die internationale 
Dimension ebenso einschließen wie 
das Studium des Kunsthandels oder 
Handels mit Kulturgütern allgemein 
sind dauerhaft einzurichten; Voraus-
setzungen für die thematische Sensi-
bilisierung und Qualifi zierung vor Ort 
sind zu schaff en. ICOM Deutschland ist 
bereit, diese Vorgänge im Zusammen-
wirken mit öff entlichen wie nichtöf-
fentlichen Institutionen, die nötigen 
Schritte fachlich beratend und inhalt-
lich, sowie in der Umsetzung dauerhaft 
zu begleiten. Schließlich prüfen wir bei 
ICOM Deutschland intensiv die Not-
wendigkeit und die Möglichkeiten, ein 
Internationales Komitee zur Proveni-
enzrecherche bei ICOM schrittweise 
über eine Arbeits-oder Initiativgruppe 
einzurichten, denn dieses Thema ist ein 
wahrhaft internationales.

Michael Henker ist Präsident des 
Deutschen Komitees des 
Internationalen Museumsrats / 
ICOM Deutschland

Eine deutliche 
Aufstockung von 
Personal- und Sach-
mitteln ist nötig

Eine internationale 
Zusammenarbeit ist 
das erklärte Ziel

Rechts: Katalog  vom ./.. (Möbel, Plastik und Kunstgewerbe des . bis . Jahrh. (Sammlung Burg Finstergrün im Lungau): Gemälde alter Meister (vorw. 
Italiener und Niederländer), (Sammlung van N. und verschiedene kleinere Sammlungen), Farbstiche, Teppiche), München , Seite 
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Goldgräberstimmung beim 
»neuen« Fernsehen 
Netfl ix und die digitale Vergütung von Produzenten

HELMUT HARTUNG

I m September will Netfl ix seine 
Plattform, mit der Spielfilme, 
Fernsehfi lme, Serien und andere 
Bewegtbildinhalte kostenpfl ichtig 

online abgerufen werden können, in 
den deutschsprachigen Ländern starten. 
Netfl ix gilt als weltweit größter Anbie-
ter von Filmen und Serien im Internet. 
Nach eigenen Angaben hat das Unter-
nehmen mehr als  Millionen Kunden 
in mehr als  Ländern. 

Im zweiten Quartal  hat Netfl ix 
den größten amerikanischen Pay-TV-
Sender HBO bei den Aboeinnahmen 
überholt. Zwischen April und Juni 
konnte Netfl ix von seinen Abonnen-
ten insgesamt , Milliarden Dollar 
einnehmen. HBO kam auf Einnahmen 
in Höhe von , Milliarden Dollar. 
Damit liegt Netfl ix erstmals vor dem 
Fernsehsender – zumindest bei den 
Einnahmen. Allerdings ist der Gewinn 
noch sehr bescheiden: Der Streaming-
dienst hat einen Gewinn von  Milli-
onen Dollar erzielt. Bei HBO waren es 
 Millionen Dollar.

 stieg Netflix ins Video-on-
Demand-Geschäft ein, indem es Filme 
an Abonnenten übers Internet streamt. 
 begann man mit der Eigenproduk-
tion von Fernsehserien, darunter die 
Polit-Thriller-Serie »House of Cards«.

Video on Demand verändert die 
Mediennutzung

Im Medienmarkt vollzieht sich derzeit 
ein Paradigmenwechsel: vom physi-
schen zum digitalen Produkt sowie 
vom Besitzen zum reinen Streaming-
Zugang. Mit dem Start von Netfl ix in 
Deutschland wird eine Belebung des 
Video-on-Demand-Marktes erwartet. 

Bis zum Jahr  soll der Gesamt-
umsatz im deutschen Video-on-De-
mand-Markt nach einer Goldmedia-
Prognose auf rund  Millionen Euro 
wachsen. 

»Der Wettbewerb um Marktanteile 
und Kunden wird mit dem angekün-
digten Start von Netfl ix in Deutschland 
Ende  weiter zunehmen. Das Inte-
resse für VoD-Angebote ist aber schon 
jetzt beachtlich: Bezieht man diejeni-

gen ein, die VoD-Dienste in Zukunft 
nutzen wollen, reden wir insgesamt 
über ein VoD-Nutzerpotenzial von 
knapp einem Drittel aller deutschen 
Onliner. Das sind rund  Millionen 
Deutsche. Die Zeit ist mehr als reif für 
VoD in Deutschland«, so der Goldme-
dia-Geschäftsführer Klaus Goldhammer. 

Aktuell agieren in Deutschland rund 
 VoD-Anbieter mit unterschiedlichen 
Geschäftsmodellen. Bis Ende  er-
wartet Goldmedia einen Gesamtum-
satz von rund  Millionen Euro. Das 
Marktforschungsunternehmen geht da-
von aus, dass sich abo-basiertes Video-
on-Demand am stärksten entwickelt. 
Der Umsatz dieser Dienste wird sich 
bis  mehr als verfünff achen, von 
derzeit  Millionen Euro () auf 
dann  Millionen Euro.

Nach einer aktuellen Bitkom-Stu-
die nutzen bereits drei von vier Inter-
netnutzern ( Prozent) ab  Jahren 

Video-Streams. Dies entspricht gut  
Millionen Bundesbürgern. Die positive 
Entwicklung im VoD-Markt ist möglich, 
weil die grundlegenden technischen 
Voraussetzungen und erforderlichen 
Endgeräte für den Massenmarkt vor-
handen sind: Das gilt für die Band-
breiten und Endgeräte wie Tablets und 
Connected TVs. 

Wie profi tieren Produzenten 
und Urheber vom VoD-Trend?

Diese Veränderung in der Nutzung und 
in der Verwertung fi ktionaler Angebote 
wirft auch die Frage nach Finanzierung 
und Vergütung von Fernsehproduktio-
nen auf. Inwieweit haben Produzenten 
und Urheber an Fernsehfi lmen und -se-
rien Rechte, die sie verwerten können 
oder werden an der Verwertung durch 
die Fernsehsender beteiligt?

ARD und ZDF sowie die RTL und 
ProSiebenSat.-Gruppe wollten eige-
ne VoD-Plattformen starten, auf denen 
auch die Archivbestände der Sender ab-
rufbar sein und an deren Erlöse auch die 
Produzenten beteiligt werden sollten. 
Diese Pläne scheiterten am Veto des 
Kartellamtes. 

Der ORF löst das Problem anders, 
in dem er die bereits bestehende VoD-
Plattform Flimmit kauft.

»Damit«, so ORF-Generaldirektor 
Alexander Wrabetz in einem promedia-
Interview, »soll dem Trend zum nicht 
linearen Online-Videokonsum Rech-
nung getragen und eine strategische 
Position in diesem neuen, wachsenden 
Markt abgesichert werden. Wir wollen 
damit vor allem auch für die interna-
tional so erfolgreiche österreichische 
Filmproduktion im Inland eine Platt-
form schaff en und setzen damit die in 
unserer Unternehmensstrategie »ORF 
« festgelegte Nutzung neuer Aus-
spielplattformen für unseren Content 
um.«

Mediathek-Nutzung schadet 
Produzenten und Urhebern

Die meisten fi ktionalen Produktionen 
bei den deutschen Free-TV-Sendern 
sind sogenannte vollfi nanzierte Auf-
tragsproduktionen. Das bedeutet, dass 
die TV-Sender die Produktion vollstän-
dig fi nanzieren zuzüglich einer »Pro-
duction Fee« und dafür auch sämtliche 
Verwertungsrechte behalten. Für Wie-
derholungen erhalten die Urheber und 
Produzenten eine Vergütung, ebenfalls 
an Lizenzverkäufen auf Neben- und 
Auslandsmärkten. 

In der digitalen Welt ist das aller-
dings komplizierter. ARD und ZDF dür-
fen bis auf Sport und Spielfi lme ihre 
Sendungen bis zu sieben Tagen in die 
Mediatheken stellen. Dafür erhalten 
die Produzenten und Urheber in den 
meisten Fällen keine zusätzliche Ver-
gütung, sondern diese Nutzung wird bei 
der Auftragsvergabe mit berücksichtigt.

Auf diese Praxis haben jüngst die 
Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfi lm/
AG Dok, der Bundesverband der Film- 
und Fernsehregisseure und der Verband 
Deutscher Drehbuchautoren kritisch 
hingewiesen:

»Angesichts der rapide zunehmen-
den Nutzung von TV-Filmen via In-
ternet fordern die Berufs- und Inter-
essenvertretungen von mehr als . 
Film- und Fernsehurhebern und Pro-
duzenten endlich eine angemessene 
Vergütung, deren Höhe sich nach den 
Erlösen richten muss, die durch das 
Mediatheken-Angebot auf anderen 
Verbreitungswegen verloren gehen.  

Denn anders als in der Anfangsphase 
des »-Days-Catch-Up« als Internet-
Stream hat sich die Reichweite bei den 
Fernsehzuschauern inzwischen dras-
tisch erhöht: Für erfolgreiche »Tatorte« 
werden bis zu  Millionen Klicks regis-
triert. Die ARD zählte  im Schnitt 
 Millionen Besuche im Monat, das 

ZDF im Juni  Millionen. Auf das Jahr 
hochgerechnet kommen die Anstalten 
damit auf ca. zwei Milliarden Media-
thekenaufrufe. Wahrscheinlich wird 
eine solche Nutzungsintensität nicht 
ohne Folgen für die Programmierung 
auf den klassischen Kanälen bleiben, 
für die der Urheber bisher oft noch ein 
Wiederholungshonorar erhielt. Doch 
was jederzeit im Internet verfügbar ist, 
wird nicht oder nur noch selten wie-
derholt. Dabei sind Wiederholungs-
honorare für Autoren und Regisseure 
fi ktionaler Stoff e ein wesentlicher Teil 
ihres Honorargefüges und damit ihrer 
materiellen Existenz.«  

Ähnlich kritisch hat sich auch die 
Allianz Deutscher Produzenten dazu 
geäußert. 

Die Sender verweisen darauf, dass 
die Produktionen mit dem Rundfunk-
beitrag durch den Zuschauer bereits 
bezahlt seien und aufgrund der ange-
spannten Finanzlage eine zusätzliche 
Vergütung nicht möglich sei. 

Lizenzmodell statt 
Auftragsproduktion

Um das Problem einer fairen Vergütung 
bei der digitalen Verwertung von Fern-
sehsendungen grundsätzlich zu klären, 
hat die Produzentenallianz ARD und 
ZDF Gespräche über ein sogenanntes 
Lizenzmodell vorgeschlagen. In den 
USA, Großbritannien und Frankreich 
hat man bereits vom »Total Buy-out«-
Modell Abstand genommen und damit 
die Produktionswirtschaft aus vielen 
regulativen und starren Fesseln gelöst 
und deren Finanzsituation verbessert.

Bei dem Lizenzmodell würden die 
TV-Sender den Produzenten die Rechte 
für konkrete Verwertungsformen- und 
Zeiträume abkaufen. Damit hätte der 
Produzent die Möglichkeit, VoD-Rechte 
an verschiedene Plattformen selbst zu 
verkaufen. Das bedeutet aber auch, dass 

diese Produktionen künftig nicht mehr 
vollständig von den TV-Sendern fi nan-
ziert werden würden und der Produzent 
zusätzlich Koproduzenten, zum Bei-
spiel bei den Plattformen fi nden müsste. 
Dieses Modell würde also das Risiko für 
die TV-Sender sogar reduzieren und es 
würde die Chancen zusätzlicher Ein-
nahmen für Produzenten verbessern.

In Großbritannien wird ein solches 
Lizenzmodell sowohl von der BBC als 
auch von den Produzenten gelobt. Bei 
Einführung des neuen Modells im Jahre 
 hatten die Mitglieder der größ-
ten Produzentenvereinigung PACT ei-
nen Gesamtumsatz von  Millionen 
Pfund erzielt. Heute erreichen sie ei-
nen Gesamtumsatz von , Milliarden 
Pfund. Die Regulierungsbehörde Ofcom 
sieht nach eigener Aussage keine Grün-
de für eine staatliche Intervention oder 
ein Umsteuern bei der Regulierung des 
Produktionsmarktes.

Die Digitalisierung erfordert in al-
len Medien neue Geschäftsmodelle, um 
eine faire Verteilung der Einnahmen 
zwischen Plattformen, Verwertern 
und Urhebern zu erreichen. Vor dieser 
Aufgabe steht auch das Fernsehen. Ein 
Paradigmenwechsel von der vollfi nan-
zierten Auftragsproduktion zum Li-
zenzmodell – zumindest bei einem Teil 
der Produktionen – würde Sendern und 
Produzenten nützen. Die Sender profi -
tieren nicht nur durch die Verringerung 
des fi nanziellen Risikos, sondern auch 
durch wirtschaftlich starke Produzen-
ten. Denn neue Terms of Trade bei der 
Fernsehproduktion würden den Pro-
duzenten die Möglichkeit bieten, ihre 
Eigenkapitalbasis zu stärken und für 
Urheber ist eine angemessene Rechte-
vergütung auch bei der digitalen Ver-
wertung durchsetzbar.  

Helmut Hartung ist Chefredakteur 
des medienpolitischen Magazins 
promedia

Die Digitalisierung
erfordert in allen
Medienbereichen neue 
Geschäftsmodelle
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Afghanistan des Feuilletons
Die kulturpolitische Berichterstattung in Deutschland liegt im Argen

PETER GRABOWSKI

O b Maut oder Betreuungsgeld, 
Hauptstadtflughafen oder 
Rechtspopulismus, die Finanz-

krise sowieso: Neben aktuellen Nach-
richten aus Berlin, Brüssel und von den 
Brandherden in aller Welt behandeln 
die Medien entgegen landläufi ger An-
nahmen viele Themen ausführlich und 
tiefgehend. Die Kulturpolitik kommt 
da allerdings so gut wie nie vor. Das ist 
nicht gut – für Kunst und Kultur und 
für die Gesellschaft insgesamt.

Wolfgang Börnsen, bis  Obmann 
der CDU im Kulturausschuss des Deut-
schen Bundestages, nannte die Kul-
turpolitik in einem Gespräch mal das 
»Afghanistan des Feuilletons«. In den 
Berichten über dieses Land lese und 
höre er fast nur von Bomben, Terror, 
Stammesfehden. So wie es immer nur 
um geschlossene Theater, gestriche-
ne Zuschüsse und gekürzte Etats gehe, 
wenn die Kulturpolitik in den Medien 
auftauche. Das eine wie das andere 
komme nur als Katastrophengebiet 
vor. Gefühlt mag man ihm recht geben, 
faktisch verifi zieren lässt es sich nicht: 
Keine wissenschaftliche Untersuchung 
hat sich bislang mit »Kulturpolitik in 
den Medien« beschäftigt. Eigentlich 
seltsam, denn am Institut für Kulturpo-
litik der Uni Hildesheim wird ja sowohl 
geforscht als auch Kulturjournalismus 
gelehrt. Da böte sich eine solche Studie 
mindestens an, zumal der Datenmangel 

notorisch ist. Und das andere Institut 
für Kulturpolitik hierzulande gehört zur 
Kulturpolitischen Gesellschaft, für die 
eine Bestandsaufnahme des medialen 
Bildes der eigenen Profession ja sogar 
zu den Kerninteressen zählen sollte. 
Aber auch hier: Fehlanzeige. Der Blick 
auf den Gegenstand bleibt deshalb vor-
erst phänomenologisch.

Dabei fällt auf: Wirtschafts-, Um-
welt-, Finanz- und Sicherheitspolitik 
zum Beispiel fi nden breiten Raum in 
den Medien. Bis in feinste Verästelun-
gen hinein werden einzelne Vorhaben 
auch weiter vorne in Zeitungen und 
Magazinen lang und breit erörtert. 
Ganz im Gegensatz beispielsweise zur 
Frage nach unserem Umgang mit dem 
kulturellen Erbe oder wie Institutio-
nen der Kulturproduktion erhalten und 
weiter entwickelt werden könnten. In 
den Massenmedien ist das kein, in den 
Spartenmedien nur selten Thema. Po-
litische Fragen des Kulturellen haben 
jenseits des Zirkels der Eingeweihten 
keinerlei medialen Gesprächswert.

Das liegt auch an den Medien. De-
ren Macherinnen und Macher müssen 
stets ihr Publikum im Blick haben. Das 
fordert schnelle, präzise und knappe In-
formationen und bevorzugt klar unter-
scheidbare Standpunkte. Afghanistan-
einsatz, Atomausstieg, Ausländermaut 

– da kann jeder auch ohne echte Sach-
kenntnis mal eine Meinung haben. Die 
speist sich jeweils aus allgemeinen po-
litischen Haltungen, grundsätzlichen 

Überzeugungen und Wertvorstellungen. 
Ein Beispiel: »Wer auf unseren Straßen 
rumgurken will, der soll auch zahlen« – 
das fi nden viele schon deshalb richtig, 
weil sie im Ausland selbst ständig für 
Vignetten und Mautstraßen berappen 
müssen. Außerdem folgt es zumindest 
scheinbar dem Ursache-Wirkungs-Prin-
zip, und das leuchtet jedem ein. Tenor: 
»Richtig so!«. Solch klare Zuordnungen 
in dichotome Kategorien von Schuld 
und Unschuld oder Gut und Böse gibt es 
in den oft komplexen kulturpolitischen 
Fragen nicht. Auch deswegen rangieren 
sie in den Medien unter »ferner liefen«.

Dazu kommt: Kunst und Kultur sind 
stets hin- und hergerissen zwischen der 
Sehnsucht nach Anerkennung durch die 
»große« Politik und einer bis ins Para-
noide reichenden Angst, zum Spielball 
jener fi nstren Mächte zu werden, denen 
sie von jeher mit Skepsis oder gar An-
tipathie begegnen. Statt also off ensiv 
die Auseinandersetzung mit den Ak-
teuren anderer politischer Felder – vor 
allem der Wirtschaft – zu suchen und 
in der Folge auf Augenhöhe zu sein, 
zieht der Kulturbereich sich mitsamt 
seiner politischen Repräsentanz gerne 
ins eigene Biotop zurück: Dort streiten 
Kulturschaff ende dann mit Kulturpo-
litikern wahlweise um die reine Lehre 
oder das leidige Geld; natürlich unter 
aufmerksamer Anteilnahme der jeweili-
gen Kulturbürokratie. Das ist in seinem 
off ensichtlichen Schutzbedürfnis zwar 
irgendwie rührend, führt aber ins poli-

tische und schließlich auch ins mediale 
Nischendasein.

Ein echtes Lehrstück dazu war die 
Debatte um das Buch »Der Kulturin-
farkt« vor zwei Jahren. Die Autoren 
hatten es tatsächlich geschaff t, mit 
ihrer kulturpolitischen Polemik groß 
in den Spiegel zu kommen. Doch statt 
aus dieser Vorlage eine breite kultur-
politische Debatte zu machen, wurden 
Buch und Urheber im Stil der ansons-
ten im Kulturbereich eher verhassten 
medialen Populisten von Bild bis RTL 
behandelt: Erst skandalisieren, dann 
zum Buhmann machen – Ende der 
Diskussion. An diesem Vorgang hatte 
übrigens auch das Feuilleton großen 
Anteil. Eine in die Tiefe gehende Aus-
einandersetzung mit den Thesen fand 
in den Fachressorts und sogar in den 
Branchenblättern quasi nicht statt.

Dieses Phänomen ließ und lässt 
sich nicht nur am »Kulturinfarkt« be-
obachten. In einer spontanen Umfrage 
unter einem guten Dutzend willkürlich 
ausgewählter Akteure der Kulturpolitik 
für diesen Beitrag wurde unisono be-
klagt, dass es in der kulturpolitischen 
Berichterstattung an Raum und Kompe-
tenz mangele. Ob bei Gurlitt oder TTIP: 
Vieles werde oberfl ächlich abgehandelt, 
selten sachkundig nachgefragt und Kul-
turredaktionen machten sich – bewusst 
wie unbewusst – oft mit jenem Kultur-
betrieb gemein, zu dem sie eigentlich 
journalistische Distanz wahren müss-
ten. Um ehrlich zu sein: Da ist was dran. 

Mir hat eine Redakteurin erst vor nicht 
allzu langer Zeit wortwörtlich gesagt: 
»Wir sind nicht dazu da, die Kultur zu 
kritisieren, sondern sie zu beschützen«. 
Wenn Caren Miosga oder Claus Kleber 
einen vergleichbaren Satz über die Ber-
liner Politik sagten … na, da wär‘ was los.

Die kulturpolitische Berichterstat-
tung in diesem Land liegt im Argen. 
Das hat vor allem mit Psychologie zu 
tun: Nicht nur Kulturschaff ende, auch 
Kultur-Journalistinnen und Journa-
listen sind zuerst Kultur-Menschen; 
Politik und Politiker sind den meisten 
von der Mentalität her fremd. Doch 
Willensbildung und Entscheidungs-
fi ndung zu Grundlagen und Struktu-
ren des Kulturbereichs sind nun mal 
politische Prozesse. Wenn die Skepsis 
der Kulturmedienmacher dem Gegen-
über zu einer partiellen Nichtöff ent-
lichkeit der Verfahren führt, bleibt in 
der Folge ausgerechnet das kulturaffi  -
ne Publikum vom politischen Prozess 
ausgeschlossen. Die Kulturlandschaft 
ist neben ihrer Wirtschaftsordnung 
das sicherlich prägendste Element ei-
ner Gesellschaft. Wenn die zugehörige 
Kulturpolitik nicht mehr Teil der Res 
Publica, der öff entlichen Sache ist, wird 
der Schaden auf lange Sicht größer sein 
als nur ein Krisengebiet im Feuilleton.

Peter Grabowski ist kulturpolitischer 
Reporter im öff entlichen-rechtlichen 
Rundfunk, im eigenen Blog und als 
Moderator von Panels und Podien
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Das Internet braucht Grenzen 
Plädoyer für eine 
Zivilisierung im Netz

LOTHAR MIKOS

D as Internet. Was ist in den 
vergangenen Jahren nicht 
alles darüber gesagt und ge-
schrieben worden – nicht nur 

online, sondern auch ganz »old school« 
auf gedrucktem Papier. Lange schien 
es so als würden die Hippieträume der 
er Jahre von einer Welt in Frieden 
und Wohlstand endlich wahr werden. 
Doch diese Vorstellungen, die mit dem 
Internet verbunden waren, hatten mit 
der Realität wenig zu tun. Sie haben sich 
als Illusionen entpuppt. Umso größer 
ist die Enttäuschung bei denjenigen, 
die diese illusionäre Ideologie massiv 
gestützt und verbreitet haben. 

Seit der Aufdeckung der globalen 
NSA-Spionage durch Edward Snowden 
ist selbst Sascha Lobo skeptisch gewor-
den und hat seiner Enttäuschung Luft 
gemacht. Jüngst hat Mercedes Bunz 
verkündet, das Internet sei nun in der 
vierten Phase seiner Entwicklung ange-
kommen, dem der Ernüchterung, denn 
so konstatiert sie im »Tagespiegel« vom 
. Mai dieses Jahres: »Der utopische 
Glaube an eine bessere Welt dank des 
Internets ist verfl ogen.« Auch weil mit 
dem Internet nicht automatisch de-
mokratisches Handeln verbunden sei. 
Nicht nur die NSA-Überwachung auch 
Shitstorms aller Art, Mobbing und die 
Verbreitung von Kinderpornographie 
haben nicht gerade zu einer demokra-
tischen Kultur einer Zivilgesellschaft 
beigetragen.

Das Internet hat sicher viele Din-
ge vereinfacht, die Möglichkeiten der 
weltweiten Kommunikation mit dem 
Austausch von Texten, Tönen, Bildern, 
Videos etc., die Möglichkeiten der welt-
weiten Ausspähung von Bürgern, Wirt-
schaftsunternehmen, Verbänden und 
staatlichen Institutionen, den weltwei-

ten Zugang zu Produkten ebenso wie zu 
Kultur, die Möglichkeiten der Partizipa-
tion, aber eben auch die Möglichkeiten 
der Denunziation und der Beleidigung. 
War der Stammtisch früher eine örtlich 
begrenzte Teilöff entlichkeit, die als Ne-
gativfolie für politische Partizipation 
und soziales Engagement galt, ist er 
nun in der Öff entlichkeit des Internet 
angekommen. Dies mag auch damit zu-
sammenhängen, dass sich die Grenzen 
zwischen Privatheit und Öff entlichkeit 
verschoben haben – das Private ist zwar 
politisch, aber nicht unbedingt öff ent-
lich. Der Terror der öff entlichen Privat-
heit führt nur zum Verschwinden von 
politischer und sozialer Partizipation, 
weil sie den Ort der Öff entlichkeit als 
Ort der gesellschaftlichen Kritik dis-
kreditiert.

Das Internet ist nicht frei, es bietet 
lediglich eine technische Infrastruktur, 
die von globalen Konzernen bereitge-
stellt wird, um damit Geld zu verdienen. 
Als technische Struktur ist es weder 
demokratisch noch undemokratisch, 
weder frei noch unfrei, weder privat 
noch öff entlich, weder moralisch noch 
unmoralisch. Es kommt auf die Anbieter 
und die Nutzer an, auf den Staat und 
gemeinnützige Organisationen. Das 
Internet an sich hat keine Bedeutung, 

sie wird ihm von Konzernen, die mit ihm 
Geld verdienen wollen, und von Nut-
zern, die es zu eigenen Zwecken nutzen 

– wenn sie denn darin frei sind –, verlie-
hen. In seinem neuen Buch hat Jaron 
Lanier noch einmal darauf hingewiesen, 
dass das Internet oft mit dem Wilden 
Westen verglichen werde, »mit seinen 
Pionieren und Banditen und dem Ver-
sprechen von kostenlosem Land«. Doch 

im wahren Westen war dieses Land nur 
über eine Eisenbahn zu erreichen, die 
das Monopol auf die schnelle Eroberung 
des Westens hatte. Und im wahren In-
ternet ist die vermeintlich kostenlose 
Freiheit nur zu erreichen, wenn man In-
ternetanschlüsse von Unternehmen der 
Telekommunikationsbranche nutzt, und 
wenn man Suchmaschinen und soziale 
Netzwerke nutzt, die Big Data sammeln, 
um diese an Werbekunden zu verkaufen. 
Der geneigte Nutzer hat lediglich die 
Wahl, welchem Telekommunikations- 
und Internetkonzern sie zu mehr Profi t 
und mehr Macht verhelfen will.

Das Internet existiert nicht unab-
hängig von den Gesellschaften, in de-
nen es genutzt wird. Daher bedeutet das 
Internet in China etwas anderes, als in 
Ägypten oder Schweden. Es bietet die 
technische Möglichkeit Informationen 
grenzenlos zu verbreiten und Kommu-
nikation über große Entfernungen zu 
ermöglichen, denn jeder Anbieter ist 
irgendwo auf der Welt lokalisiert, und 
dort gelten bestimmte juristische, öko-
nomische, politische und soziale Bedin-
gungen. Das gleiche triff t auf die Nutzer 
zu. Während ein Nutzer für eine öff ent-
liche Kritik am politischen System in 
Russland verurteilt und ins Arbeitslager 
geschickt werden kann, kann ihm dies 
in Deutschland nicht passieren, weil 
der Arm des russischen Gesetzes nicht 
bis nach Deutschland reicht. Während 
eine Nutzerin in Deutschland für ille-
gale Downloads von Filmen verurteilt 
werden kann, würde ihr dies in Chi-
na vermutlich nicht widerfahren. Die 
Beispiele zeigen, dass man im Internet 
längst nicht alles machen kann, auch 
wenn dies manchmal so scheint. Und 
das ist gut so.

Das Internet braucht Grenzen, ge-
nauso wie Kinder Grenzen brauchen, 
wenn sie zu einem sozial verantwort-
lichen Individuum erzogen werden, das 
gemeinschafts- und gesellschaftsfähig 
ist. Das Internet ist davon noch weit 
entfernt. Während in Unternehmen 

und Institutionen Compliance Regeln 
und sogenannte »Code of Conducts« ein 
ethisches Grundverständnis defi nieren, 
und in sozialen Zusammenhängen wie 
Vereinen und Verbänden oder Orten so-
zialer Zusammenkunft wie Restaurants 
geschriebene und ungeschriebene Re-
geln des Miteinanders gelten, scheint 
dies im Internet nicht der Fall zu sein. 

Kürzlich hat das Deutsche Institut 
für Vertrauen und Sicherheit im Inter-
net (DIVSI) einen Bericht vorgelegt, der 
den Titel trägt: »Braucht Deutschland 
einen Digitalen Kodex?«. Die Antwort 
fällt positiv aus, auch wenn konkrete 
Vorschläge für einen Kodex nicht ge-
macht werden. Stattdessen werden 
Bereiche defi niert, in denen die Verhal-
tensregeln greifen sollen, ein sachlicher, 
ein inhaltlicher und ein persönlicher 
Anwendungsbereich. Ein digitaler Ko-
dex müsste für Plattformen, für An-
bieter und für Nutzer gelten. Der Staat 
bzw. die Staatengemeinschaft könnte 
bei der Implementierung eines digita-

len Kodex eine wichtige Rolle spielen, 
und das muss er auch, da seine Regulie-
rungsbestrebungen nur schwer durch-
setzbar sind. Ein digitaler Kodex müsste 
zumindest die Selbstverpfl ichtung aller 
Akteure beinhalten, sich diesen Verhal-
tensregeln zu unterwerfen.

Das Internet kann und sollte nicht 
außerhalb der Zivilgesellschaft exis-
tieren, es muss in sie integriert werden. 
Das Internet muss zivilisiert werden, 
um die Phase des Wilden Westens 
hinter sich zu lassen. Es muss sich 
den allgemeinen Regeln unterwerfen, 
die eine gelingende Zivilgesellschaft 
ausmachen. Erst dann wird es seiner 
kulturellen Rolle gerecht.

Lothar Mikos ist Vorsitzender des 
Fachausschusses Medien, seit Juli  
Professor an der Filmuniversität Ba-
belsberg »Konrad Wolf« und geschäfts-
führender Direktor des Erich Pommer 
Instituts für Medienrecht, Medienwirt-
schaft und Medienforschung gGmbH

Das Internet an sich ist 
weder demokratisch, 
weder frei noch unfrei

Aktion »Ein Bett für Snowden« von Campact Anfang Juni in Köln
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Stiefkinddasein beenden
Der Deutsche Computer-
spielpreis muss nach der 
nächsten Wahl zurück zum 
BKM

MALTE BEHRMANN

D ie Entscheidung der Bundesre-
gierung, den Deutschen Com-
puterspielpreis (DCP) von der 

Zuständigkeit Der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien (BKM) in das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur 
zu verlegen (BMVI), ist für diejenigen, 
die eine solche Entscheidung im Kanz-
leramt und in den Fraktionen getrof-
fen haben, sicher nur eine Petitesse. 
Für den Bereich Kultur und Medien 
als Politikfeld in Deutschland ist es 
das jedoch nicht. Hier wird eine neue 
Schwerpunktsetzung deutlich, die so-
wohl politische Implikationen hat, als 
auch die Intentionen der nunmehr prä-
genden Personen widerspiegelt.

Zunächst ein Blick zurück: Die Ein-
richtung des DCP war eine der wich-
tigsten Maßnahmen, mit denen sich der 
Deutsche Bundestag für eine kulturelle 
Betrachtung des Phänomens Compu-
terspiele entschieden hatte und damit 
gegen eine Verbotsstrategie, wie sie 
seinerzeit aus Bayern verfolgt wurde. 
Die Initiative dazu kam aus der Mitte 
des Parlaments. Sie spiegelte eine ge-
sellschaftliche Entwicklung wider und 
gab einem off enen und digitalisierungs-
freundlichen Kulturverständnis ein po-
litisches Gesicht. Daher war auch natür-
lich die Bundeskulturpolitik, der BKM, 
erster und federführender Ausrichter. 

Heute tritt innerhalb des neuen 
BMVI vor allem die furchtlose und mo-
derne Staatssekretärin Dorothee Bär 
(CSU) in den Fokus; bereits als junge 
Abgeordnete in der Zeit der zweiten 
großen Koalition hat sie die Zustim-
mung ihrer bayerischen Partei und 
Fraktion für die Einrichtung dieses Prei-
ses als kulturpolitische Maßnahme des 
Bundes erreichen können. Sie ist mit 
der kleinen und nicht immer von der 
CSU besonders freundlich behandelten 
Games Industrie gut vernetzt und wird 

von ihr hoch geachtet. Wie Peter Tauber, 
der heute CDU-Generalsekretär ist, ge-
hörte sie lange der  Jury des Preises an. 
Sie kennt seine nachhaltige politische 
Wirkung und  auch die komplizierten 
Details in den Niederungen der Games 
Politik. Es ist Dorothee Bär nicht vor-
zuwerfen, dass sie den Preis »an sich 
zog«, als sie ins BMVI ging. Sie wollte 
ihn haben und solange sie persönlich 
die Ergebnisse dieser Rochade mit be-
einfl ussen kann, ist der Preis dort si-
cherlich in guten Händen. 

Viel problematischer ist die Tatsache, 
dass unsere neue BKM Monika Grütters 
(CDU) den Preis off ensichtlich nicht 
haben wollte. Sie hat sich mittlerweile 
öff entlich für das Thema Computer-
spielpolitik für »nicht zuständig« er-
klärt. Meine persönliche Einschätzung 
dabei ist die folgende: Auch wenn sie 
erst nach der Wende nach Berlin ge-
kommen ist, handelt Monika Grütters 
wie eine »Wilmersdorfer Witwe«. Sie ist 
geprägt vom Denken der West-Berliner 
CDU der Vorwendezeit, die damals den 
berechtigten Überlebenskampf der Sys-
teme eben auch kulturell führte und 
mitunter einen etwas unzeitgemäß 
anmutenden Konservativismus an 
den Tag legt. Monika Grütters möchte 
eben lieber das Berliner Stadtschloss 
(in Form des Humboldt-Forums) wie-
dereröff nen als sich wie ihr Vorgänger 
in eine komplizierte Debatte über die 
kulturelle Bedeutung von Computer-
spielen, nicht zuletzt auch in der eige-
nen Partei, verstricken. Wahrscheinlich 
lässt Angela Merkel Monika Grütters 
gerne gewähren, da das Reformtempo 
der Kanzlerin dem einen oder anderen 
in der CDU zu hoch ist. Da tut es gut, 
wenn wenigstens die BKM alte Werte 
predigt: Schinkel bleibt Schinkel. 

Im Vergleich zu ihrem Vorgänger 
Bernd Neumann wird der Riss jedoch 
besonders deutlich. Neumann ist ein 
liberaler Bremer, der das kreative Schaf-
fen von Künstlern aus vollem Herzen 
bestaunt. Neumann war als Minister 
ohne jede Hybris politisch professionell, 
denn er diente mit off enem Visier der 
Sache; das macht ihn so vertrauens-
würdig. Neumann war eigentlich so et-
was wie ein verkappter Produzent. Ihm 

ging es darum, mit seinen Mitteln – der 
Politik – Kreative auf ihrem riskanten 
Weg zu begleiten, ihnen zu helfen, wo 
er konnte. Neumann ging es stärker um 
den Schaff ensprozess selbst, egal ob 
da ein Theaterstück, eine Plastik, ein 
Film oder gar ein Computerspiel dabei 
herauskam. Auch wenn er selbst viel-
leicht nichts mit dem Ergebnis anfan-
gen konnte, respektierte er doch den 
Künstler und ließ ihm um seiner selbst 
Willen einen sehr großen Freiraum. 
Bernd Neumann hat sich mit breitem 
Kreuz den aufgeregten Debatten um 
den Deutschen Computerspielpreis 
gestellt. Die Anerkennung und Dank-
barkeit der Spieleindustrie dafür fi el 
leider – so viel Selbstkritik sei erlaubt 

– manchmal zu schwach aus. 
Monika Grütters ist eher eine ver-

kappte Museumsdirektorin, die Be-
stehendes betrachtet, einordnet und 
genießen möchte. Auch wenn ihr die 
Freiheit der Kunst wohl bewusst ist, hat 
sie eine viel genauere Meinung darüber, 
was sie gut und schlecht fi ndet als ihr 
Vorgänger. Ich möchte ihr zugutehalten, 
dass sie an diesem Punkt nach meinem 
Eindruck mit sich kämpft, denn sie weiß 
um die Mehrdimensionalität des künst-
lerischen Schaff ens und sie weiß, dass 
in jeder Epoche Innovatoren erst um die 
Anerkennung kämpfen mussten, aber 
diese letztlich auch erlangten und eine 
neue Epoche einleiteten. Aber im Er-
gebnis mag sie die Freiheit von Kunst 
und Kultur und den Schaff ensprozess 
weniger respektieren als der sensible 
und zurückhaltende Neumann, auch 
wenn sie vielleicht mehr darüber redet. 
Denn letztlich gibt sie dann doch ihren 
bildungsbürgerlichen Wurzeln nach und 
geht lieber mit der Kanzlerin in die Oper. 
Und beim Deutschen Computerspiel-
preis war dann für sie ganz persönlich 
das Ende der Fahnenstange erreicht. Für 
den will sie nicht zuständig sein. 

Um nicht falsch verstanden zu wer-
den: Das Vorgehen von Monika Grütters 
ist legitim; sie ist eine demokratisch ge-
wählte Abgeordnete und Kulturstaats-
ministerin. Aber sie muss auch kritische 
Fragen zulassen. Denn die politischen 
Folgen sind ein kaum absehbarer lang-
fristiger Schaden für die kulturelle An-

erkennung von Computerspielen, die 
durch den Beschluss des Bundestages 
aus den Tagen der zweiten großen 
Koalition begründet wurde. Dahinter 
steht ein Verständnis von Kultur, dass 
sich von den stattfi ndenden Umwäl-
zungen im Medien- und Kultursektor 
wegduckt anstelle sie kulturpolitisch 
zu gestalten. Das wirkt sich regulato-
risch und förderungspolitisch aus, bis 
hin zu TTIP.  Seinerzeit hatte der tod-
kranke CDU-Bundestagsabgeordnete 

Jo Krummacher maßgeblichen Anteil 
an der Unterstützung seiner Partei für 
das damals nicht unumstrittene Projekt. 
Heute scheinen sich zukunftsoff ene 
Kulturpolitiker in der der CDU-Bun-
destagsfraktion nicht aus der Deckung 
zu trauen.

Für diejenigen innerhalb der Games-
branche, die Deutschland ohnehin nur 
als Computerspielmarkt begreifen wol-
len, weil sie nur importieren und hier 
nicht maßgeblich selber produzieren, 
ist diese Entwicklung eher unwichtig. 
Sie wiegeln heute ab, das sei alles doch 
nicht so schlimm. Für diejenigen jedoch, 
die hohe persönliche Risiken eingehen, 
um in Deutschland kulturell bedeutsam 
und breitenwirksam Computerspiele 
herzustellen, ist diese Entwicklung eine 
regelrechte Katastrophe. Sie ist ein fa-
taler und modernisierungsfeindlicher 
Rückschritt. Es zeigt sich, dass sich die 
deutschen Verbände der Spieleindustrie 
in den letzten Jahren zu viel mit sich 
selbst beschäftigt haben. Die Stimme 
der Produzenten ist schwächer gewor-
den und andere Länder fördern – und 
importieren – munter weiter. Die kul-
turelle Anerkennung von Computer-
spielen in Deutschland ist ein unum-
kehrbarer Prozess – ein Ergebnis der 
gesellschaftlichen Entwicklung. Denn 
die kulturelle Anerkennung fi ndet ja vor 
allem in der Gesellschaft statt. Daran 
kann eine Zuständigkeitsregelung der 
Bundesregierung heute nichts mehr än-
dern. Jedenfalls ist es kaum vorstellbar, 

dass die kulturelle Anerkennung ein-
fach so wieder entzogen werden kann 
wie ein Orden. Die Welt um Monika 
Grütters herum ist ja dieselbe wie zu-
vor, auch wenn sie sich – als Ausdruck 
ihrer ganz persönlichen Interpretation 
ihres Amtes – nicht zuständig fühlt. In-
sofern ist es falsch, abzuwiegeln und 
so zu tun als handele es sich um rand-
ständige Aufgeregtheiten: Die Frage, 
ob der Computerspielpreis beim BKM 
angesiedelt ist oder nicht, spiegelt 
wie unter einem Brennglas den Willen 
Deutschlands wider, sich auch kulturell 
mit der digitalen Revolution auseinan-
derzusetzen.  

Ein kulturpolitisches Positivum kann 
ich dem Ganzen dennoch abgewinnen: 
Was habe ich mir viele Jahrzehnte ge-
wünscht, dass es einen BKM gibt, der 
eine ästhetisch-kulturpolitische Linie  
vorgibt und damit die ewige Dominanz 
der Länder in der Debatte neu akzentu-
iert. Das hat Monika Grütters aus dem 
Stand geschaff t, sie macht inhaltliche 
Kulturpolitik. Sie konzentriert sich da-
bei leider stärker auf die sogenannte 
Hochkultur als die letzte Bundesregie-
rung und stellt sich eher gegen einen 
weiten Kulturbegriff , den die Länder 
heute häufi g vertreten. Wie schade nur, 
dass, wenn die BKM endlich eine Mei-
nung äußert und durchsetzt, es eine ist, 
bei der ich komplett anderer Meinung 
bin. So ist das eben in einer Demokratie. 
Daher gilt für mich die Forderung: In 
der nächsten Legislaturperiode muss 
der Deutsche Computerspielpreis aber 
zurück zum BKM kommen. 

Malte Behrmann ist heute Rechtsan-
walt und Hochschullehrer in Berlin. 
Von  bis  war er politischer 
Geschäftsführer des GAME Bundesver-
bands und von  bis  General-
sekretär der European Game Developer 
Federation (EGDF) 

Kultur ist nicht nur 
Hochkultur
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In diesem Jahr wurde der Deutsche Computerspielpreis erstmals nicht von der Kulturstaatsministerin verliehen, sondern von Alexander Dobrindt, Minister für Verkehr und digitale Infrastruktur. Diesen 
Zuständigkeitswechsel sahen viele in der Branche kritisch

REAKTION

Dieser Artikel ist eine Reaktion auf 
die Beiträge von Dorothee Bär und 
Felix Zimmermann in der letzten 
Ausgabe (P&K /, S. ). 



Politik & Kultur | Nr. /  | September — Oktober  31 WISSENSWERTES

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates
Für eine Verantwortungspartnerschaft in der kulturellen Bildung für Kinder und Jugendliche

Berlin, den ... Der Deutsche 
Kulturrat, der Spitzenverband der Bun-
deskulturverbände, begrüßt, dass die 
Kultusministerkonferenz (KMK) mit 
ihrer »Empfehlung der Kultusminis-
terkonferenz zur kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung« eine gemeinsame 
Agenda aller an der kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung beteiligten gesell-
schaftlichen Kräfte vorschlägt. Ebenso 
begrüßt der Deutsche Kulturrat, dass 
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und 
SPD eine verbesserte Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern in bildungs- und 
kulturpolitischen Fragen avisiert wird. 
Der Deutsche Kulturrat greift mit dieser 
Stellungnahme den Vorschlag der KMK 
einer gemeinsamen Agenda für kultu-
relle Bildung auf. Der Deutsche Kultur-
rat sieht die KMK selbst auch gefordert, 
die Empfehlungen zur kulturellen Bil-
dung für ihren Verantwortungsbereich 
der Bildungspolitik zu konkretisieren 
und weiterzuentwickeln. 

Eine gemeinsame Agenda für kul-
turelle Bildung bedarf nach Auffas-
sung des Deutschen Kulturrates ei-
nes verbindlichen Zusammenwirkens 
zwischen Bund, Ländern, Kommunen 
und der organisierten Zivilgesellschaft. 
Weiter bedarf es einer verbindlichen 
ressortübergreifenden Zusammenar-
beit. Die Verbände und Vereine der or-
ganisierten Zivilgesellschaft mit ihren 
umfangreichen Fachkompetenzen bün-
deln die unterschiedlichen Entwicklun-
gen aus diesem Feld, refl ektieren sie 
und spiegeln die Diskussionsprozesse 
sowie Erkenntnisse in Praxis, Theorie 
und Politik zurück. Sie können daher 
in besonderer Weise den Bedarf von 
Kindern und Jugendlichen im Bereich 
der kulturellen Bildung beschreiben, 
Entwicklungspotenziale aufzeigen 
und auf Fehlentwicklungen hinwei-
sen. Der Deutsche Kulturrat teilt die 
Einschätzung der KMK, dass die He-
rausforderung für alle Akteure darin 
besteht, ihr Handeln mit dem Ziel einer 
ganzheitlichen Bildung in gemeinsa-
mer Verantwortung auszugestalten und 
verlässliche Strukturen zu schaff en, in 
denen sich ein qualitätsvolles und lang-
fristig wirkendes Angebot entfalten 
kann. Der Deutsche Kulturrat begrüßt 
ausdrücklich die begonnene Debatte, 
das Kooperationsverbot von Bund und 
Ländern im Bildungsbereich zu lockern 
und fordert, diese Öff nung auch über 
den Hochschulbereich fortzusetzen.

Kulturelle Bildung ist nach Auff as-
sung des Deutschen Kulturrates mehr 
als Kulturvermittlung. Bereits im Be-
griff  der kulturellen Bildung spiegelt 
sich der Bildungsauftrag. Kulturelle 
Bildung setzt Teilhabechancen voraus. 
Kulturelle Bildung für Kinder- und Ju-
gendliche ist in der Jugend-, Bildungs- 
und Kulturpolitik verortet. Daher sind 
in den Parlamenten und Regierungen 
unterschiedliche Ausschüsse und Res-
sorts mit kultureller Bildung befasst. 
Durch diese Verortung ist die kulturelle 
Bildung in besonderer Weise geeignet, 
Potenziale der Vernetzung und der Zu-
sammenarbeit mit unterschiedlichen 
Partnern zu entfalten, für ihre Belan-
ge in unterschiedlichen Politikfeldern 
einzutreten und mit Partnern zusam-
menzuarbeiten, die nicht originär der 
kulturellen Bildung zuzuordnen sind. 

Für eine gelingende Partnerschaft 
bedarf es verlässlicher Vereinbarun-
gen zur Übernahme von Verantwortung 
durch die verschiedenen Partner für die 
Ziele und Aktivitäten in ihren jeweili-
gen Zuständigkeitsbereichen sowie den 
konstruktiven Austausch untereinander 
darüber. 

Die zivilgesellschaftlichen Akteure sind 
zum einen selbst im Feld der kulturellen 
Bildung tätig, zum anderen treten sie 
für die Stärkung der kulturellen Bildung 
ein. Durch ihren Kontakt mit der Basis 
kennen sie die Anforderungen und den 
Bedarf vor Ort. Sie übernehmen selbst 
Verantwortung für die Konzeption und 
Umsetzung von Angeboten. Im Sinne 
des Subsidiaritätsprinzips sind zuerst 
die zivilgesellschaftlichen Akteure ge-
fordert und müssen in die Lage versetzt 
werden, Angebote kultureller Bildung 
kontinuierlich und qualitätsvoll zu 
unterbreiten und den Diskurs im oben 
beschriebenen Sinne zu bündeln. 

Die Städte, Gemeinden und Kreise 
(Kommunen) haben den Auftrag kom-
munaler Daseinsvorsorge. Sie sind 
verantwortlich für den Erhalt und die 
Sicherung der Infrastruktur kulturel-
ler Bildung und sind in besonderer 
Weise der Teilhabegerechtigkeit und 
Zugangsoffenheit verpflichtet. Zur 
Infrastruktur kultureller Bildung ge-
hören beispielsweise Musikschulen, 
Bibliotheken, Kommunale Kinos, Ju-
gendkunstschulen, Soziokulturelle Zen-
tren oder Vereine. Die Kommunen sind 
auch für freie Kulturinitiativen und die 
Förderung der kulturellen Jugendarbeit 
verantwortlich. Die Institutionen der 
kulturellen Bildung befi nden sich teil-
weise in kommunaler Trägerschaft oder 
werden beispielsweise als freie Träger 
von ihnen fi nanziell unterstützt. Die 
Infrastruktur kultureller Bildung be-
darf einer verlässlichen Grundförde-
rung, um ihre Arbeit nachhaltig und 
langfristig entwickeln zu können. Dazu 
gehören auch die Unterstützung fach-
lich geeigneter zivilgesellschaftlicher 
Akteure sowie die Finanzierung bzw. 
Bereitstellung von geeigneten Gebäu-
den und Räumlichkeiten sowie deren 
Ausstattung. Hierzu zählen weiterhin 
die Schulgebäude sowie die Gebäude 
von Kindertagesstätten und Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe. Eine 
der wesentlichen Zukunftsaufgaben zur 
Sicherung der Infrastruktur ist nach 
Auff assung des Deutschen Kulturrates 
eine verlässliche Kommunalfi nanzie-
rung. Die Kommunen können einen 
wesentlichen Beitrag zur Vernetzung 
und zur Zusammenarbeit der Akteure 
vor Ort leisten. 

Die Länder sind in der kulturellen 
Bildung verantwortlich für die künstle-
rischen Schulfächer (Kunst, Musik und 
Theater), die Berufsvorbereitung für 
künstlerische Berufe beispielsweise an 
Musikschulen sowie die frühkindliche 
Bildung in Kindertageseinrichtungen. 
An den Hochschulen werden die künf-
tigen Kunst-, Musik- und Theaterlehrer 
ausgebildet. Die Länder legen die Curri-
cula für den Unterricht in Kunst, Musik, 
Theater und Tanz fest und tragen die 
Verantwortung für deren sachliche und 
personelle Ausstattung. Die besondere 
Chance der künstlerischen Schulfächer 
besteht darin, alle Kinder und Jugend-
lichen zu erreichen. Durch sie kommen 
also auch jene Kinder und Jugendlichen 
mit den verschiedenen künstlerischen 
und ästhetischen Disziplinen in Berüh-
rung, die ansonsten nicht die Chance, 
die familiäre Anregung oder eigene 
Motivation dazu hätten. Die künstle-
rischen Schulfächer verlangen als Teil 
der Allgemeinbildung eine entspre-
chende Ausbildung der Lehrkräfte mit 
spezifi sch künstlerischen Inhalten und 
Auslastung aller Kapazitäten. Neben der 
Verantwortung für die künstlerischen 
Schulfächer setzen sich viele Länder für 
eine Zusammenarbeit von Schulen mit 
Kultureinrichtungen oder von Schulen 
mit Künstlern ein. Derartige Koopera-
tionen setzen voraus, dass innerhalb 

der Schule die Kontinuität der Schul-
fächer erweitert und erhalten bleibt, 
kulturelle Schulentwicklungsprozesse 
unterstützt und Ressourcen zur Verfü-
gung gestellt werden. Zugleich bietet 
das Lernen am sogenannten dritten Ort 
spezifi sche Bildungschancen. Darüber 
hinaus tragen die Länder im Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe eine unmittel-
bare Verantwortung für die kulturelle 
Bildung. In einigen Ländern ergibt sich 
hieraus auch die Verantwortung für die 
Ausstattung. Hier existieren langfris-
tige Förderstrukturen, an die mit neu-
en Projekten angeknüpft werden kann. 
Mit Blick auf die vorberufl iche kultu-
relle Bildung übernehmen die Länder 
Verantwortung für die Ausbildung und 
damit den Berufsweg junger Künstler. 
Weiter obliegt den Ländern die Entwick-
lung der Curricula für die Ausbildung 
von Erziehern. Es gilt darauf zu achten, 
dass kulturelle Bildung ein wesentlicher 
Bestandteil der Erzieherausbildung ist, 
sowohl in der Fachschul- als auch in der 
zunehmend an Bedeutung gewinnen-
den akademischen Ausbildung. Weiter 
zu stärken sind jedoch auch nach dem 
Subsidiaritätsprinzip zivilgesellschaft-
liche Träger der Aus- und Fortbildung, 
also Einrichtungen wie die Bundes- und 
Landesakademien, die Medienzentren, 
Facheinrichtungen und Verbände der 
verschiedenen Kunstsparten, die Fortbil-
dungen entwickelt haben und in hoher 
Qualität anbieten.

Der Bund übernimmt unter anderem 
mit der im Sozialgesetzbuch VIII ge-
regelten Kinder- und Jugendhilfe Ver-
antwortung für die kulturelle Bildung. 
Die kulturelle Bildung ist als ein För-
derprogramm im Kinder- und Jugend-
plan verankert. Mittels des Kinder- und 
Jugendplans werden bundeszentrale 
Verbände und Institutionen der kultu-
rellen Bildung nachhaltig unterstützt 
und konnten auf der Folie dieser nach-
haltigen Förderstruktur ihre Expertise 
und Qualität entwickeln, auf die von an-
deren Institutionen und im Rahmen von 
Projekten zurückgegriff en wird. Weiter 
unterstützt der Bund im Rahmen von 
Projekten und Programmen, Wettbe-
werben und Preisen die kulturelle Kin-
der- und Jugendbildung zum Beispiel 
auch in den Ressorts Bildung und Kultur. 

Der Bund ist ferner für die Rahmen-
bedingungen der kulturellen Bildung 
zuständig, sei es im Steuer-, im Sozial- 
oder auch im Urheberrecht. Dabei regelt 
der Bund auch die Rahmenbedingun-
gen für privatwirtschaftliche Anbieter 
kultureller Bildung, die zur Landschaft 
kultureller Bildung gehören wie bespiel-
weise freiberufl iche Musikerzieher, freie 
Musikschulen, Kinos, Tanzschulen oder 
freiberufl iche Kulturvermittler.

Neben Kommunen, Ländern, dem 
Bund und den Vereinen und Verbän-
den sind auch die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften, Stiftungen sowie 
Kultureinrichtungen wichtige Akteure 
im Bereich der kulturellen Kinder- und 
Jugendbildung. Die Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften haben eine lange 
Tradition in der kulturellen Kinder- und 
Jugendbildung. In Kultureinrichtun-
gen gewinnen die Kulturvermittlung 
und kulturelle Bildung an Bedeutung. 
Sie bereichern damit das Spektrum an 
Anbietern und Angeboten kultureller 
Bildung. Weiter sind die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten gemäß 
ihres Bildungs- und Kulturauftrags in 
der Pfl icht, sich der kulturellen Bildung 
zu widmen und entsprechende Ange-
bote bereitzuhalten.

Der Deutsche Kulturrat erwartet von 
den Ländern eine Ergänzung und Kon-
kretisierung der genannten KMK-Emp-
fehlungen: insbesondere eine umfas-
sende Erhebung zur Lage der künstle-
rischen Schulfächer, bedarfsorientierte 
Programme für die Lehreraus- und -wei-
terbildung, um dem fachfremd erteil-
ten Unterricht entgegenzuwirken, eine 
vollständige Verankerung der künstleri-
schen Schulfächer in den Stundentafeln 
aller Schulformen sowie die Wahrung 
der Eigenständigkeit der jeweiligen 
künstlerischen Schulfächer und damit 
eine Absage an Verbundfächer wie z.B. 
Lernbereich Ästhetische Bildung.

Im Sinne einer Verantwortungspart-
nerschaft für die kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung fordert der Deutsche 
Kulturrat:
 • eine bedarfsgerechte Kommunalfi -
nanzierung, damit die Kommunen 
in der Lage sind, eine Infrastruktur 

kultureller Bildung selbst vorzu-
halten oder zu unterstützen sowie 
die Zweckbindung von Mitteln für 
Kunst, Kultur und kulturelle Bil-
dung, um Kommunen, die sich in der 
Haushaltssicherung befi nden, Hand-
lungs- und Fördermöglichkeiten zu 
eröff nen,

 • eine kontinuierliche, bedarfsgerech-
te, nachhaltige Förderung der Insti-
tutionen und Angebote kultureller 
Bildung,

 • die Einbeziehung von Schulen und 
Institutionen sowie Angeboten 
kultureller Bildung in kommunale 
Bildungslandschaften sowie eine 
Gemeinwesenorientierung der 
Schulen,

 • eine Anerkennung und Stärkung der 
Qualität kultureller Bildung durch 
die Förderung von Aus- und Wei-
terbildung sowie die Beschäftigung 
und angemessene Bezahlung von 
Fachkräften, um einer Entprofessio-
nalisierung entgegenzuwirken,

 • eine Verstetigung bewährter Pro-
jektförderungen wie z.B. »Kultur 
macht stark. Bündnisse für Bildung« 
und die Übernahme bewährter und 
erfolgreicher Ansätze und Einrich-
tungen in dauerhafte Förderungen,

 • die Bereitstellung von zusätzlichen 
Mitteln für die kulturelle Bildung in 
öff entlichen und zivilgesellschaftli-
chen Kultur- und Bildungseinrich-
tungen,

 • bei der Reform des Kinder- und 
Jugendplan des Bundes (KJP) die 
Eigenständigkeit eines Programms 
Kulturelle Bildung als unentbehr-
liche Säule für kulturelle Teilhabe 
in der Jugendpolitik zu sichern und 
in der Weiterentwicklung der KJP-
Förderrichtlinie dem spezifi schen 
Bedarf der bundeszentralen Verbän-
de für kulturelle Bildung Rechnung 
zu tragen und

 • die Schaff ung und Sicherung von 
individuellen Freiräumen zeitlicher 
und räumlicher Art für kulturelle 
Bildung. 

Kulturelle Bildung muss den künstle-
rischen Prozess und die ganzheitliche 
Entwicklung der Persönlichkeit in den 
Mittelpunkt rücken und darf sich nicht 
an der Verwertbarkeit orientieren.
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THEO GEIẞLER

Horror, Notstand, Abgrund: Deutsch-
lands Brutto-Inlands-Produkt (BIP) 
sinkt ebenso aktuell wie überraschend 
um Nullkomma-Zwo Prozent. Galop-
pieren wir blind in nordkoreanische 
Ökonomie-Verhältnisse? Italien rum-
pelt in die Rezession. Die Euronen-Zone 
stottert und humpelt. Angeblich denken 
Österreich, die Schweiz und Liechten-
stein schon darüber nach, ihre Grenzen 
vor abgemagerten bundesrepublikani-
schen Wirtschaftsfl üchtlingen zu schüt-
zen, auch um deren Flucht übers Mit-
telmeer nach Nordafrika etwas schwerer 
zu machen. Der DAX röchelt kurz vor 
dem Erstickungstod knapp über der 
Neuntausender-Marke herum. Krauss-
Maff ei, Heckler & Koch, Sig Sauer sowie 
weitere wichtige Protagonisten unse-
res Wirtschafts-Wunderlandes denken 
über Werksschließung nach. Und wer ist 
schuld? Natürlich die Politik.

Was haben wir da für einen trägen, 
moralinsauren Beamtenhaufen im Bun-
destag und in den Länder-Parlamenten 
versammelt. Hochbezahlte pensionsbe-
rechtigte Bedenkenträger, ideologiege-
schwängerte Oberfl ächen-Rhetoriker 
und Floskel-Akrobaten mancherlei 
Geschlechtes. Allen voran eine Bun-
deskanzlerin, die im Katzenkörbchen 

liegt und seit Jahren monoton vor sich 
hin schnurrt und tätzelt. An ihrer Seite 
ein Vizekanzler, der demnächst, wenn 
er nicht platzt, auch noch den Export 
von Audi-, BMW-, Mercedes- und gar 
Volkswagen-Edelkarossen nach China, 
Russland oder Saudi-Arabien verbieten 
wird. Um die bedrohliche Mobilität in 
diesen – zugegeben menschenrecht-
lich betrachtet etwas problematischen 

– Ländern zu hemmen. Mit der Folge, 
unsere ehedem so gesunde Volkswirt-
schaft restlos in die Knie zu zwingen. 
Dann ein Außenminister, mit dessen 
folgenarmem Reiseetat der fast allseits 
ungeliebte »Soli« spielend zu fi nan-
zieren wäre. Vor lauter pseudosozialer 
muff -humanistischer Warmluft geriet 
die gute alte aber ewig gültige Maxime 
»Das Hemd ist mir näher als die Jacke« 
bei den regierenden Weicheier-Kreisen 
off ensichtlich in Vergessenheit.

Es waren Unternehmer-Typen, Au-
ßenseiter, Querköpfe, geschickte listige 
Einzelkämpfer, die dereinst dieses unser 
Land in materielle Stabilität und inter-
nationales Ansehen brachen: der Erz-
kapitalist Ludwig Erhard, gemütlicher 
Zigarrenraucher, als Erfi nder des Be-
griff es der »sozialen Marktwirtschaft«. 
Wie haben da die Krupps, die Klöck-
ners, die Quandts und Axel Springer 
verschmitzt gelacht. Helmut Kohl, der 

Kreator blühender Landschaften dank 
billigster Arbeitskräfte und verschwie-
genst sprudelnder Parteispenden. Oder 
auch der gewissermaßen selbsternann-
te Sozialdemokrat Gerhard Schröder, 
dessen »Agenda « samt den Hartz-
Reglementierungen heute noch immer 
und immer mehr zu einer ökologisch 
sinnvollen Verwertung überlagerter Le-
bensmittelreste sorgt. Ganz zu schwei-
gen von seiner selbstlosen Pfl ege der 
deutsch-sowjetischen Freundschaft.

Traurig, dass man solche Polit-Profi s 
heutzutage mit der Lupe suchen muss. 
Peter Gauweiler, der Jura-Millionär und 
Zeitmanagement-Primus, was seine 
Bundestagspräsenz betriff t, wäre eine 
solche Perle, hätte er im eitelkeitszer-
fressenen Gemütsmulch seiner Fraktion 
denn genug zu sagen. Oder eben mein 
mutmaßlicher Boss, Wolfgang Schäuble, 
der seit Jahrzehnten einfach alles klar 
durchblickt, der hochkompetent durch 
die verschiedensten Ressorts pfl ügt, 
pflügen muss, weil sein eigentlich 
angemessener Stammplatz von einer 
ostdeutschen Vollbremse beklebt bleibt.

Woher die rund neunhundert Mil-
lionen Euro nun genau kamen, die 
mich in die Lage versetzten, eine erste 
»Deutsche Polit-Profi -Akademie« ins 
Leben zu rufen, konnte ich bei allem 
investigativen Talent leider nicht eru-

ieren. Umso klarer waren die Vorgaben 
für die Startkonfiguration des Insti-
tutes. Es handelt sich um einen Über-
Aufbau-Studiengang. Aufgenommen 
werden Master-Absolventen in BWL, bei 
besonderer Bewährung auch VWL, Ma-
thematiker und Physiker mit Spitzen-
abschluss. Sie erhalten nach strengem 
körperlichem, seelischem und menta-
lem Gesundheitscheck ein sechsstel-
liges Semesterstipendium, kostenlose 
Mitgliedschaft bei einer C-Partei samt 
Quereinsteiger-Garantie dank Spitzen-
platz für die nächste Bundestagswahl im 
Fall der erfolgreichen Abschlussprüfung.

Die Professuren für Ethik und ge-
samtgesellschaftliche Wertegestaltung 
besetzen Dirk-Jens Nonnenmacher 
(Ex-Nordlandesbank-Chef), Jürgen 
Fitchen (Noch-Deutsche-Bank-Boss), 
und Bernie Ecclestone (Formel ). Er 
kümmert sich kommissarisch auch 
um die inhaltliche Formatierung der 
juristischen Fakultät. Als Praxis-Tutor 
hat ab Freigang bereits Uli Hoeneß zu-
gesagt. Die Fächer Volksbildung, Auf-
klärung und Konsumenten-Education 
übernehmen RTL-Chefi n Anke Schäfer-
kordt, Mathias Döpfner (Springer) und 
der »Geiz-ist-geil«-Erfi nder Constantin 
Kaloff  aus der Hamburger Werbeagentur 
Jung von Mat. Mehr will ich noch nicht 
verraten. Schließlich handelt es sich bei 

diesem Elite-Institut um die vielleicht 
letzte Hoff nung für den deutschen Par-
lamentarismus. Gefahr droht vielseitig. 
Und erste heimtückische Heckenschüs-
se kommen schon aus Bayern (natür-
lich) und Berlin (ausgerechnet). Sicher-
heitshalber habe ich mir aber schon eine 
kleine autarke Insel namens Maui (ehe-
mals Hawai) gekauft. Das eigentliche 
Mutterland der Demokratie, die USA, 
haben da gerade unter ökonomischen 
Gesichtspunkten sehr vernünftig agiert. 
Einzige Einschränkung: Aufnahme von 
hundert Guantanamo-Häftlingen und: 
K ein Asyl für Edward Snowden…

Theo Geißler ist Herausgeber von 
Politik & Kultur
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TTIP-Beirat des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft 
und Energie
Am . Juni  fand die zweite 
Sitzung des Beirates »TTIP« des 
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) statt. 
Wirtschaftsminister Sigmar Ga-
briel hat diesen Beirat berufen, 
um Vertreter aus Verbänden und 
Wirtschaft über den Fortgang der 
Verhandlungen zum Freihandels-
abkommen zu informieren und um 
für mehr Transparenz zu sorgen. 
Gegenstand der zweiten Beirats-
sitzung war das Themenfeld TTIP 
und Kultur.  
Rupert Schlegelmilch stellte die 
Position der Europäischen Kom-
mission dar. Olaf Zimmermann 
fragte für den Deutschen Kulturrat 
kritisch nach. 
Zwar versicherten Vertreter der 
EU-Kommission, dass Kultursub-
ventionen nicht angetastet wer-
den und die kulturelle Vielfalt und 
Kulturförderung in Deutschland 
und der EU nicht gefährdet sei, 
Einblicke in den Vertragstext wur-
den jedoch nicht gewährt.

EBI gegen TTIP startet im 
September
Im September startet die Europä-
ische Bürgerinitiative (EBI). Die 
Initiative »Stop TTIP« fordert die 
EU-Kommission auf, dem EU-
Ministerrat zu empfehlen, das 
Verhandlungsmandat über die 
Transatlantische Handels- und 
Investitionspartnerschaft (TTIP) 
aufzuheben und auch das um-
fassende Wirtschafts- und Han-
delsabkommen (CETA) nicht ab-
zuschließen. Hinter der Initiative 
stehen knapp  Organisationen 
aus  EU-Mitgliedsländern. In 
Deutschland koordinieren die 
Organisationen Attac, Campact, 
BUND, Mehr Demokratie, das 
Umweltinstitut München und der 
Naturschutzbund Deutschland . 
(NABU) die EBI. Auch Brot für 
die Welt, der Deutsche Kulturrat 
und die GEW gehören dem stetig 
wachsenden Bündnis an. Die EBI 
ist erfolgreich, wenn eine Milli-
onen Unterschriften nach einem 
bestimmten Proporz-Schlüssel in 
sieben Mitgliedsstaaten gesam-
melt wurden.
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